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I.  Kapitel. 

Die  Kosten  der  Wasserversorgung. 

A.  Die  Produktionskosten  der  zentralen  Wasser¬ 
versorgung. 

Die  Produktionskosten  setzen  sich  bekanntlich  zusammen: 

1.  aus  den  Kosten  für  die  Verzinsung  des  Anlagekapitals, 

2.  aus  den  Abschreibungen  für  die  Wertminderung  der  Anlagen, 

3.  aus  den  Betriebskosten. 

In  dieser  Zusammensetzung  werden  die  Produktionskosten  ge¬ 
wöhnlich  als  ,, Selbstkosten“  bezeichnet,  weil  die  Aufwendungen 
an  Sachgütern  und  Arbeit  zur  Produktion  in  der  Regel  vom  Wirt¬ 
schaftssubjekt  ausgehen.  Bei  der  kommunalen  Wasserversorgung 
sind  häufig  die  durch  die  Produktion  erforderlichen  Aufwendungen 
und  die  Aufwendungen  des  Wirtschaftssubjekts  nicht  identisch. 
Es  sollen  daher  die  „Selbstkosten“  im  weiteren  Verlauf  der  Abhand¬ 
lung  nur  die  Aufwendungen  des  Wirtschaftssubjekts  ausdrücken, 
während  die  „Produktionskosten“  die  gesamten  durch  die  Pro¬ 
duktion  bedingten  Aufwendungen  darstellen. 

Wenn  wir  nach  dieser  begrifflichen  Auseinandersetzung  nun¬ 
mehr  dazu  übergehen,  die  Kosten  der  Wasserversorgung  zu  unter¬ 
suchen,  so  müssen  wir  uns  zunächst  folgender  Tatsachen  bewußt 
werden : 

1.  daß  die  Wasserwerke  in  allen  Betriebsgrößen  Vorkommen, 
vom  kleinen  Wasserwerk  der  Landgemeinde  bis  zur  Wasserver¬ 
sorgung  der  Großstadt; 

2.  daß  die  Anlage  in  einer  ganzen  Reihe  technischer  Kon¬ 
struktionen  erscheint,  die  durch  die  natürlichen  Verhältnisse  be¬ 
dingt  sind; 

3.  daß  die  Arbeitsleistung  des  technischen  Apparates  in  erster 
Linie  eine  Funktion  der  geographischen  und  physikalischen  Ver¬ 
hältnisse  des  Landes  darstellt,  also  von  der  Produktionsmenge  in 
weitgehendem  Maße  unabhängig  ist. 
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4.  daß  die  Wasserversorgung  durchaus  nicht  immer  mit  ein¬ 
heitlichen  technischen  Anlagen,  sondern  unter  Einschaltung  ver¬ 
schiedener  technischer  Systeme  statt  findet. 

Unter  so  mannigfachen  Verhältnissen,  die  dazu  nur  die  wich¬ 
tigsten  Differenzierungen  der  Produktion  darstellen,  und  die  in 
der  verschiedensten  Weise  kombiniert  sein  können,  erscheint  es 
natürlich  ausgeschlossen,  ohne  weiteres  eine  vergleichende  Unter¬ 
suchung  der  Produktionskosten  anzustellen.  Um  hierzu  eine  Basis 
zu  gewinnen,  sollen  daher  bestimmte  typische  Erscheinungen  der 
Wasserversorgung  ausgewählt  werden,  die  ein  Maximum  gleicher 
wichtigen  Merkmale  auf  sich  vereinigen.  Als  solche  Typen  sollen  der 
Untersuchung  zugrunde  gelegt  werden: 

1.  Die  ländliche  Gravitationsleitung,  als 
die  typischste  Art  der  ländlichen  Wasserversorgung.  Sie  ist 
meistens  zugleich  Quellwasserleitung,  besitzt  den  bei  allen  Typen 
erforderlichen  Verteilungsapparat  sowie  die  Zuleitung,  dagegen 
keine  Wasserreinigungs- Anlage,  kein  Pumpwerk,  keinen  Wasser¬ 
turm1  und  versorgt  nur  eine  zusammenhängende  kleine  Ortschaft 
mit  Wasser. 

2.  Die  ländliche  Wasserleitung  mit  künst¬ 
licher  Wasserhebung.  Sie  liefert  Grundwasser,  besitzt 
gegenüber  i.  ein  Pumpwerk,  einen  Wasserturm,  aber  keine  Wasser¬ 
reinigungsanlage  und  versorgt  ebenfalls  eine  kleine  zusammen¬ 
hängende  Ortschaft  mit  Wasser. 

3.  Die  Gruppenwasserleitung.  Sie  arbeitet  mit 
künstlicher  Wasserhebung,  versorgt  mehrere  Ortschaften  mit 
Wasser  und  besitzt  außer  den  technischen  Einzelheiten  der  zweiten 
Type  noch  Verteilungsbehälter  und  Verteilungsleitung. 

4.  Diestädtische  Wasserleitung  mit  künst¬ 
licher  Wasserhebung.  Sie  unterscheidet  sich  von  der 
zweiten  Type  durch  die  Betriebsgröße  sowie  dadurch,  daß  hier  eine 
Wasserreinigungsanlage  zugelassen  ist. 

5.  Die  städtische  Talsperrenwasser-Ver¬ 
sorgung.  Sie  liefert  Talsperren wasser  und  gleicht  im  übrigen 
Type  4. 

Die  Aufstellung  typischer  Arten  der  Wasserversorgung  konnte 
selbstverständlich  nur  unter  Berücksichtigung  der  wichtigsten 
Merkmale  geschehen.  Eine  ganze  Reihe  von  Faktoren  mußte  ver- 


1  Sondern  nur  Bergbehälter. 
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nachlässigt  werden,  so  die  Art  der  Betriebskraft,  die  Förderhöhe, 
die  Entfernung  zwischen  Wassergewinnungs-  und  Konsumstelle 
und  bei  den  städtischen  Anlagen  das  Vorhandensein  einer  Wasser¬ 
reinigungsanlage.  Außerdem  werden  aus  der  Untersuchung  aus¬ 
geschieden:  die  Flußwasserleitungen,  die  städtischen  Gravitations¬ 
leitungen  und  die  verschiedensten  Kombinationen  der  aufgestellten 
Typen. 

Es  ist  klar,  daß  unter  solchen  Voraussetzungen  keine  be¬ 
stimmten  Zahlen  von  allgemeiner  Gültigkeit  aufgestellt  werden 
konnten,  sondern  nur  Grenzzahlen  für  die  einzelnen  Typen,  inner¬ 
halb  deren  die  Kosten  sich  bewegen,  so  daß  für  die  unberück¬ 
sichtigten  Merkmale  genügend  Spielraum  gelassen  ist.  Trotzdem 
beanspruchen  selbst  diese  nicht,  allgemeingültige  Zahlen  zu  sein. 

i.  Die  Kostenelemente  der  Produktion. 

Die  Kostenelemente,  aus  denen  die  Produktionskosten  in  der 
erwähnten  Zusammensetzung  hervorgehen,  sind  die  Anlage-  und 
Betriebskosten.  Man  bezeichnet  sie  als  feste  und  veränderliche 
Kosten.  Das  gegenseitige  Verhältnis  ist  nicht  absolut  festgelegt. 
Es  ist  ohne  weiteres  möglich,  die  festen  Kosten  zugunsten  der 
veränderlichen  Kosten  innerhalb  durch  die  Technik  gezogener 
Grenzen  herabzusetzen  oder  umgekehrt  zu  erhöhen.  Entscheidend 
dafür  sind  in  erster  Linie  wirtschaftliche  Überlegungen,  die  darauf 
abzielen,  ein  Minimum  von  Produktionskosten  zu  erhalten.  Schließ¬ 
lich  spielen  aber  auch  noch  lokale,  verwaltungspolitische  und  sub¬ 
jektive  Faktoren  herein.  So  wird  eine  rechnungsmäßige  Durch¬ 
führung  nur  bis  zu  einem  gewissen  Grad  möglich.  Sie  ist  letzten 
Endes  Sache  der  technischen  Ökonomik,  auf  die  hier  nicht  näher 
eingegangen  werden  kann1. 

a)  Die  Anlagekosten. 

Die  Größe  der  Anlagekosten  ist  für  die  einzelnen  Typen  aus 
den  folgenden  Tabellen  ersichtlich.  Als  Vergleichsmaßstab  der 
Kostengröße  wurde  die  allgemein  übliche  Beziehung  zu  der  Ein¬ 
wohnerzahl  beibehalten,  die  als  eine  Funktion  der  Anlagegröße 
angesehen  werden  kann.  Darnach  ergibt  sich  aus  den  einzelnen 


1  Vgl.  K.  Schmidt,  „Die  Ökonomik  der  Wärmeenergien.“  Berlin  1911. 
Kusch,  „Die  Betriebskräfte,  ihre  Betriebssicherheit,  Wirtschaftlichkeit  und 
Wahl  für  kleine  Wasserwerke.“ 
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Tabellen,  daß  eine  Regelmäßigkeit  innerhalb  der  einzelnen  Typen 
nicht  besteht. 

In  der  Hauptsache  sind  die  Gründe  dafür  in  den  natürlichen 
Verhältnissen  zu  suchen,  die  jeder  Wasserversorgung  zugrunde 
liegen.  Sie  äußern  sich  in  der  Lage  zum  Konsumgebiet  und  der 
Wasserergiebigkeit  der  Gewinnungsstelle.  Die  größere  Entfernung 
und  Förderhöhe  wirken  auf  eine  Erhöhung  des  Anlagekapitals 
hin,  ebenso  die  geringe  Ergiebigkeit  der  Grund  wasserströme  und 
die  geringe  Niederschlagshöhe  bei  Talsperrenanlagen. 

a)  Anlagekapital  ländlicher  Gravitationsleitungen1. 


Einwohner¬ 

Anlage¬ 

Anlagekapital 

Gemeinde 

zahl 

kapital 

pro  Kopf  der 

Bevölkerung 

JUL 

JL 

Mendlishauserhof  .  .  . 

IO 

6  160 

616 

Lugenhof . 

IO 

3400 

34° 

Ernatsreuthe . 

80 

10  400 

130 

Stadenhausen . 

124 

15  000 

121 

Gundenhausen . 

177 

19  700 

112 

Dilsberg . 

360 

33  102 

92 

Adersbach  . 

4i3 

54  36o 

132 

Peterstal . 

520 

42  200 

81 

Waldwimmersbach  .  .  . 

577 

31  800 

55 

Helmsheim . 

850 

4°  I5° 

47 

Eschelbach . 

134° 

54  38o 

40 

Hoffenheim . 

1530 

65  880 

43 

Lauderbach . 

1640 

89  240 

54 

Leutershausen . 

1640 

88  000 

53 

Steinsfurth- Rohrbach 

2150 

119630 

55 

Untergrombach  .  .  .  . 

2310 

88  280 

38 

Ziegelhausen  . 

2480 

79  680 

32 

Sinsheim . 

3000 

184  700 

62 

Eppingen . 

345° 

220  240 

65 

Donaueschingen  .  .  .  . 

3700 

223  900 

60 

Emmendingen . 

4500 

204  350 

45 

b)  Anlagekapital  ländlicher  Wasserleitungen  mit  künstlicher  Wasserhebung. 

Einwohner-  Betriebs- 

Anlage¬ 

Anlagekapital 

Gemeinde 

zahl 

kraft 

kapital 

pro  Kopf  der 

Bevölkerung 

JL 

JL 

Maurach . 

IO 

Wasser 

3  54° 

354 

Oberhof  . 

Wasser 

7970 

398 

1  Zusammengestellt  nach  den  Akten  der  Kulturinspektion  Heidelberg 

und  Grahn:  „Die  Wasserversorgung 

im  Deutschen 

Reich“ 

(1902). 

II 


Einwohner-  Betriebs-  Anlage-  Anlagekapital 
Gemeinde  zahl  kraft  kapital  pro  Kopf  der 

Bevölkerung 


A 

A 

Augustenberg  .... 

.  •  50 

Gas 

22  000 

44° 

Straßenheimerhof  .  . 

.  .  125 

Benzin 

37  74° 

3°o 

Mainwangen . 

Wasser 

18  190 

73 

Fürstenberg . 

•  •  347 

Wasser 

32  400 

93 

Oettlingen  . 

.  .  490 

Elektr.  Kr. 

35  900 

73 

Gauangelloch  .... 

.  .  510 

Wasser 

32  58° 

63 

Heligenberg . 

•  •  55° 

Wasser 

53  7oo 

97 

Allmendshofen  .  .  . 

.  .  690 

Elektr.  Kr. 

40530 

58 

Döggingen . 

•  *  7°5 

Wasser 

45  600 

65 

Mundelfingen  .... 

•  •  730 

Wasser 

91  500 

126 

Merchingen . 

Wasser 

80  200 

80 

Büchenbronn  .... 

.  .  1300 

Wasser 

53  160 

39 

Huchenfeld-Würm  .  . 

.  .  2000 

Wasser 

161  960 

79 

Walldürn . 

.  .  3600 

Dampf 

130  200 

4i 

Wiesloch . 

•  •  335° 

Wasser 

106  780 

32 

Ladenburg . 

.  .  3400 

Elektr.  Kr. 

204  920 

60 

Plankstadt . 

•  •  377° 

Gas 

209  000 

57 

Kirchheim . 

.  .  3890 

Elektr.  Kr. 

216  760 

56 

c)  Anlagekapital  ländlicher  Gruppenversorgungen.1 


Zahl  der 

Ein-  Betriebs- 

Anlage¬ 

Anlagekap. 

Gruppe 

versorgt. 

wohner-  kraft 

kapital 

pro  Kopf  d. 

Orte 

zahl 

Bevölkerung 

JL 

JL 

Albwasser- Gruppe  XI 

4 

1  000  Dampf 

100  000 

76 

Albwasser- Gruppe  VIII 

3 

1  300  Wasser 

160  650 

120 

Albwasser- Gruppe  VI 

IO 

2  000  Wasser 

460  700 

221 

Albwasser- Gruppe  VII 

9 

2  000  Wasser 

506  300 

250 

Reu  tlinger- Gruppe 

3 

2  100  Wasser 

1 19  5°° 

57 

Albwasser- Gruppe  X  . 

5 

2  300  Wasser 

240  000 

104 

Albwasser- Gruppe  IX 

4 

2  900  Wasser 

396  200 

134 

Albwasser- Gruppe  XIII 

3 

3  000  Wasser 

343  5°o 

112 

Heuberg  -  südl.  d.  Donau 

11 

3  200  Wasser 

585  5°o 

185 

N  ahe- Apfelbach-  Gruppe 

5 

3  300  Gas 

316500 

95 

Albwasser- Gruppe  III 

9 

3  700  Wasser 

557  5°o 

150 

Albwasser- Gruppe  IV 

9 

3  900  Wasser 

595  5°o 

151 

Albwasser- Gruppe  XII 

25 

4  600  Wasser 

531  000 

114 

Alb-Pfinz-Plateau-Gr. 

5  600  Wasser 

503  200 

88 

Heuberg-Gr.  südl.  d.  S. 

16 

6  000  Wasser 

763  600 

126 

1  Zusammengestellt  nach  Grahn:  „Die  Wasserversorgung  im  Deutschen 
Reich,“  nach  den  Akten  der  Kulturinspektion  Heidelberg  und  nach  Mit¬ 
teilungen  des  Herrn  Baurat  v.  Boehmer,  Mainz. 
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Zahl  der 

Ein-  Betriebs- 

Anlage¬ 

Anlagekap. 

Gruppe 

versorgt. 

wohner-  kraft 

kapital 

pro  Kopf  d. 

Orte 

zahl 

Bevölkerung 

Ji 

Albwasser- Gruppe  V  . 

•  25 

7  200  Wasser 

1  225  000 

169 

Neckar- Gruppe.  .  .  . 

3 

7  600  Elek.  Kr. 

365  5°° 

48 

Albwasser- Gruppe  II 

.  IO 

7  900  Wasser 

925  600 

116 

Albwasser- Gruppe  I  . 

19 

8  500  Wasser 

860  500 

100 

Härtsfeld-Gruppe.  .  . 

47 

8  700  Wasser 

1  200  000 

138 

Bodenheimer- Gruppe  . 

8 

10  000  Gas 

585  000 

58 

Selz-Wiesbach-Gruppe 

18 

1 5  900  Gas 

1  400  000 

87 

Seebach- Gruppe  .  .  . 

15 

17900  Gas 

1  399  000 

78 

Rhein- Selz- Gruppe  .  . 

23 

20  800  Gas 

2  025  000 

97 

d)  Anlagekapital  städtischer  Wasserleitungen  mit  künstlicher  Wasserhebung.1) 


Gemeinde 

Einwohner- 

Betriebs¬ 

Anlage¬ 

Anlagekapital 

zahl 

kraft 

kapital 

pro  Kopf  der 
Bevölkerung 

JA 

Ji 

Schwetzingen  .  .  . 

Gas 

265  580 

41 

Lörrach . 

Dampf 

212  700 

3i 

Weinheim . 

Dampf 

339  800 

45 

Offenburg . 

Wasser 

368  320 

48 

Durlach . 

Wasser 

420  230 

45 

Landau  i.  Pf.  .  .  . 

Dampf 

590  000 

43 

Aschaffenburg  .  .  . 

.  .  15  600 

Dampf 

434  7 00 

28 

Reutlingen  .... 

Gas 

521  000 

26 

Erlangen . 

Dampf 

525  000 

25 

Pirmasens . 

.  .  24500 

Dampf 

1  000  000 

40 

Colmar  i.  E . 

.  .  33  000 

Dampf 

1  000  000 

30 

Ludwigshafen  .  .  . 

.  .  39800 

Dampf 

1  115  000 

39 

Mainz . 

Dampf 

2  180  000 

26 

Danzig . 

.  .  109  000 

Dampf 

1  721  000 

16 

Krefeld . 

Dampf 

3  836  400 

35 

Straßburg  i.  E. 

.  .  180  200 

Dampf 

6  824  800 

38 

Bremen . 

Dampf 

10  601  OOO 

50 

Düsseldorf  .... 

.  .  253000 

Dampf 

8  523  600 

34 

Breslau . 

.  .  470  000 

Dampf 

16  676  400 

35 

Leipzig . 

Dampf 

12  894  100 

26 

Die  größere  Entfernung  erhöht  die  Kosten  für  die  Haupt¬ 
rohrleitung,  proportional  mit  der  Förderhöhe  wächst  die  Größe 
der  Pumpstation,  ebenes  Terrain  setzt  die  Anlage  eines  Wasser¬ 
turmes  voraus,  der  wesentlich  größere  Kosten  verursacht  als  ein 
Bergbehälter.  Nicht  einwandfreies  Wasser  bedingt  den  Bau  einer 

1  Zusammengestellt  nach  den  Akten  der  Kulturinspektion  Heidelberg, 
nach  Grahn,  a.  a.  O.  und  Geschäftsberichten  der  betr.  Städte. 
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e)  Anlagekapital  städtischer  Talsperrenwasserleitungen.1 


Einwohner-  Anlage-  Anlagekapital 
Gemeinde  zahl  kapital  pro  Kopf  der 

Bevölkerung 

JL  JL 

Lennep . .  .  .  12000  900000  75 

Ronsdorf .  14000  1020000  73 

Haspe .  22000  2250000  102 

Gotha .  37000  2473200  67 

Solingen .  50000  5134000  103 

Remscheid .  64  000  5  979  000  93 

Barmen .  163  500  8  447  000  52 

Chemnitz .  261  300  12  802  900  49 


Wasserreinigungsanlage.  Von  der  Dichtigkeit  der  Bebauung 
hängt  die  Länge  des  Rohrnetzes  und  die  Zahl  der  Hydranten  ab, 
von  der  Breite  der  Straße  die  Länge  der  Hausanschlüsse.  Dazu 
kommt  als  weiteres  Moment  die  technische  Vollkommenheit  der 
Anlage:  die  Qualität  des  verwendeten  Materials,  der  Rohrleitung, 
der  Maschinen  und  Gebäude.  Die  Einführung  von  Wassermessern 
bedeutet  gleichfalls  eine  Erhöhung  des  Anlagekapitals.  Schließlich 
übt  auch  die  allgemeine  Marktlage  ihren  Einfluß  auf  die  Anlage¬ 
kosten  aus.  Man  braucht  sich  nur  der  Preisbewegung  auf  dem  Röhren¬ 
markt  im  Jahre  1910  zu  erinnern.  Die  Preise  sanken  infolge  Auf¬ 
lösung  des  Röhrensyndikats  um  1  JL  pro  laufenden  Meter  Rohr. 
Das  bedeutet  für  eine  größere  Anlage  von  100  000  m  Rohrleitung, 
wie  sie  für  eine  Gruppenversorgung  von  etwa  8  bis  10  000  Ein¬ 
wohnern  erforderlich  ist,  einen  Unterschied  von  100  000  JL  des  An¬ 
lagekapitals.  Damit  haben  wir  nur  in  großen  Zügen  die  wichtigsten 
Momente  anführen  können,  die  auf  die  Höhe  des  Anlagekapitals 
ein  wirken. 

Im  besonderen  ist  über  die  einzelnen  Typen  folgendes  Zusagen. 

Bei  den  ländlichen  Wasserleitungen  der  ersten  und  zweiten 
Type  läßt  sich  innerhalb  der  Einwohnerzahl  10  bis  500  ein  rapides 
Herabgehen  der  Anlagekosten  konstatieren.  Man  kann  generell 
die  Annahme  machen,  daß  das  Anlagekapital  in  diesen  Grenzen 
von  mehr  als  100  JL  auf  60  JL  pro  Kopf  der  Bevölkerung  herabgeht. 
Bei  den  am  häufigsten  vorkommenden  ländlichen  Anlagen  für 
500  bis  5000  Einwohner  schwanken  die  Anlagekosten  zwischen 
60  und  40 JL  und  zwar  derart,  daß  die  Gravitationsleitungen  sich 

1  Zusammengestellt  nach  A.  Esterer,  „Die  wirtschaftliche  Bedeutung 
der  Talsperren  in  der  Rheinprovinz“,  H.  Lindemann,  „Kommunales  Jahr¬ 
buch“,  Jahrgang  1909,  und  Geschäftsberichten. 
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mehr  der  unteren  Zahlengrenze  nähern,  die  Leitungen  mit  künst¬ 
licher  Wasserhebung  mehr  der  oberen. 

Dem  gegenüber  stellen  sich  die  Anlagekosten  bei  den  Gruppen¬ 
versorgungen  bedeutend  höher.  Bei  16  Gruppenversorgungen  in 
Württemberg  kamen  auf  den  Kopf  der  versorgten  Bevölkerung 
durchschnittlich  133  Ji1.  Im  einzelnen  schwanken  die  Kosten 
(vgl.  Tabelle)  innerhalb  weiter  Grenzen.  Sie  sind  wesentlich  ab¬ 
hängig  von  der  gegenseitigen  Lage  der  Ortschaften,  der  Zahl  und 
Größe  der  versorgten  Gemeinden.  So  beliefen  sich  die  Anlage¬ 
kosten  der  Reutlinger  Gruppe  mit  3  Gemeinden  und  2100  Ein¬ 
wohnern  auf  57  Ji,  bei  der  Zwief alter- Achgruppe  mit  2000  ver¬ 
sorgten  Einwohnern  und  9  Gemeinden  auf  250  Ji  pro  Kopf  der 
Bevölkerung.  Die  badische  Neckargruppe  besitzt  außerordentlich 
niedrige  Anlagekosten.  Hier  waren  die  Bedingungen  für  eine  Grup¬ 
penversorgung  ganz  besonders  günstig.  Die  Ortschaften  liegen  nahe 
beieinander  und  sind  relativ  groß.  Die  Förderhöhe  geht  über  das 
normale  Maß  von  50  m  nicht  hinaus.  Demgegenüber  fördern  die 
hessischen  und  württembergischen  Gr  uppen  Versorgungen  das 
Wasser  bis  auf  200  m  Höhe  und  mehr,  die  Ortschaften  liegen  relativ 
weiter  auseinander.  Die  in  den  Tabellen  aufgeführten  Gr  uppen  ver- 
versorgungen  für  weniger  als  10  000  Einwohner  besitzen  im  all¬ 
gemeinen  Anlagekosten  von  über  100  Ji  pro  Kopf  der  Bevölkerung. 
Die  größeren  Anlagen  bewegen  sich  in  den  Grenzen  von  100  bis 
60  JH. 

Die  städtischen  Wasserleitungen  mit  künstlicher  Wasserhebung 
zeigen  Anlagekosten  in  Höhe  von  20  bis  40  Ji,  ohne  ein  ausge- 
gesprochenes  Herabgehen  der  Zahlen  mit  zunehmender  Größe  er¬ 
kennen  zu  lassen. 

Bei  den  städtischen  Talsperren  wasserleit  ungen  belaufen  sich 
die  Anlagekosten  auf  50  bis  100  Ji  Die  beschränkte  Zahl  der  vor¬ 
handenen  Anlagen  läßt  irgendwelche  weiteren  Schlüsse  nicht 
ziehen. 

DieVerteilungderAnlagekostenaufdietech- 
nischen  Einzelteile  der  Anlage. 

Die  Verteilung  des  Anlagekapitals  auf  die  technischen  Einzel¬ 
teile  der  Anlage,  wie  sie  aus  den  nachfolgenden  Tabellen  ersichtlich 
ist,  kann  eine  Regelmäßigkeit  natürlich  ebenso  wenig  erkennen 
lassen,  wie  das  Anlagekapital  selbst. 


1  Vgl.  Grahn,  „Die  städtische  Wasserversorgung  im  Deutschen  Reich“. 
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Bei  den  ländlichen  Gravitationsleitungen  treten  besonders  die 
Schwankungen  in  den  Kosten  für  die  Wassergewinnungsanlage 
hervor,  die  in  den  verschiedenen  Schwierigkeiten  der  Quellfassung 
begründet  liegen.  Die  Hochbehälter  beanspruchen  ca.  io  %  des 
Anlagekapitals,  Hauptrohrleitung,  Verteilungsnetz  und  Haus¬ 
anschlüsse  ca.  2/3  der  Anlagekosten. 

Verteilung  des  Anlagekapitals  auf  die  technischen  Einzelteile 

der  Anlagen. 

a)  Ländliche  Gravitationsleitungen1. 

Anlage-  %  des  Anlagekapitals 


kapital 

Wasser- 

Hoch- Haupt-  Ver- 

Haus¬ 

Son¬ 

Gemeinde 

gewinn.- 

be- 

rohr-  teil. 

an¬ 

stiges 

J6 

Anlagen 

hälter 

leitg.  Netz 

schlüsse 

Rothenberg  .... 

20  300 

5 

19 

49 

i9 

8 

Dilsberg . 

33  100 

3 

18 

62 

10 

7 

Adersbach  .... 

54  360 

26 

26 

18 

6 

4 

Peterstal . 

42  200 

20 

24 

44 

7 

5 

Wald wimmersbach  . 

31  800 

12 

17 

55 

12 

4 

Helmsheim  .... 

4°  15° 

7 

17 

57 

I5 

4 

Eschelbach  .... 

54400 

3 

14 

12 

47 

19 

5 

Michelfeld . 

99  55° 

4 

20 

9 

45 

17 

5 

Hoffenheim  .... 

65  900 

13 

15 

45 

22 

5 

Lauderbach  .... 

89  250 

13 

15 

17 

28 

*5 

12 

Leutershausen  .  .  . 

88  000 

7 

H 

19 

49 

9 

2 

Schönau  b.  H.  .  .  . 

41  800 

4 

12 

18 

45 

16 

5 

Untergrombach  .  . 

88  250 

15 

6 

52 

24 

3 

Ziegelhausen  .  .  . 

79  700 

10 

19 

I7V 

42 

10 

2 

Heidesheim  .... 

112350 

13 

9 

53 

25 

Sinsheim . 

184  700 

6 

6 

47 

3i 

5 

5 

Eppingen . 

220  250 

10 

10 

62 

10 

8 

Bei  der  zweiten  Type  zeigen  die  Kosten  der  Wassergewinnungs¬ 
anlage  eine  größere  Regelmäßigkeit,  wenn  man  Zornheim  als  außer¬ 
gewöhnlichen  Fall  ausscheidet.  Die  Zahlen  gehen  über  6  %  nicht 
hinaus.  Auf  die  Wasserförderung  entfällt  ungefähr  */4  bis  x/3  des 
Anlagekapitals.  Die  Hochbehälter  in  Form  des  Wasserturms  er¬ 
fordern  etwa  20  %  der  Anlagekosten.  Auf  Hauptrohrleitung,  Ver¬ 
teilungsnetz  und  Hausanschlüsse  verteilen  sich  ungefähr  50  %  der 
gesamten  Kosten.  Die  durch  die  Wasserförderungsanlage  bedingten 
höheren  Kosten  betragen  gegenüber  der  ländlichen  Gravitations¬ 
leitung  ca.  1/3  des  Anlagekapitals2. 

1  Nach  den  Akten  der  Kulturinspektion  Heidelberg. 

a  Unter  der  Annahme,  daß  die  Kosten  der  Wasserförderungsanlage 
für  die  Gravitationsleitung  =  o  gesetzt  werden. 
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b)  Ländliche  Wasserleitungen  mit  künstlicher  Wasserhebung1. 


Gemeinde 

Anlage- 

%  des  Anlagekapitals 

kapital 

.  c 
c  li 
•—  ho 

52 

o ; 

*  « 

bo  5 

1-  < 

ü  • 

in  bo 
«J  C 

Wasser- 

törderung 

*3 

j: 

o 

J3 

JS 

O 

O 

lauptrohi 

leitung 

rteilungsr 

Haus- 

inschlüss« 

Sonstiges 

£  g 

X 

> 

Straßenheimerhof 

37  750 

6 

35 

34 

21 

4 

Gauangelloch  .  .  . 

32  600 

3 

30 

12 

40 

IO 

5 

Zornheim . 

90  850 

22 

12 

7 

12  20 

IO 

1 7 

Eppelheim  .... 

164  200 

3 

34 

22 

27 

12 

2 

Wiesloch . 

106  750 

6 

18 

16 

42 

12 

6 

Ladenburg . 

204  900 

4 

26 

22 

33 

IO 

5 

Plankstadt  .... 

209  000 

2 

33 

20 

26 

l6 

3 

Kirchheim  .... 

216  750 

6 

27 

18 

40 

9 

— 

Hockenheim  .... 

562  300 

3 

11 

J5 

15 

54 

2 

c)  Ländliche  Gruppenversorgungen1 2. 

Gemeinde 

Anlage¬ 

%  des 

Anlagekapitals 

kapital 

.  e 
c  V 
•-  ho 

ho 

V 

u  1 

V 

£  « 
ho  c 

u  • 

OT  * 

in  bo 
cd  c 

Wasser- 

förderun 

xd 

x: 

V 

X 

X 

u 

lauptroh 

leitung 

teilungsi 

Haus- 

nsrhlüss 

£ 

• 

O 

Ji/b. 

£  § 

* 

_  u 

<u 

> 

es 

Neckar- Gruppe.  .  . 

365  OOO 

4 

32 

2  38 

24 

— 

Bodenheimer-  Gruppe 

585  OOO 

2 

12 

II 

54 

— 

21 

Gäu- Gruppe  .... 

1  392  OOO 

3 

IO 

5 

11  50 

l8 

3 

Bei  den  ländlichen  Gruppenversorgungen  gehen  die  Zahlen 
für  die  Wasserförderung  und  Hochbehälter  prozentual  gegenüber 
der  zweiten  Type  zurück  (auf  io  bis  15  %).  Dafür  steigen  die  Kosten 
für  Hauptrohrleitung,  Verteilungsnetz  und  Hausanschlüsse  v.  50% 
auf  ca.  75  %  des  Anlagekapitals. 

Die  städtischen  Wasserleitungen  mit  künstlicher  Wasser¬ 
hebung  zeigen  ähnliche  Tendenzen  wie  die  Gruppen  Versorgung. 
Mit  zunehmender  Betriebsgröße  sinken  die  Kostenanteile  der 
Wasserförderungsanlage  und  des  Hochbehälters,  dagegen  wachsen 
die  Kosten  für  Verteilungsnetz  und  Hausanschlüsse.  So  betragen 

1  Zusammengestellt  nach  den  Akten  der  Kulturinspektion  Heidelberg 
und  Mitteilungen  des  Herrn  Baurat  von  Boehmer  (Mainz)  und  Herrn  Baurat 
Groß  (Stuttgart). 

2  Zusammengestellt  nach  den  Akten  der  Kulturinspektion  Heidelberg 
und  Mitteilungen  des  Herrn  Baurat  Groß. 
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in  Schwetzingen  die  Kosten  der  Wasserförder ungsanlage  25  %, 
in  Straßburg  und  Düsseldorf  nur  12  bzw.  14%,  die  Kosten  des 
Hochbehälters  in  Schwetzingen  20  %,  in  Düsseldorf  und  Straß¬ 
burg  nur  4  bzw.  7  %,  die  Kosten  für  Rohrleitung  und  Haus¬ 
anschlüsse  in  Schwetzingen  49  %,  in  Düsseldorf  und  Straßburg 
dagegen  74  bzw.  69  %  des  Anlagekapitals. 


d)  Städtische  Wasserleitungen  mit  künstlicher  Wasserhebung1. 


Anlage- 

%  des  Anlagekapitals 

Gemeinde 

kapital 

in 

1000  M. 

rund  und 

Boden 

i  = 

<u  2 
w  a 
tn  a 
cd  •— 

£  s 

Wasser* 

irderung 

Hoch¬ 

behälter 

0  , 

u  S  V 

'S,  2  ^ 

3  ju  •* 

N 

0) 

,  ö 

- 1 

Haus- 

nschlüsse 

ionstiges 

O 

bJD 

V« 

X  ~ 

•c 

w 

Ul 

Schwetzingen 

.  .  266 

— 

4 

25 

20 

35 

H 

2 

Großenhain  . 

.  .  404 

— 

4 

_I9 

5 

47 

!5 

IO 

Cöthen  .  .  . 

•  •  439 

— 

23 

12 

5 

30 

19 

II 

Bernburg  .  . 

.  .  450 

— 

5 

22 

15 

33 

16 

9 

Koblenz  .  . 

.  .  900 

5 

4 

20 

*5 

28 

20 

6 

Duisburg  .  . 

•  •  93i 

2 

3 

22 

16 

55 

— 

4 

Mannheim 

•  •  2  374 

— 

IO 

14 

19 

17 

34 

4 

1 

Krefeld  ... 

.  .  1501 

7 

3 

15 

16 

39 

16 

4 

Aachen  .  .  . 

•  .  3  240 

3 

21* 

19 

6 

34 

8 

9 

Düsseldorf 

.  .  2  962 

2 

3 

I4 

4 

74 

3 

Straßburg  .  . 

.  .  6  825 

2 

2 

12 

7 

58 

11 

8 

e)  Städtische  Talsperren  Wasserversorgungen2. 

Kosten  der  Tal- 

Kosten  des 

Gemeinde 

Anlage¬ 

sperre  in  Prozenten  übrigen  Teils 

kapital 

des  gesamten 

der  techn. 

Anlagekapitals 

Anlage 

0/ 

/o 

Lennep  .  .  . 

900  000 

42 

58 

Ronsdorf  .  . 

1  020  000 

5° 

5° 

Haspe .... 

2  250  000 

64 

36 

Solingen .  .  . 

5  x34  000 

44 

56 

Remscheid .  . 

5  979  000 

43 

57 

Barmen  .  .  . 

8  447  000 

21 

79 

Chemnitz  .  . 

12  802  900 

14 

86 

Über  die  städtischen  Talsperren  Wasserleitungen  konnten  nur 
die  Prozentzahlen  für  die  Wassergewinnungsanlagen  gegeben 
werden.  Sie  gehen  bei  den  kleineren  Städten  auf  50  %  und  mehr 
des  Anlagekapitals,  in  den  größeren  Städten  Barmen  und  Chem¬ 
nitz  betragen  sie  nur  21  bzw.  14  %  der  Anlagekosten. 

1  Zusammengestellt  nach  Grahn  a.  a.  O.  und  Geschäftsberichten. 

*  Die  Wasser gewinnung  erfolgt  durch  Stollenanlage. 

2  Zusammengestellt  nach  A.  Esterer,  a.  a.  O.  und  Th.  Weyl,  „Die 
Betriebsführung  städtischer  Wasserwerke.“ 


Steuer,  Wasserversorgung. 


2 


1 8 


b)  Die  Betriebskosten. 

Die  Betriebskosten  setzen  sich  nach  der  allgemein  üblichen 
Einteilung  zusammen: 

1.  aus  den  Verwaltungskosten, 

2.  aus  den  Arbeitskosten, 

3.  aus  den  Betriebsmaterialkosten, 

4.  aus  den  Unterhaltungskosten, 

5.  aus  den  sonstigen  Kosten. 

Die  Betriebskosten, 
a)  Ländliche  Gravitationsleitungen1. 


Löhne 

Unter¬ 

Sonstiges 

Summe  der 

Kosten 

Gemeinde 

und 

haltungs¬ 

Betriebs¬ 

pro  cbm 

Gehälter 

kosten 

kosten 

in 

0/ 

/o 

0/ 

/o 

0/ 

/o 

JUL 

Rothenberg  .... 

57 

— 

43 

70 

U4 

Hohensachsen  .  .  . 

100 

— 

V— 

100 

0.9 

Lützelsachsen  .  .  . 

24 

70 

6 

500 

2,9 

Großsachsen  .  .  . 

65 

35 

— 

305 

I»7 

Michelfeld . 

30 

32 

38 

336 

I»7 

Leutershausen  .  .  . 

63 

H 

23 

359 

L5 

Neckarbischofsheim 

23 

74 

3 

432 

i,8 

Schönau . 

88 

IO 

2 

171 

0,6 

Dossenheim  .... 

63 

12 

25 

395 

1,2 

Rohrbach . 

15 

81* 

4 

3  305 

10,0 

Nußloch . 

44 

45 

11 

230 

0,6 

Sinsheim  a.  E.  .  .  . 

18 

5 

77* 

2  170 

5»° 

b)  Ländliche  Wasserleitungen  mit  künstlicher  Wasserhebung.2 

Ein-  Betriebs-  Unter-  Gehälter  Summe  d. Kosten 


Gemeinde 

wohner- 

material-  haltungs- 

und 

Betriebs¬ 

pro 

zahl 

kosten 

kosten 

Löhne 

kosten 

cbm 

0/ 

/o 

0/ 

/o 

0/ 

/o 

JL 

% 

Zornheim  .  .  . 

970 

61 

39 

1 176 

I4*4 

Selzen  .... 

910 

55 

35 

2397 

I7.1 

Wallertheim  .  . 

.  1 220 

36 

64 

1  393 

11,8 

Oberolm .... 

.  1 430 

53 

47 

1  905 

13.5 

Finthen  .... 

•  3  330 

33 

67 

2  827 

12,0 

Ladenburg.  .  . 

.  3400 

73 

27 

4  995 

10,1 

1  Zusammengestellt  nach  einer  Umfrage  des  Herrn  Baurat  Walliser, 
Heidelberg. 

*  Diese  Zahlen  sind  durch  Erweiterungen  und  außergewöhnliche  Unter¬ 
haltungskosten  hervorgerufen. 

2  Nach  Mitteilungen  des  Herrn  Baurat  v.  Boehmer,  Mainz. 
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Ein. 

Betriebs- 

-  Unter-  Gehälter  Summe  d. Kosten 

Gemeinde 

wohner- 

material- 

-  haltungs 

und 

Betriebs¬ 

pro 

zahl 

kosten 

kosten 

Löhne 

kosten 

cbm 

0/ 

/o 

% 

% 

c  4t 

4 

Hechtsheim  .  .  . 

3  5°° 

3i 

69 

3400 

10,3 

Oberingelheim  .  . 

3  51 2° 

64 

36 

1  704 

5,5 

Kirchheim  .  .  . 

3900 

73 

27 

5564 

10,0 

Vilbel  . 

4  900 

24 

76 

6338 

12,0 

Bretzenheim  .  .  . 

5900 

33 

67 

4227 

9,7 

Weisenau  .... 

6300 

43 

57 

4  639 

6,3 

Kostheim  .... 

7300 

48 

52 

4  090 

5.o 

c)  Ländliche  Gruppenversorgungen1. 


Gruppe 

Ein¬ 

Betriebs- 

Unter-  Löhne 

Gesamte 

Kosten 

wohner¬ 

material-haltungs-  und 

Betriebs¬ 

pro 

zahl 

kosten 

kosten  Gehälter 

kosten 

cbm 

0/ 

/o 

0/ 

/o 

0/  0/ 

/o _  /o 

JUL 

Nahe-Apfelbachgr. 

3  320 

43 

57 

6520 

12,7 

Bodenheimergruppe 

10  000 

21 

79 

9978 

9.6 

Selzwiesbachgruppe 

15  935 

27 

73 

15685 

9.2 

Gäugruppe  .... 

16550 

70  26 

12  400 

5.2 

Seebachgruppe  .  . 

17  890 

3i 

69 

22  866 

9,9 

Rhein-Selzgruppe  . 

20  800 

22 

78 

23  825 

8,4 

Über  die  Größe  und  Zusammensetzung  der  einzelnen  Faktoren 
geben  die  beifolgenden  Tabellen  Aufschluß.  Wenn  auch  die  Be¬ 
triebskosten  bei  vielen  Wasserwerken  in  dieser  Gruppierung  er¬ 
scheinen  oder  wenigstens  eine  Zusammenstellung  in  dieser  Form 
ermöglichen,  so  herrscht  doch  in  der  Abgrenzung  der  einzelnen 
Faktoren  keine  große  Übereinstimmung.  Es  können  daher  die 
Tabellen  immer  nur  relative  Vergleichswerte  darstellen. 

Im  einzelnen  ist  über  das  Wesen  und  die  Größe  der  Faktoren 
folgendes  zu  sagen. 

Die  Verwaltungskosten  stellen  sich  in  der  Haupt¬ 
sache  dar  als  Ausgaben  für  Drucksachen,  Bureaumaterialien, 
Zeichenmaterialien,  Fernsprechgebühren,  Mobiliar,  Portoauslagen, 
Bureaumiete  usw.  Sie  sind  bei  den  ländlichen  Wasserleitungen 
(Type  i,  2  und  3)  so  gering,  daß  man  sie  ohne  weiteres  vernach¬ 
lässigen  kann.  In  den  städtischen  Wasserleitungen  gehen  sie  selten 
über  5  %  der  gesamten  Betriebskosten  hinaus. 

1  Nach  Mitteilungen  der  Herren  Bauräte  v.  Boehmer  (Mainz)  und  Groß 

(Stuttgart). 
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d)  Städtische  Wasserleitungen  mit  künstlicher  Wasserhebung1. 

Ein-  Ver-  Kosten  für  Kosten  des  Unter-  Kosten  für  Gesamte  Kosten 

Gemeinde  wohner-  waltungs-  Arbeitslöhne  Betriebs-  haltungs-  sonstige  Betriebs-  pro 

zahl  kosten  u.  Gehälter  materials  kosten  Zwecke  kosten  cbm 
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Die  Arbeitskosten  bestehen  aus  den  Löhnen  der  Ar¬ 
beiter  und  den  Gehältern  der  Angestellten.  Richtigerweise  gehören 
dazu  auch  die  Beiträge  zur  Kranken-,  Invaliden-  und  Unfallver¬ 
sicherung,  die  Pensionen,  Ruhelöhne  und  Unterstützungen. 

Die  Gehälter  sind  allgemein  als  eine  Funktion  der  Betriebs¬ 
größe  anzusehen.  Sie  treten  bei  den  ländlichen  Wasserleitungen 
(Typei  und  2),  diemeist  im  Ehrenamt  verwaltet  werden  und  keine 
besondere  Arbeitskraft  erfordern,  nicht  in  die  Erscheinung,  wohl 
aber  bei  den  Gruppen  Versorgungen,  die  ihren  Ausschußmitgliedern 
mindestens  einen  Ersatz  der  Reisekosten  gewähren.  In  den  städti¬ 
schen  Anlagen  überwiegen  zum  Teil  die  Kosten  der  Gehälter  die 
der  Arbeitslöhne,  wie  aus  den  angeführten  Beispielen  hervorgeht. 


Gehälter 

Löhne 

JL 

JL 

Heilbronn . . 

.  .  .  9750 

7400 

Mühlheim  a.  Ruhr  .  .  . 

21  205 

Straßburg . . 

36050 

Mannheim . . 

24  068 

Düsseldorf . 

.  .  .  95  5l8 

45  126 

Die  Arbeitslöhne  bilden  in  den  ländlichen  Anlagen  die  gesamten 
Arbeitskosten.  Sie  bestehen  bei  den  Gravitationsleitungen  aus  dem 
Lohn  des  ,, Brunnenmeisters“,  der  in  den  betrachteten  badischen 
Gemeinden  jährlich  100  bis  250  JL  beträgt.  Bei  der  zweiten  Type 
kommen  zu  diesen  Ausgaben  noch  die  Kosten  des  Maschinen¬ 
wärters  im  Betrage  von  1000  bis  1500  JL  bei  voller  Beanspruchung 
der  Arbeitskraft.  Für  die  Gruppen  Versorgung  des  Rhein- Selz¬ 
gebietes  sind  folgende  Arbeitskräfte  in  Verwendung1:  1  Maschinen¬ 
meister  (1800  JL),  1  Hilfsmaschinist  (1200  JL),  1  Leitungsaufseher 
(300  JL)  und  23  Ortswassermeister  (ä  60  JL) .  In  den  Städten  ist  die 
Zahl  der  Arbeiter  nicht  allein  von  der  Betriebsgröße  abhängig, 
sondern  in  weitgehendem  Maße  von  der  technischen  Konstruktion 
der  Anlage.  Einen  klaren  Einblick  in  die  Verwendung  der  Arbeits¬ 
kräfte  beim  Betrieb  eines  größeren  Wasserwerkes  gestattet  die 
folgende  Zusammenstellung,  die  dem  Bremer  Geschäftsbericht 
entnommen  ist: 


S. 


45- 


Boehmer,  „Die  Wasserversorgung  des  Rhein- Selz- Gebietes“, 
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Auf  den  Tag  von  24  Stunden  sind  im  Bremer  Wasserwerk  durchschnittlich 

verwendet:1 


im  Jahre  1909 

bei  der  Wasserförderung .  14,4  Personen 

,,  ,,  Wasser  filtration .  68,7 

,,  ,,  Wasserversorgung .  10,4 

,,  „  Kohlenanfuhr .  2,4 

,,  ,,  Wassermesser-Probierstation .  3,0 

für  Botenwege  und  Bewachung  der  Anlagen .  1,9 

,,  Werkstättenbetrieb .  19,7  ,, 

bei  der  Unterhaltung  der  Gebäude .  2,1 

,,  „  ,,  der  Straßen  und  Plätze  ....  1,2 

,,  ,,  ,,  der  Wasserreinigungsanlagen  .  .  10,1 

,,  „  ,,  der  maschinellen  Anlagen  ...  4,7  ,, 

,,  „  ,,  des  Wasserrohrnetzes .  35,0 

beim  Legen  von  Hauptröhren .  7,2  ,, 

bei  sonstigen  Erweiterungen .  0,1 

bei  der  elektrischen  Beleuchtung .  0,8 


171,7  Personen 

Man  ersieht  daraus,  daß  die  Wasserfiltration  weitaus  den 
größten  Teil  aller  Arbeitskräfte  beansprucht,  an  zweiter  Stelle  steht 
das  Rohrnetz  und  erst  an  vierter  Stelle  die  Wasserförderung. 

Über  die  Zahl  der  Beamten  und  Arbeiter  und  die  wichtigsten 
Berufsdifferenzierungen  sowie  über  die  Höhe  der  Löhne  und  Ge¬ 
hälter  in  den  städtischen  Wasserwerken  geben  die  folgenden  Zu¬ 
sammenstellungen  einigen  Aufschluß. 


Zahl  der  Arbeiter  und  Angestellten.* 

Gesamt-  Zahl  der  Zahl  der  Gesamt-  Zahl  der  Zahl  dei 


Städte 

zahl  der  gelernten  ungelern.  zahl  der 

Büro- 

•  Techn.  Unter- 

Arbeiter  Arbeiter  Arbeiter  Beamten 

Beamten 

beamt. 

Homburg  v.d.H. 

11 — 16 

6 

5—10 

4 

2 

1 

1 

Gotha . 

8 

3 

5 

11 

11 

— 

Gießen  .  .  .  . 

30—5° 

20 

10—30 

— 

— 

_ * 

Heilbronn  .  .  . 

5 

4 

1 

— 

— 

_ * 

Bromberg  .  .  . 

65 

17 

48 

— 

— 

_ * 

Freiburg  i.  Br.  . 

23 

15 

8 

IO 

4 

2 

4 

Würzburg  .  .  . 

6 

2 

4 

19 

8 

3 

8 

Straßburg  .  .  . 

32 

20 

12 

16 

7 

7 

2 

Breslau  .  .  .  . 

5 

— 

— 

37 

IO 

24 

3 

Frankfurt  a.  M. 

290 

200 

90 

84 

53 

3i 

Berlin  .  .  .  . 

500-600 

— 

— 

260 

— 

— 

— 

1  Geschäftsübersicht  der  Beleuchtungs- 

und  Wasserwerke  der  freien 

Hansestadt  Bremen  für  das  Jahr  1909/10. 

*  Nach  Mitteilungen  der  betreffenden  Städte. 

*  Die  Verwaltung  des  Wasserwerks  erfolgt  gemeinsam  mit  dem  Gaswerk. 
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Löhne  und  Gehälter1. 

Löhne  der  Gehälter  der 

Städte  gelernten  ungelern.  höheren  mittleren  unteren 

Arbeiter  Arbeiter  Beamten  Beamten  Beamten 

t Mo.  M>.  M.  M>.  Mo. 

Gotha .  4,00  3,00  3700  1200 — 2300  — 

Bromberg .  —  —  75°° — 95°°  1800 — 3000  — 2500 

Würzburg .  —  —  — 7000  2400 — 4200  — 2100 

Karlsruhe .  4,07  3,90  —  —  — 

Homburg  v.d.H.  .  .  4,50  4,00  — 45°°  — 3200  — 2000 

Frankfurt  a.  M.  .  .  —  —  5°°° — 10000  2200 — 6800  — 

Bremen . — 5,85  — 4,90  —  —  — 

Gießen .  4,50  4,00  —  —  — 


Im  allgemeinen  überwiegt  die  Zahl  der  gelernten  Arbeiter  die 
der  ungelernten.  Über  die  Zahl  der  Angestellten  lassen  sich  be¬ 
sondere  Merkmale  nicht  aufst eilen.  Bezüglich  der  Löhne  und  Ge¬ 
hälter  ist  zu  bemerken,  daß  die  Pensionen,  Ruhelöhne  usw.,  die 
sich  als  Zuschläge  zu  den  reinen  Löhnen  und  Gehältern  charakteri¬ 
sieren,  nicht  inbegriffen  sind. 

Der  prozentuale  Anteil  der  Arbeitskosten  an  den  Betriebs¬ 
kosten  beträgt  bei  den  ländlichen  Gravitationsleitungen  mitunter 
bis  zu  100  %.  Die  Zahlen  (vgl.  Tabellen  S.  18  bis  20)  sind  außer¬ 
ordentlich  großen  Schwankungen  unterworfen.  Bei  der  zweiten  und 
dritten  Type  bewegen  sie  sich  in  der  Höhe  von  ca.  25  %  der  Be¬ 
triebskosten.  In  den  städtischen  Wasserleitungen  (Type  4  und  5) 
beanspruchen  sie  20  bis  40  %  der  Betriebskosten.  Dabei 
nähern  sich  die  Wasserleitungen  der  4.  Type  mehr  der  oberen 
Zahlengrenze  von  40  %,  die  Talsperrenanlagen  mehr  der  unteren 
Grenze  von  20  %. 

Die  Betriebsmaterialkosten  setzen  sich  zusammen 
aus  den  Ausgaben  für  Feuerungs-,  Putz-,  Schmier-,  Dichtungs¬ 
und  Packungsmaterial,  sowie  für  Beleuchtung.  Sie  sind  in  erster 
Linie  eine  Funktion  der  Arbeitsleistung.  Sie  fallen  daher  bei 
den  Gravitationsleitungen  nahezu  vollständig  weg  und  gehen  bei 
Wasserkraft  betrieb  gegenüber  dem  Betrieb  mit  Wärmemotoren 
weit  zurück.  Bei  den  Wasserleitungen  mit  künstlicher  Wasser¬ 
hebung  sind  sie  auf  die  Produkteinheit  bezogen  für  jeden  konkreten 
Fall  verschieden,  da  die  Produktionsmenge  und  die  Arbeitsleistung 

1  Nach  Mitteilungen  der  betreffenden  Städte.  —  Vgl.  übrigens:  Kaiserl. 
stat.  Amt:  Die  Regelung  des  Arbeitsverhältnisses  der  Gemeindearbeiter  in 
deutschen  Städten.  Bd.  9  und  10. 
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in  keiner  einfachen  Beziehung  stehen,  sondern  in  ihrem  Verhältnis 
durch  die  Förderhöhe  weitgehend  modifiziert  werden. 

In  zweiter  Linie  sind  die  Betriebsmaterialkosten  ab¬ 
hängig  von  dem  technischen  Wirkungsgrad  der  Anlagen.  Mit 
besserem  Wirkungsgrad  verringern  sie  sich.  Die  Entwicklung  der 
Technik  gibt  ihnen  fallende  Tendenz,  wie  aus  folgenden  Beispielen 
ersichtlich  ist: 


Heilbronn :  J  ahr  Kohlenver¬ 

brauch  pro 
PS.  u.  Stde. 
1876  2,51  kg 

1886  1,99  kg 

1896  1,19  ,, 

1908  1,14  ,, 


Dresden:  Jahr  Kohlen  ver¬ 

brauch  pro 
PS.  u.  Stde. 
1876  4,83  kg 

1886  2,44  ,, 

1896  i,97  >> 

1908  1,84  ,, 


In  dritter  Linie  sind  die  Betriebsmaterialkosten  eine 
Funktion  der  Preisstellung.  Auf  die  Preisgröße  wirkt  in  diesem 
Fall  hauptsächlich  der  Standort  der  Anlage  ein,  da  die  Kosten 
eines  bestimmten  Betriebsmaterials  ganz  allgemein  ausgedrückt 
die  Summe  aus  Produktions-  und  Transportkosten  darstellen. 
Daraus  folgt,  daß  bei  gegebener  Arbeitsleistung  die  Betriebs¬ 
materialkosten  für  dieselbe  technische  Anlage  an  geographisch 
verschieden  gelegenen  Orten  eine  verschiedene  Höhe  erreichen. 
Andererseits  muß  daraus  bei  gegebener  Arbeitsleistung  und  geo¬ 
graphisch  verschiedenen  Preisfixierungen  der  einzelnen  Materialien 
unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  eine  verschiedene  Wirtschaft¬ 
lichkeit  der  einzelnen  Maschinengattungen  resultieren.  Doch  be¬ 
sagt  die  aus  den  Betriebsmaterialkosten  gefolgerte  Betriebswirt¬ 
schaftlichkeit  der  technischen  Anlage  noch  nichts  über  die  Gesamt¬ 
wirtschaftlichkeit  der  Anlage.  Die  Betriebswirtschaftlichkeit  einer 
Anlage  ist  auch  durch  die  Unterhaltungs-  und  Arbeitskosten 
wesentlich  beeinflußt .  Die  F eststellung  der  Gesamtwirtschaftlichkeit 
der  Anlage  verlangt  außerdem  noch  die  Berücksichtigung  der  Ver- 
zinsungs-  und  Abschreibungskosten  des  Anlagekapitals.  Aus  diesen 
Gründen  kann  von  einer  generellen  ökonomischen  Überlegenheit 
einer  bestimmten  Maschinengattung  nicht  die  Rede  sein;  diese 
wird  vielmehr  von  Fall  zu  Fall  festzustellen  sein. 

Prozentual  sind  die  Betriebsmaterialkosten  an  den  Betriebs¬ 
kosten  bei  der  2.  Type  mit  30  bis  60%,  bei  der  Gruppenversorgung 
und  der  städtischen  Wasserleitung  (Type  3  und  4)  mit  20  bis  50  % 
beteiligt. 
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Die  Unterhaltungskosten  sind  die  Aufwendungen, 
welche  zur  Aufrechterhaltung  des  Betriebs  und  für  den  guten 
Zustand  der  Anlage  erforderlich  sind.  Sie  sind  somit  in  ihrer  Größe 
durch  die  Beanspruchung  der  Anlage  bestimmt.  Daneben  wirken 
auch  das  Alter  der  Anlage,  in  bergbaulichen  Gebieten  die  Boden¬ 
bewegung,  sowie  auch  chemisch-elektrische  Einflüsse  auf  die  Größe 
der  Unterhaltungskosten  ein.  Bei  neuen  Anlagen  sind  sie  relativ 
gering;  sie  wachsen  mit  zunehmendem  Alter  der  Anlage.  Von  den 
Unterhaltungskosten  sind  streng  zu  trennen  die  Kosten  für  die 
Erneuerung  und  den  Ersatz  technischer  Anlageteile.  Diese  dürfen 
nur  aus  Rücklagen  für  die  Wertminderung  der  Anlage  genommen 
werden. 

Uber  den  Anteil  an  den  Betriebskosten  sind  nur  bei  den 
städtischen  Anlagen  vergleichbare  Zahlen  in  den  Tabellen  vor¬ 
handen.  Diese  ergeben  Unterhaltungskosten  in  Höhe  von  15  bis 
30  %  der  gesamten  Betriebskosten. 

Die  sonstigen  Kosten  charakterisieren  sich  vor¬ 
zugsweise  als  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuern,  als  Bei¬ 
träge  zur  Brand-  und  Haftpflichtversicherung.  Wo  die  Eigen¬ 
schaft  des  gewerbsmäßigen  Unternehmens  fehlt,  fallen  die 
Steuerbeträge  weg.  Eine  genaue  Abgrenzung  der  hier  zusammen¬ 
gefaßten  Kostenteile  ließ  sich  nicht  genau  durchführen,  da  in  den 
Angaben  und  Geschäftsberichten  auch  andere  Ausgaben  darunter 
fungieren. 

Die  B e t r i e b s k o s t e n g r ö ß e  der  einzelnen 
Typen.  Die  Betriebskosten  pro  cbm  konsumbereites  Wasser 
ergeben  in  den  zur  Untersuchung  herangezogenen  Fällen  für  die 
einzelnen  Typen  ausgesprochene  Größenunterschiede.  Am  niedrig¬ 
sten  sind  die  Betriebskosten  bei  den  ländlichen  Gravitations¬ 
leitungen,  die  zwischen  0,5  und  2  Pfennig  pro  cbm  betragen. 
Ihnen  folgen  die  städtischen  Wasserleitungen  mit  künstlicher 
Wasserhebung  mit  Betriebskosten  von  2  bis  5  Pfennig  pro  cbm. 
Bei  den  ländlichen  Gruppenversorgungen  bewegen  sich  die  Betriebs¬ 
kosten  zwischen  5  und  10  Pfennig  pro  cbm.  Am  höchsten  stehen 
sie  bei  der  zweiten  Type.  Sie  belaufen  sich  hier  auf  10  bis  15  Pfennig 
pro  cbm.  Bei  den  städtischen  Talsperren  Versorgungen  lassen  sich 
genaue  Zahlengrenzen  nicht  feststellen.  Die  Tabelle  ergibt  Werte 
von  0,8  bis  16  Pfennig,  so  daß  sie  die  ganze  Kostenskala  der  übrigen 
Typen  umspannt. 
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2.  Die  Produktionskosten  in  ihrer  Zusammensetzung  und  Größe. 

a)  Die  Produktions- Kostenfaktoren. 

Auf  den  Anlage-  und  Betriebskosten  bauen  sich  die  Pro¬ 
duktionskosten  auf.  Dabei  ist  ohne  weiteres  klar,  daß  die  Betriebs-  • 
kosten  in  ihrer  ganzen  Größe  als  Produktionskosten  eingestellt 
werden.  Dagegen  können  die  Anlagekosten,  da  die  Anlage  an  einer 
ganzen  Reihe  von  Produktionsperioden  beteiligt  ist,  nur  zu  dem 
Teil  an  den  Produktionskosten  beteiligt  sein,  als  ihre  Wertminde¬ 
rung  in  dieser  Periode  beträgt.  Man  nennt  diesen  Teil  bekanntlich 
die  Abschreibungskosten.  Streng  genommen  wären  damit  die 
Produktionskosten  in  ihrer  Größe  bestimmt.  Allein  die  kapita¬ 
listische  Wirtschaft  hat  dahin  geführt,  daß  auch  entgangener 
Kapitalzins  allgemein  als  Kostenteil  aufgefaßt  wird.  Für  den  Fall, 
daß  fremdes  Kapital  in  der  Produktion  beteiligt  ist,  gehen  diese 
scheinbaren  Kosten  sogar  in  tatsächliche  über.  Aus  diesem  Grunde 
sind  daher  allgemein  auch  die  Kapitalzinsen  als  Produktionskosten 
aufzufassen. 

aa)  Die  Verzinsungskosten. 

Die  Kosten  für  die  Verzinsung  des  Anlagekapitals  sind  ab¬ 
gesehen  von  der  Größe  des  Anlagekapitals  durch  die  Höhe  des 
Zinsfußes  gegeben.  Dieser  ist  in  erster  Linie  durch  die  Kapital¬ 
kosten  auf  dem  Kapitalmarkt  bestimmt,  hängt  aber  daneben  noch 
von  einer  Reihe  von  Faktoren  ab,  die  sich  im  wesentlichen  auf  die 
Sicherheit  des  Kapitalempfängers  beziehen.  Für  die  kommunale 
Unternehmung  resultieren  daraus  besondere  Vorteile.  Der  dauernde 
Bestand  der  Gemeinden,  der  staatliche  Schutz  und  die  Steuerkraft 
der  Bevölkerung  sichern  den  Kommunen  eine  Sonderstellung  auf 
dem  Kapitalmarkt,  die  nahe  an  die  des  Staates  heranreicht.  Das 
gilt  vor  allem  von  den  Städten.  Je  kleiner  die  Kommunen  sind, 
desto  mehr  verlieren  sie  diese  Sonderstellung,  bei  den  Land¬ 
gemeinden  geht  sie  nahezu  verloren.  Für  die  Verzinsungskosten 
kommunaler  Wasserwerke  ergibt  sich  daraus  ein  Vorteil  der  Städte 
gegenüber  den  Landgemeinden.  Berücksichtigt  man  außerdem 
noch  die  Größe  der  Anlagekosten  ländlicher  Wasserleitungen,  so 
wird  man  die  Maßnahmen  der  verschiedenen  Regierungen  würdigen 
können,  die  vor  allem  darauf  hinausliefen,  den  Landgemeinden 
billiges  Kapital  zu  verschaffen.  Es  ist  dabei  an  das  Vorgehen  der 
Rheinprovinz  zu  erinnern,  die  durch  ihre  Vermittlung  den  Land¬ 
gemeinden  Gelegenheit  gibt,  langfristiges  Kapital  zu  niedrigem 
Zinsfuß  aufzunehmen.  In  Bayern  gewährt  die  Landeskulturrenten- 
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anstalt  an  leistungsschwache  Gemeinden  Darlehen  in  der  Regel 
zu  31/4  %  bei  einer  Tilgung  von  2x/4  %.  In  Hessen  erfolgte  die 
Kapitalbeschaffung  für  die  Gruppenversorgungen  durch  die 
hessische  Landeshypothekenbank  zu  3,625  %  Zinsen  und  x/2  % 
Tilgung.  Das  Darlehen  ist  für  die  ganze  Dauer  des  Darlehensver¬ 
hältnisses  unkündbar. 

Die  Kapitalaufnahme  geschieht  bei  den  Städten  mit  ihrer 
umfassenden  Eingliederung  in  die  wirtschaftliche  Sphäre  meist  in 
der  Form  der  Anleihen  mit  Schuldverschreibungen,  bei  den  klei¬ 
neren  Gemeinden  in  der  Darlehensform  mit  vereinbarter  allmäh¬ 
licher  Zurückzahlung.  Mit  der  Kapitalaufnahme  treten  die  Wasser¬ 
werke  in  ein  fiktives  Schuld  Verhältnis  zu  der  als  selbständiges  Ver¬ 
mögenssubjekt  aufgefaßten  Gemeinde. 

Als  wesentliches  Moment  hat  bei  der  Kapitalaufnahme  auch 
der  Tilgungssatz  zu  gelten,  der  in  seiner  Mindesthöhe  meist  gesetz¬ 
lich  fixiert  ist.  Bei  leistungsschwachen  Gemeinden  ist  er  möglichst 
niedrig  zu  halten.  Bei  den  Städten  ist  er  durch  verschiedene  andere 
Faktoren  (Anleihekurs  usw.)  bestimmt,  auf  die  hier  nicht  näher 
eingegangen  werden  kann.  In  der  Regel  beträgt  er  1  bis  2  %,  geht 
aber  in  außerordentlichen  Fällen  auf  5  und  mehr  Prozent  hinauf. 
In  der  folgenden  Tabelle  wurden  einige  Beispiele  zusammengestellt 


Städte 

Zinsfuß  Tilgungs- 

Land¬ 

Zinsfuß  Tilgungs- 

fuß 

gemeinden 

fuß 

% 

0/ 

/o 

0/ 

/o 

0/ 

/o 

Reutlingen  *  . 

31/  2 

2 

Adersbach  .  . 

•  4 

I 

Eisenach  .  .  . 

.  4 

I 

Eichtersheim  . 

•  47. 

I 

Heidelberg .  . 

•  4 

— 

Helmsheim 

•  4V. 

i7s 

Trier  .  .  .  . 

■  .  35/  8 

1,2 

Hohensachsen 

•  4 

4 

Essen  .  .  .  . 

,  .  4 

— 

Kirchardt  .  . 

•  374 

6 

Lobenfeld  .  . 

.  47  6 

2 

Grombach  .  . 

•  47  8 

7  s 

Die  Tilgungsbeträge  gehören  nicht  zu  den  Produktionskosten ; 
sie  dürfen  nur  aus  dem  Reingewinn  entnommen  werden. 

Der  Anteil  der  Verzinsung  des  gesamten  Anlagekapitals  an 
den  Produktionskosten  ist  aus  den  Tabellen  S.  28  ff.  ersichtlich. 
Die  Verzinsungskosten  betragen  bei  den  ländlichen  Gravitations¬ 
leitungen  2/3  bis  3/4  der  Produktionskosten,  bei  Type  2,  3  und  5: 
2/3  bis  1/2  und  bei  Type  4:  1/4  bis  1/2  der  Produktionskosten1. 

1  Da  die  meisten  Wasserwerke  nur  eine  Verzinsung  des  aufgenommenen 

Kapitals  vornehmen,  so  mußten  in  diesen  Fällen  die  Verzinsungskosten 

gegenüber  den  buchmäßigen  Beträgen  entsprechend  erhöht  werden. 


28 


bb)  Die  Abschreibungen. 

Während  die  Kosten  für  die  Verzinsung  des  Anlagekapitals 
vom  Betrieb  unabhängig  sind,  also  auch  entstehen,  wenn  die  Anlage 
sich  außer  Betrieb  befindet,  sind  die  Abschreibungskosten  zum 
Teil  durch  den  Betrieb  bedingt.  Sie  sollen  die  sachliche  Ent¬ 
wertung  der  Anlage,  wie  sie  die  Abnutzung  durch  den  Betrieb,  die 

Die  Pi  oduktionskosten. 
a)  Die  ländlichen  Gravitationsleitungen1. 


Ein- 

Kosten 

Kosten 

Betriebs¬ 

-  Gesamte  Kosten 

Gemeinde 

wohner 

der  Ver- 

der  Ab¬ 

kosten 

Produkt. - 

pro 

zahl 

zinsung 

schreib. 

kosten 

cbm 

% 

% 

0/ 

/o 

Jli 

A 

Gau-Heppenheim 

5°° 

76 

20 

4 

2059 

38.° 

Sörgenloch  .  . 

55° 

69 

20 

11 

1 348 

21,6 

Biebelheim  .  . 

584 

65 

18 

17 

2  300 

3L° 

Wolfsheim  .  . 

57° 

61 

19 

20 

2  107 

33,4 

Eppelsheim  .  . 

97° 

62 

22 

16 

2471 

29,0 

Wendelsheim  .  . 

I  OIO 

70 

23 

7 

3  471 

18,8 

Ockenheim  .  .  . 

i  260 

60 

27 

13 

2  821 

26,4 

Flonheim  .... 

1  780 

71 

22 

7 

7  553 

35.2 

Nieder-Olm  .  . 

1  970 

61 

25 

14 

3  794 

I3«7 

Heidesheim  .  . 

2940 

75 

20 

5 

5846 

3LO 

Nieder-Ingelheim 

3  800 

65 

22 

13 

8  354 

15. 1 

Gonsenheim  .  .  . 

5  800 

40 

11 

49 

18  638 

30,8 

b)  Ländli 

che  Wasserleitungen  mit  künstlicherWasserhebung.2 

Gemeinde 

Ein¬ 

Kosten 

Kosten 

Betriebs¬ 

Gesamte  Kosten 

wohner¬ 

der  Ver- 

der  Ab- 

kosten 

Produkt.- 

pro 

zahl 

zinsung  schreibg. 

Kosten 

cbm 

0/ 

/o 

0/ 

/o 

0/ 

/o 

AL 

4 

Selzen  .... 

910 

52 

16 

32 

7360 

52'5 

Zornheim  .... 

970 

60 

19 

21 

5667 

69,0 

Wallertheim  .  . 

1  220 

55 

18 

27 

5  ii7 

43.5 

Ober-Olm  .  .  . 

1  430 

59 

20 

21 

9025 

64,0 

Finthen  .... 

3  330 

56 

19 

25 

11  258 

48,0 

Hechtsheim  .  . 

3  5°° 

54 

19 

27 

12  428 

37-5 

Ober-Ingelheim  . 

3  520 

65 

21 

J4 

13024 

42,0 

Nierstein  .... 

4  400 

28 

13 

59 

19  031 

28,0 

Vilbel  .... 

4  900 

50 

15 

35 

18502 

35.o 

Ladenburg  .  .  . 

3  4°° 

54 

13 

33 

15250 

3LO 

Bretzenheim  .  . 

5  300 

54 

15 

3i 

13  557 

3L° 

Weisenau  .  .  . 

6300 

45 

15 

40 

11  668 

16,0 

1  Nach  Mitteilungen  des 

Herrn  Baurat  v. 

Boehmer,  Mainz. 

2  Nach  Mitteilungen  des  Herrn  Baurat  v.  Boehmer  und  Herrn  Baurat 
Walliser. 
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c)  Ländliche  Gruppenversorgungen1. 


Ein¬ 

Kosten 

Kosten  Betriebs- 

Gesamte  Kosten 

Gruppe 

wohner¬ 

der  Ver- 

der  Ab- 

kosten 

Produkt. - 

pro 

zahl 

zinsung  schreibg. 

0/  0/ 

/o  /o 

0/ 

/o 

Kosten 

JUL 

cbm 

4 

Nahe-Apfelbachgr. 

3  320 

56 

13 

31 

20  720 

4°»5 

Bodenheimergr.  .  . 

IO  ooo 

60 

12 

28 

35  5Z3 

34»5 

Selz-Wiesbachgr.  . 

15  935 

62 

X7 

21 

81  485 

47>5 

Gäugruppe  .  .  .  . 
Seebachgruppe  .  . 

1655° 

17  890 

60 

x5 

25 

89  992 

39,o 

Rhein- Selzgruppe  . 

20  800 

62 

17 

21 

117  612 

4B5 

d)  Städtische  Wasserleitungen  mit  künstlicher  Wasserhebung2 * *. 


Ein- 

Kosten 

Kosten 

Betriebs¬ 

Gesamte  Kosten 

Gemeinde 

wohner- 

der  Ver- 

der  Ab- 

kosten 

Produkt. - 

pro 

zahl 

zinsung  schreibg. 

kosten 

cbm 

% 

% 

0/ 

/o 

JL 

-9) 

Schwetzingen  . 

7  15° 

7i 

29 

28  127 

11,6 

Reutlingen  .  . 

.  2  5  000 

35 

26 

39 

47  243 

6,1 

Heilbronn  .  .  . 

.  40  800 

44* 

24 

32 

129  443 

8,5 

Colmar  i.  E.  .  . 

43  5°° 

29* 

45 

26 

170  600 

8,7 

Worms  .... 

45  85o 

42* 

15 

43 

196  080 

9,S 

Trier . 

48  000 

33* 

15 

52 

261  655 

17,2 

Darmstadt .  .  . 

.  87  000 

42* 

H 

44 

352  973 

12,2 

Bochum  .  .  . 

93  240 

21* 

23 

56 

691  981 

4T 

Mülheim  a.  Ruhr 

100  000 

30* 

23 

47 

316  209 

6,6 

Mannheim  .  . 

.  173  200 

40* 

24 

36 

669  127 

10,6 

Straßburg  i.  E. 

180150 

47 

15 

38 

480  810 

6,1 

Bremen  .... 

.  230  000 

3°* 

13 

57 

1215773 

7,9 

Essen  a.  Ruhr  . 

.  265  100 

26* 

24 

5° 

1  205  688 

8,5 

Düsseldorf  .  . 

330  000 

22* 

29 

49 

912  163 

5,2 

Breslau  .... 

.  488  300 

29 

30 

41 

1  580  254 

10,0 

Leipzig  .... 

•  553  4°° 

41 

14 

45 

978  146 

7-5 

e) 

Städtische  Talsperrenwasserversorgungen 

Ein¬ 

Kosten 

Kosten 

Betriebs¬ 

Gesamte  Kosten 

Gemeinde 

wohner¬ 

der  Ver¬ 

der  Ab¬ 

kosten 

Produkt. - 

pro 

zahl 

zinsung 

schreib - 

kosten 

cbm 

0/ 

/o 

0/ 

/o 

0/ 

/o 

JL 

Lennep  .... 

.  12000 

28 

18 

54 

93  858 

x7,3 

Ronsdorf  .  .  . 

.  14000 

5° 

19 

3i 

741:64 

5°,° 

Haspe . 

22  000 

66 

28 

6 

135  368 

12,6 

Solingen .... 

.  50  000 

61 

19 

20 

273  004 

19,8 

1  Nach  Mitteilungen  der  Herren  Bauräte  v.  Boehmer  und  Groß. 

2  Zusammengestellt  nach  den  Geschäftsberichten  der  betr.  Städte. 

*  Abweichend  von  der  buchmäßig  eingestellten  Verzinsungssumme 

wurde  die  Verzinsung  des  gesamten  Anlagekapitals  zugrunde  gelegt. 
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zerstörenden  Einflüsse  der  Natur  und  der  technische  Fortschritt 
mit  sich  bringen,  durch  Ansammlung  von  Reserven  in  Höhe  der 
Entwertungssumme  paralysieren,  so  daß  das  ursprüngliche  An¬ 
lagekapital  erhalten  bleibt.  Man  könnte  den  Prozeß,  der  sich  dabei 
abspielt,  auch  so  charakterisieren,  daß  man  sagt,  das  sachliche 
Anlagekapital  geht  in  Geldkapital  über.  Das  Kleinerwerden  des 
Sachkapitals  bedeutet  alsdann  ein  Größerwerden  des  Geldkapitals. 

Um  die  Höhe  der  Abschreibung  richtig  zu  treffen,  ist  es  nötig, 
den  einzelnen  Teilen  der  Anlage  ihrer  voraussichtlichen  Lebens¬ 
dauer  entsprechende  besondere  Abschreibungsziffem  zu  geben. 
Die  Abschreibung  darf  nur  vom  Anlagekapital,  nicht  vom  Buch¬ 
wert  erfolgen. 

Die  Praxis  der  Wasserwerke  hat  sich  eigentlich  nur  in  den 
größeren  Städten  und  einigen  Gruppenversorgungen  eine  sach¬ 
gemäße  Einstellung  der  Abschreibungsbeträge  zu  eigen  gemacht. 
In  der  folgenden  Tabelle  sind  die  Abschreibungsziffern  einiger 
Städte  zusammengestellt. 

Städte  Abschreibungsziffern  der  technischen  Anlageteile: 


Brunnen 

Gebäude 

Ma¬ 

schinen 

Rohr¬ 

netz 

Hoch¬ 

behälter 

Wasser¬ 

messer 

0/ 

/o 

0/ 

/o 

0/ 

/o 

0/ 

/o 

0/ 

/o 

0/ 

/o 

Göttingen .  — 

2 

8 

1 

— 

10 

Düsseldorf  ....  6 

3 

10 

4 

— 

I2V  * 

Darmstadt .  1  xf  2 

1 

5 

1 

I 

5 

Mülheim  a.  Ruhr  .  3x/2 

2 

10 

31/  2 

37* 

10 

Zeitz .  5 

2 

8 

3 

2 

— 

Heidelberg .  — 

— 

10 

4 

— 

10 

Bochum .  3 

3 

6 

5 

3 

10 

Haspe .  — 

3 

4 

4 

2 

IO1 * 

Solingen .  — 

5 

10 

4 

— 

IO8 

Daß  die  Abschreibungsziffem  oft  beträchtlich  auseinander- 

gehen,  liegt  in  dem  Wesen  der  Abschreibung  begründet,  die  letzten 
Endes  auch  das  Ergebnis  rein  subjektiver  Erwägungen  ist.  In 
den  kleineren  Städten  und  Landgemeinden  haben  verschiedene  Mo¬ 
mente,  die  bei  der  Erörterung  der  Selbstkosten  besprochen  werden 
sollen,  dahin  geführt,  daß  eine  Abschreibung  im  eigentlichen  Sinne 
nicht  erfolgt.  Um  brauchbare  Vergleichswerte  der  Produktions¬ 
kosten  zu  erhalten,  mußten  daher  bei  diesen  Anlagen  besondere 

1  Außerdem:  Talsperre  i  %,  Werkzeuge  und  Geräte  io  %,  Rieselwiesen 
1  %>  Vorfilder  i  %,  Meßwehr  4  %. 

2  Vorbecken  1  %,  Sperrmauer  x/2%,  Stollen  1  %,  Wehranlage  1  %, 

Steigleitung  1  %,  Berieselung  1  %,  Ober-  und  Unterwasserkanal  1  %. 
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Beträge  für  die  Abschreibung  eingestellt  werden.  Da  in  den  städti¬ 
schen  Anlagen  die  Abschreibungen  sich  durchschnittlich  auf 
i  bis  2  %  des  Anlagekapitals  belaufen,  so  wurde  bei  den  ländlichen 
Anlagen  (Type  i  und  2),  die  zweifellos  eine  längere  Lebensdauer  als 
die  städtischen  Anlagen  besitzen,  1  %  des  Anlagekapitals  als  Ab¬ 
schreibungssumme  zugrunde  gelegt. 

Die  Tabellenzahlen  lassen  für  die  einzelnen  Typen  keine  her¬ 
vortretenden  Unterschiede  erkennen.  Allgemein  sind  sie  bei  den 
ländlichen  Anlagen  (10  bis  20  %)  etwas  niedriger  als  bei  den 
städtischen  Wasserwerken  (15  bis  30  %). 

cc)  Die  Betriebskosten. 

Da  die  Betriebskosten  bereits  an  anderer  Stelle  eine  ein¬ 
gehende  Besprechung  gefunden  haben,  so  ist  hier  nur  der  prozentuale 
Anteil  der  Betriebskosten  an  den  Produktionskosten  festzustellen. 
Die  geringsten  Prozentsätze  weisen  die  Gravitationsleitungen  mit 
5  bis  15%  auf.  Bei  der  zweiten  und  dritten  Type  und  auch  bei  den 
Talsperr enwasser Versorgungen  bewegen  sie  sich  zwischen  15  und 
30  %  der  Produktionskosten.  Die  Betriebskosten  der  städtischen 
Wasserleitungen  (Type  4)  beanspruchen  durchweg  mehr  als  30% 
der  Produktionskosten. 

b)  Feste  und  veränderliche  Produktionskosten. 

Allgemein  üblich  und  in  Hinsicht  auf  die  später  zu  betrachtende 
formelle  Preisbildung  wichtig  ist  die  Einteilung  der  Produktions¬ 
kosten  in  feste  und  veränderliche  Kosten.  Man  versteht  unter  den 
festen  oder  Kapitalkosten  die  Kosten  der  Verzinsung  und  Ab¬ 
schreibung,  und  unter  den  veränderlichen  Kosten  die  Betriebs¬ 
kosten1.  Das  Verhältnis  beider  ist  bei  den  einzelnen  Typen  der 
Wasserversorgung  durchaus  verschieden.  Die  in  der  Tabelle  zu¬ 
sammengestellten  Zahlen  geben  hierfür  annähernde  Mittelwerte  an. 

Feste  Veränderl. 

Kosten  Kosten 


0/  0/ 

/o  /o 

1.  Die  ländlichen  Gravitationsleitungen .  90  10 

2.  Die  ländlichen  Wasserleitungen  mit  künstlicher 

Wasserhebung  .  70  30 

3.  Die  ländlichen  Gruppenversorgungen .  75  25 

4.  Die  städtischen  Wasserleitungen  mit  künstlicher 

Wasserhebung  .  50  50 

5.  Die  städtischen  Talsperrenversorgungen .  80  20 


1  Bezüglich  der  genauen  Abgrenzung  vgl.  Seite  33. 
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Man  erkennt  hieraus  mit  einiger  Deutlichkeit  die  ähnlichen 
Verhältnisse  der  ländlichen  Gravitationsleitungen  und  städtischen 
Talsperr en wasser Versorgungen :  90  bzw.  80  %  aller  Kosten  sind 
feste  Kosten.  Auch  bei  den  ländlichen  Anlagen  der  2.  und  3.  Type 
ergeben  die  festen  Kosten  noch  relativ  hohe  prozentuale  Anteile. 
Mit  einer  merklichen  Differenz  heben  sich  die  städtischen  Anlagen 
mit  künstlicher  Wasserhebung  von  diesen  Zahlen  ab.  Die  veränder¬ 
lichen  Kosten  betragen  hier  ungefähr  50  %  der  Produktionskosten. 

c)  Die  Produktionskostengrößen  der  einzelnen  Typen. 

Wenn  man  die  Produktionskosten  der  einzelnen  Typen  unter¬ 
einander  vergleicht,  so  ergeben  sich  ähnlich  wie  bei  den  Betriebs¬ 
kosten  charakteristische  Größenunterschiede.  Die  Reihenfolge  ist 
aber  eine  wesentlich  veränderte.  Die  geringsten  Produktionskosten 
besitzen  die  städtischen  Wasserleitungen  mit  künstlicher  Wasser¬ 
hebung.  Der  Kubikmeter  Wasser  stellt  sich  auf  5  bis  15 
wobei  die  untere  Zahlengrenze  vorherrscht.  Höher  liegen  die  Pro¬ 
duktionskosten  bei  den  Gravitationsleitungen.  Sie  betragen  15  bis 
30  ^  pro  cbm  mit  deutlicher  Neigung  nach  der  oberen  Zahlen¬ 
grenze.  Die  höchsten  Produktionskosten,  nämlich  30  bis  60  ^ 
pro  cbm  und  mehr,  besitzen  die  ländlichen  Wasserleitungen  mit 
künstlicher  Wasserhebung.  Bei  den  Gruppen  Versorgungen  be¬ 
wegen  sich  die  Kosten  zwischen  30  und  40  ^  pro  cbm.  Große 
Schwankungen  sind  bei  den  Talsperren  Wasserversorgungen  vor¬ 
handen.  Die  Produktionskosten  liegen  allgemein  jedoch  über  der 
obersten  Zahlengrenze  der  städtischen  Wasserleitungen.  Die  Tabelle 
zeigt  Kostenbeträge  von  15  bis  50  (Vgl.  Tabelle  S.  28  ff.) 

3.  Die  Abhängigkeit  der  Produktionskosten  von  der  Nachfrage. 

Nachdem  wir  nunmehr  allgemein  unter  Zugrundlegung  prak¬ 
tischer  Beispiele  die  einzelnen  Typen  der  Wasserversorgung  auf 
ihre  Produktionskosten  hin  untersucht  haben,  ergibt  sich  die  weitere 
Frage,  von  welchen  veränderlichen  Faktoren  die  Produktionskosten 
abhängig  sind,  und  wie  sich  diese  Faktoren  bei  den  einzelnen  Typen 
verhalten.  Im  wesentlichen  liegen  diese  veränderlichen  Faktoren 
auf  Seite  der  Nachfrage.  Für  die  Untersuchung  bilden  die  analy¬ 
sierten  Produktionskosten  die  Grundlage. 

Ehe  wir  in  die  Untersuchung  eintreten,  müssen  wir  uns  zu¬ 
nächst  klar  darüber  werden,  wie  die  Produktionskosten  einer 
Anlage  unter  dem  Einfluß  verschiedener  Produktionsgrößen  sich 
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verhalten.  Damit  kommen  wir  auf  die  prinzipiellen  Unterschiede 
zwischen  festen  und  veränderlichen  Kosten.  Die  festen  Beträge 
(Verzinsung  und  Abschreibung)  sind  konstante  Größen  und  daher 
von  der  Produktionsgröße  unabhängig.  Auf  die  Produktionskosten 
des  cbm  Wassers  äußert  sich  diese  Eigenschaft  darin,  daß  diese 
umgekehrt  proportional  mit  der  Produktionsgröße  steigen  und  fallen 
d.  h.  daß  sie  um  so  kleiner  werden,  je  größer  die  Produktionsmenge 
wird,  und  umgekehrt.  Nicht  so  klar  und  einfach  sind  die  Bezieh¬ 
ungen  zwischen  den  veränderlichen  Kosten  und  der  Produktions¬ 
menge.  Absolut  steigen  die  veränderlichen  Kosten  bei  gegebener 
Anlage  mit  wachsender  Produktion.  Aber  damit  ist  noch  nichts 
gesagt  über  die  Produktionskosten  pro  cbm  Wasser.  In  Wirklich¬ 
keit  zeigen  sie  meist  langsam  fallende  Tendenz  bei  steigender 
Produktion.  Mehr  läßt  sich  allgemein  nicht  sagen.  Im  konkreten 
Falle  wird  zur  Feststellung  dieser  Beziehungen  eine  spezielle  Unter¬ 
suchung  statt  finden  müssen.  Als  Resultat  dieser  Untersuchung 
wird  sich  ergeben,  daß  auch  die  veränderlichen  Produktionskosten 
Kostenanteile  enthalten,  die  konstante  Funktionen  darstellen1. 
Je  nach  dem  Anteil  der  so  erweiterten  festen  Kosten  werden  sich 
unter  dem  Einfluß  der  Nachfrage  die  Produktionskosten  ent¬ 
sprechend  höher  oder  niedriger  einstellen. 

Es  ist  nunmehr  auf  die  Faktoren  der  Nachfrage  selbst  ein¬ 
zugehen.  Wenn  wir  noch  einmal  die  Überlegungen,  die  beim  Bau 
einer  Anlage  anzustellen  sind,  rekapitulieren:  Grundlegend  für  die 
Größe  und  Einrichtung  der  Anlage  ist  der  einer  gegenwärtigen 
oder  meist  zukünftigen  Einwohnerzahl  Rechnung  tragende  tägliche 
Maximalbedarf.  In  der  Regel  nimmt  man  150  Liter  pro  Kopf  der 
Bevölkerung  und  Tag  an  und  multipliziert  diese  Zahl  mit  der 
erwähnten  Einwohnerzahl,  um  den  Maximal-Tagesbedarf  zu  er¬ 
halten. 


1  Es  gibt  dafür  verschiedene  Methoden,  darunter  folgende:  Wenn  die 
monatlichen  Betriebskosten  als  Ordinaten  und  der  monatliche  Wasser¬ 
verbrauch  als  Abscisse  aufgetragen  werden,  so  ergibt  sich  eine  geometrische 
Kurve,  deren  Verlauf  nach  der  Ordinatentaxe  leicht  zu  ergänzen  ist.  Der 
Schnittpunkt  der  Kurve  mit  der  Ordinatentaxe  zeigt  den  festen  Teil  der 
Betriebskosten.  Scheiden  wir  diesen  Teil  der  festen  Betriebskosten  aus, 
der  wieder  umgekehrt  proportional  mit  der  Produktionsmenge  steigende 
oder  sinkende  Produktionskosten  ergibt,  so  bleiben  noch  die  veränder¬ 
lichen  Betriebskosten  übrig.  (Vgl.  übrigens:  Siegel,  Die  Preisstellung  beim 
Verkauf  elektrischer  Energie,  S.  68  ff.) 

Steuer,  Wasserversorgung. 
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Es  ist  klar,  daß  sich  in  Wirklichkeit  andere  Zahlen  ergeben, 
und  wir  wollen  sehen,  inwieweit  und  weshalb  sie  entstehen.  Dabei 
sollen  jedoch  die  Momente,  die  von  der  Preisbildung  her  auf  die 
Nachfrage  ein  wirken,  und  die  hauptsächlich  durch  die  Wert¬ 
schätzung  und  Leistungsfähigkeit  der  Konsumenten  bestimmt 
sind,  unberücksichtigt  gelassen  werden. 

In  erster  Linie  äußert  sich  die  Differenz  zwischen  Annahme 
und  Wirklichkeit  darin,  daß  sich  nicht  alle  Einwohner  an  die 
Wasserleitung  anschließen.  Wir  bezeichnen  dieses  Verhältnis  zwi¬ 
schen  Anschlußzahl  und  gesamter  Einwohnerzahl  als  Anschluß¬ 
faktor. 

Die  Faktoren  der  Nachfrage.1 


Betriebs- 

An¬ 

Konsum 

-  Aus- 

Be- 

Gemeinde 

Jahr 

schluß¬ 

faktor 

faktor 

nützungs-  lastung- 
faktor  faktor 

Städtische  Wasserwerke: 

Essen  a.  R . 

r  I9°9 

1,00 

0,48 

0,82 

0,56 

Solingen . 

.  1909 

— 

0.77 

0,40 

0,26 

Colmar  i.  E . 

1908 

— 

1,20 

o,34 

0,19 

Mannheim  . 

1908 

— 

1,00 

0,65 

0,40 

Mülheim  a.  R . 

1908 

— 

0,48 

o,93 

0,61 

Bochum . . 

1908 

— 

0,67 

0,60 

o,49 

Minden  . 

1908 

0,70 

0,31 

o,37 

0,24 

Glatz  . 

1908 

°»77 

0,63 

0,14 

0,13 

Ludwigshafen . 

1908 

o,95 

0,72 

0,42 

0,28 

Karlsruhe . 

1908 

0,98 

1,30 

4,42 

0,27 

Gruppenversorgungen : 

Bodenheimer  Gruppe 

1909 

0,69 

0,41 

0,19 

— 

N  ahe- Apfelbach-  Gruppe 

1909 

0,96 

°,45 

0  ,27 

— 

Seebach- Gruppe  .  .  .  . 

1909 

0,85 

0,42 

0,23 

— 

Selz- Wiesbach- Gruppe  .  1909 

Ländliche  Einzelwasserwerke : 

0,84 

o,35 

0,20 

— 

Selzen . 

1909 

1,00 

— 

— 

— 

Zornheim . 

1909 

0,87 

0,26 

0,15 

— 

Kostheim . 

1909 

0,92 

0,21 

0,13 

— 

Oberolm . 

1909 

0,90 

0,30 

0,17 

— 

Finthen . 

1909 

0,88 

0,22 

0,13 

— 

Hechtsheim . 

1909 

0,96 

0,28 

0,17 

— 

Wolfsheim . 

1909 

1,00 

0,31 

0,16 

— 

Heidesheim . 

1909 

0,98 

0,18 

0,11 

— 

.  , ,  ,  Zahl  der  Hausanschlüsse 

Anschlußfaktor  = - 

Zahl  der  bebauten  Grundstücke. 


1  Zusammengestellt  nach  Angaben  des  Herrn  Baurat  v.  Böhmer, 
Mainz,  nach  dem  Kommunalen  Jahrbuch,  nach  Geschäftsberichten  und  der 
statistischen  Zusammenstellung  der  Betriebsergebnisse  von  Wasserwerken. 
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Es  ergibt  sich  aus  dieser  Gleichung,  daß  der  Wert  durchweg 
kleiner  als  i  ist.  Am  günstigsten  liegen  die  Verhältnisse  dort, 
wo  im  allgemeinen  Wassermangel  herrscht,  oder  wo  das  Wasser 
der  vorhandenen  Brunnen  qualitativ  schlecht  ist,  d.  i.  meist  in 
den  großen  Städten.  Auf  dem  Lande  ist  auch  heute  noch  der 
Anschluß  oft  recht  schwer  zu  erreichen. 

Eine  weitere  Abweichung  von  der  Annahme  des  Wasserver¬ 
brauchs  tritt  dadurch  ein,  daß  sich  der  tatsächliche  Verbrauch 
der  angeschlossenen  Einwohner  recht  verschieden  gestaltet,  je 
nach  der  gesellschaftlichen  und  beruflichen  Stellung,  je  nach  den 
Sitten  und  Gebräuchen,  je  nach  den  Jahreszeiten,  den  Nieder¬ 
schlägen  usw.  Diese  Abweichung  muß  sich  jedoch  nicht  nachteilig 
äußern,  sondern  kann  auch  einen  tatsächlich  höheren  Konsum  er¬ 
geben.  Das  Verhältnis  des  tatsächlichen  Konsums  der  ange¬ 
schlossenen  Einwohner  zu  dem  angenommenen  durchschnittlichen 
Tageskonsum  (ioo  Liter  pro  Kopf  der  Bevölkerung)  soll  als  Konsum¬ 
faktor  bezeichnet  werden. 

„  ,  tatsächlicher  tägl.  Wasserverbrauch  pro  Kopf1 

Konsumfaktor  = - — - - - - — - - 

angenomm.  tägl.  Wasserverbrauch  pro  Kopf. 

Der  Konsumfaktor  zeigt  in  der  Tabelle  bei  den  einzelnen 
Typen  sehr  beachtenswerte  Unterschiede.  Er  geht  in  den  Städten 
mitunter  über  den  Wert  i  hinaus,  bei  den  Gruppen  Versorgungen 
beträgt  er  ca  0,40,  und  bei  den  ländlichen  Wasserleitungen  der  ersten 
und  zweiten  Type  bewegt  er  sich  zwischen  0,20  und  0,30.  Es  ergibt 
sich  daraus,  daß  der  Wasserverbrauch  in  den  Landgemeinden  all¬ 
gemein  bedeutend  niedriger  ist  als  in  den  Städten.  Infolgedessen 
wird  hier  das  investierte  Anlagekapital  schlecht  ausgenützt. 

Weiter:  Die  Anlage  wird  aber  nicht  nach  dem  durchschnitt¬ 
lichen  täglichen  Konsum  berechnet,  sondern  sie  muß  dem  maximalen 
Tagesbedarf  genügen  und  zwar  nicht  nur  in  der  Gegenwart,  sondern 
auch  meiner  mitunter  weiteren  Zukunft.  Das  Verhältnis  des  tatsäch¬ 
lichen  täglichen  Wasserverbrauchs  pro  Kopf  der  angeschlossenen  Be¬ 
völkerung  zu  dem  maximalen  täglichen  Bedarf  der  angenommenen 
Bevölkerung  soll  als  Ausnützungsfaktor  bezeichnet  werden. 

1  =  pro  Kopf  der  angeschlossenen  Bevölkerung,  algebraisch  aus¬ 
gedrückt: 

V  c  =  Konsumfaktor. 

E  365  .  ioo  V  =  Jährliche  Fördermenge. 

E  a  =  Angeschlossene  Einwohnerzahl. 

100=  Angenommener  tägl.  Wasserverbrauch  pro 
Kopf  der  Bevölkerung. 


c  =■ 


\33000 
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tatsächl.  tägl.  Wasserverbr.  pro  Kopf  d.  Bev.1 

Ausnützungsfaktor  = - : - — — - - - — — - — — 

maxim.  tgl.  Wasserverbr.  p.  Kopf  angen.  Bev. 

Bei  Berechnung  der  Anlage  wird  gewöhnlich  der  D^fache 
Betrag  des  durchschnittlichen  Wasserverbrauchs  zugrunde  gelegt. 
Der  Ausnützungsfaktor  ist  eine  Funktion  sowohl  des  Anschluß¬ 
faktors  als  auch  des  Konsumfaktors.  Es  kommen  daher  die  bei 
diesen  Faktoren  in  die  Erscheinung  tretenden  Einflüsse  auch  im 
Ausnützungsfaktor  zum  Ausdruck.  Die  Tabelle  zeigt  ähnliche 
Unterschiede  der  einzelnen  Typen  wie  beim  Konsumfaktor. 

Eine  Variation  des  Ausnützungsfaktors  ist  bis  zu  einem  ge¬ 
wissen  Grade  der  Belastungsfaktor.  Er  stellt  das  Verhältnis  dar 
zwischen  tatsächlicher  jährlichen  Fördermenge  und  maximal  mög¬ 
licher  Fördermenge  bei  täglich  io  ständigem  Betrieb. 

_  tatsächliche  jährliche  Fördermenge2 

Belastungsfaktor  = - : - - - 

maximale  jährliche  Fördermenge. 

Der  Belastungsfaktor  kann  bei  Tag-  und  Nachtbetrieb  über 
die  Zahl  i  hinausgehen  und  theoretisch  auf  den  Wert  2,4  steigen. 
Seine  Größe  ist  nur  annähernd  zu  bestimmen.  Streng  genommen 
müßten  Maschinenleistung  und  Fördermenge  in  einem  bestimmten 
Verhältnis  stehen.  Aber  das  trifft  bei  den  Wasserleitungen  nicht 
genau  zu.  Die  Höhe  des  Grundwasserspiegels  und  des  Wasser¬ 
spiegels  im  Hochbehälter,  die  Wasser  er  gibigkeit  u.  a.  bewirken 
eine  verschiedene  Arbeitsleistung  pro  cbm  gefördertes  Wasser. 

Der  Belastungsfaktor  wird  nur  nach  der  Größe  der  Zentrale 
berechnet.  Die  Zentrale  kann  aber  auch  nur  teilweise  ausgebaut 
sein.  Für  die  übrigen  Anlageteile  ergibt  sich  in  diesem  Falle  ev. 
eine  kleinere  Belastung.  Immerhin  ist  der  Belastungsfaktor  für  die 
Beurteilung  einer  Anlage  nach  ihrer  Ausnützung  hinreichend  genau. 

Über  die  tägliche  und  monatliche  Belastung  eines  Wasser¬ 
werkes  gibt  die  beiliegende  Kurve  ein  anschauliches  Bild.  Wir 
sehen  deutlich,  wie  vor  allem  die  Jahreszeit,  dann  aber  auch  die 
Sonn-  und  Festtage  die  Kurve  überaus  stark  beeinflussen. 

1  ^ _  v  .  365  .  Ea  n  ==  Ausnützungsfaktor. 

vmax  •  365  .  Emax  v  =  tägl.  Wasserverbrauch  pro  Kopf. 

Ea  =  angeschlossene  Einwohnerzahl. 
vmax  =  maxim.  Wasserverbrauch  pro  Kopf. 

Emax  =  angenommene  Einwohnerzahl. 

*  k  _  V  b  =  Belastungsfaktor. 

L  3650  V  =  jährliche  Fördermenge. 

L  =  Fördermenge  pro  PS.  und  Stunde. 


B.  Die  Selbstkosten. 

Nach  der  oben  angegebenen  Definition  der  Selbstkosten  stellen 
diese  die  zur  Produktion  erforderlichen,  geldlichen  Aufwendungen 
des  Wirtschaftssubjekts  dar  und  beziehen  sich  auf  dessen  Vermögen. 
Die  Trennung  zwischen  Produktionskosten  und  Selbstkosten 
wurde  hauptsächlich  durch  die  gemeinwirtschaftliche  Betriebs¬ 
gestaltung  erforderlich,  die  im  strengen  Sinne  nur  eine  Erhaltung 
des  Vermögens  beabsichtigt.  Als  Kosten  erscheinen  daher  alle 
durch  die  Anlage  und  Produktion  hervorgerufenen  Ausgaben, 
welche  den  Vermögensstand  des  Wirtschafts¬ 
subjekts  vermindern.  Kosten  sind  demnach: 

1.  Die  Verzinsungskosten,  soweit  das  Anlagekapital  aus  fremden 

Mitteln  bestritten  wurde. 

2.  Die  Abschreibungen. 

3.  Die  Betriebskosten. 

Über  die  einzelnen  Faktoren  ist  folgendes  zu  sagen: 

Die  Verzinsutigskosten.  Der  gemeinwirtschaft¬ 
liche  Grundsatz,  daß  die  Produktion  nur  eine  Verzinsung  des 
aufgenommenen  Anlagekapitals  erzielen  muß,  ist  in  allen 
ländlichen  Wasserwerken  durchgeführt.  Da  die  Verzinsungskosten 
gerade  hier  einen  großen  Prozentsatz  der  Produktionskosten  aus¬ 
machen,  so  bedeutet  die  Anlage  aus  eigenen  Mitteln  oder  eine 
staatliche  Beihlfe  eine  merkliche  Herabsetzung  der  Selbstkosten. 
In  Baden  schritten  die  Gemeinden  mit  größerem  Waldbesitz  beim 
Bau  der  Wasserleitung  zu  einem  außerordentlichen  Holzhieb,  um 
auf  diese  Weise  möglichst  eigenes  Kapital  in  die  Anlage  zu  stecken1. 
In  der  Rheinprovinz  wurden  in  nicht  wenigen  Fällen  die  Einwohner 
zu  „Fronden“  herangezogen,  wodurch  das  Anlagekapital  um  den 
Betrag  der  Arbeitskapitalkosten  herabgesetzt  wurde.  Andere  Ge¬ 
meinden  erhöhten  während  der  Baujahre  die  Umlagen.  In  Württem¬ 
berg  bewilligte  der  Staat  bei  der  Albwasserversorgung  derartig 
große  Zuschüsse,  daß  sich  die  Anlagekosten  pro  Kopf  der  Bevöl¬ 
kerung,  wie  aus  der  Tabelle  hervorgeht,  ganz  bedeutend  vermin¬ 
derten. 

Auch  in  den  größeren  Städten  ist  meist  der  gemeinwirtschaft¬ 
liche  Grundsatz,  nur  die  Verzinsungskosten  des  aufgenommenen 
Kapitals  als  Kostenteile  aufzufassen,  beibehalten. 


1  Gedenkschrift  zur  Heidelberger  Wasserversorgung. 
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Gruppe  Anlagekapital  Durch  Staatsbeitrag 

pro  Kopf  der  vermindertes  Anlagekapital 
Einwohner  pro  Kopf  der  Einwohner 


M. 

JUL 

Gruppe  IV  .  .  . 

151 

29 

V  .  .  .  . 

169 

39 

„  VI  .  .  . 

221 

55 

„  VII  ..  . 

250 

58 

IX  .  .  . 

134 

27 

Die  Abschreibungen  und  Tilgung.  Kompli¬ 
zierter  liegen  di#  Verhältnisse  bei  den  Abschreibungen,  die  durch 
die  gemeinwirtschaftliche  Betriebsgestaltung  in  bestimmte  Be¬ 
ziehungen  zu  der  Tilgung  des  aufgenommenen  Anlagekapitals 
treten.  Die  kapitalistische  Unternehmung  trennt  beide  Begriffe 
scharf  von  einander,  wie  es  auch  oben  bei  den  Produktionskosten 
geschah.  Sie  sagt:  Nur  die  Abschreibungen  sind  Produktions¬ 
kosten.  Die  Tilgung,  die  unabhängig  von  den  Abschreibungen 
erfolgt  und  auch  unabhängig  neben  diesen  besteht,  bedeutet  Ver¬ 
mögenszuwachs  und  ist  daher  aus  dem  Reingewinn  zu  bestreiten. 
Die  gemeinwirtschaftliche  Unternehmung  kennt  ebenfalls  beide 
Begriffe.  Aber  es  fehlt  bei  ihr,  wie  die  Praxis  der  Wasserwerke 
deutlich  zeigt,  die  Absicht,  das  Vermögen  zu  vermehren;  sie  sieht 
sich  infolgedessen  gezwungen,  —  da  die  Notwendigkeit  sowohl  der 
Abschreibung  wie  der  Tilgung  für  das  Wirtschaftssubj  ekt  vorliegt  — , 
beide  Verpflichtungen  so  miteinander  zu  verbinden,  daß  sie  das 
Vermögen  in  seiner  ursprünglichen  Größe  erhalten.  Als  Konse¬ 
quenz  dieser  Zielsetzung  muß  sich  ergeben,  daß  am  Ende  der  voll¬ 
ständigen  Tilgung  eine  entwertete  Anlage  vorhanden  ist,  der  keiner¬ 
lei  Vermögensobjekte  als  Reserven  usw.  gegenüberstehen.  Die  Er¬ 
neuerung  der  Anlage  erfordert  neue  Kapitalaufnahme,  der  Prozeß 
wiederholt  sich  wie  bei  der  ersten  Anlage. 

Aus  diesem  Vorgehen  erwachsen  allerdings  mancherlei  Nach¬ 
teile;  so  —  wie  wir  eben  sahen  —  daß  jede  Erneuerung  der  Anlage 
die  Aufnahme  neuer  Mittel  erforderlich  macht.  Der  ganze  Ver¬ 
waltungsapparat  muß  zu  diesem  Zwecke  in  Bewegung  gesetzt 
werden,  den  Gemeinden  erwachsen  durch  die  Anleiheaufnahme 
neue  Kosten  und,  was  nachteiliger  ist,  der  kommunale  Kapital¬ 
markt  wird  unnötig  oft  in  Anspruch  genommen. 

Bei  den  städtischen  Wasserwerken,  die  mit  niedrigen  Pro¬ 
duktionskosten  arbeiten,  und  dazu  auf  der  andern  Seite  ansehn- 
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liehe  Gewinnüberschüsse  machen,  ist  daher  dieser  Modus  nicht 
haltbar.  Die  Ursache,  weshalb  die  Städte  diesen  Weg  einschlugen, 
lag  vor  allem  darin,  daß  seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  zahl¬ 
reiche  Anforderungen  wirtschaftlicher  Natur  an  die  Städte  heran¬ 
traten,  die  große  Kapitalaufwendungen  bedingten,  und  die  nur 
auf  diese  Weise  ohne  eine  über  die  Leistungsfähigkeit  der  Ein¬ 
wohner  hinausgehende  Erhöhung  der  Umlagen  zu  erfüllen  waren. 

In  den  Landgemeinden,  die  leistungsschwach  sind  und  hohe 
Produktionskosten  besitzen,  ist  dieser  Weg  der  Selbstkosten¬ 
berechnung  durchaus  verständlich.  Hier  wird  nfen  die  Nachteile, 
die  sich  aus  einer  Erneuerung  der  Anlage  ergeben,  die  zudem 
gegenüber  den  Städten  viel  seltener  notwendig  wird,  zugunsten 
anderer  Vorteile  ohne  weiteres  in  Kauf  nehmen  müssen. 

Die  Verbindung  von  Abschreibung  und  Tilgung  in  gemein  wirt¬ 
schaftlichem  Sinne  ist  technisch  dadurch  gelöst,  daß  die  Abschrei¬ 
bungsbeträge,  die  als  Kost  enteile  aus  dem  Verkauf  der  Produkte 
in  die  Unternehmung  hineinfließen,  von  dieser  für  die  Tilgung 
freigemacht  werden.  Daraus  ergibt  sich  die  Notwendigkeit,  die 
Tilgungssätze  vertraglich  nur  so  hoch  festzulegen,  als  infolge  der 
Abschreibung  Geldmittel  zur  Verfügung  stehen.  Praktisch  resul¬ 
tieren  aus  dieser  Anpassung  des  Tilgungsfußes  an  die  Abschrei¬ 
bungen  mancherlei  Schwierigkeiten,  auf  die  hier  nicht  näher  ein¬ 
gegangen  werden  kann. 

Die  Diskrepanz  führt  zu  buchmäßig  verschiedenen  Resul¬ 
taten.  Die  Tilgung  kann  in  höherem  Maße  erfolgen  als  es  die  Ab¬ 
schreibung  verlangt.  In  diesem  Falle  ist  die  Tilgungssumme  statt 
der  Abschreibung  als  Kostenteil  einzustellen.  Die  über  die  Ab¬ 
schreibung  hinausgehenden  Tilgungskosten  sind  alsdann  zeitliche 
Vermögens  Vermehrungen,  die  aber  in  der  Zeit  nach  der  vollständigen 
Tilgung  bis  zum  Zeitpunkt  der  vollständigen  Entwertung  der  An¬ 
lage  verloren  gehen  und  daher  auch  als  Kosten  zu  bezeichnen 
sind.  Eilt  die  Abschreibung  der  Tilgung  voran,  so  entstehen  zeitliche 
Rücklagen,  die  mit  der  durchgeführten  Tilgung  wieder  ebenso 
verschwunden  sind. 

In  manchen  Städten  hat  diese  Art  der  Einbeziehung  der  Til¬ 
gung  unter  die  Selbstkosten  geradezu  zu  einer  Begriffsverwirrung 
geführt.  Sie  zählen  die  Tilgung  zu  den  Selbstkosten  und  stellen 
daneben  für  die  Entwertung  der  Anlagen  aus  dem  Gewinn  be¬ 
stimmte  Beträge  in  besonderen  ,, Erneuerungs-  oder  Reserve¬ 
fonds“  ein,  die  je  nach  dem  Jahresergebnis  und  der  Notwendigkeit 
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der  Verwendung  der  Überschüsse  zu  anderen  kommunalen  Zwecken 
größer  oder  kleiner  ausf allen.  Grundsätzlich  ist  aber  die  Einstellung 
der  Tilgung  unter  die  Selbstkosten  nur  dann  berechtigt,  wenn  die 
Tilgung  die  Abschreibung  übersteigt  und  auch  dann  nur  in  dem 
die  Abschreibung  überragenden  Betrage. 

Daß  die  Betriebskosten  zu  den  Selbstkosten  zählen, 
bedarf  keiner  weiteren  Auseinandersetzung,  da  alle  Aufwendungen 
vom  Wirtschaftssubjekt  ausgehen. 

Über  den  Berechnungsmodus  der  Selbstkosten  bei  den  städti¬ 
schen  Wasserwerken  sollen  im  folgenden  einige  konkrete  Beispiele 
gegeben  werden:  In  Straßburg  werden  Verzinsung  und  Til¬ 
gung  sowie  die  Einlage  in  den  Emeuerungsfonds  zu  den  ,, Kosten 
der  Verwaltung  und  des  Betriebes“  gezählt.  Dabei  erfolgen  Ver¬ 
zinsung  und  Tilgung  vom  Anlagekapital.  In  den  Erneuerungs¬ 
fonds  wurden  im  Geschäftsjahr  1909  50  000  JUL  eingestellt  ( =  0,85  % 
des  Anlagekapitals).  Trier  nimmt  eine  1  bzw.  2  prozentige 
Abschreibung  vor  und  verzinst  das  gesamte  Anlagekapital.  Die 
durch  die  Abschreibung  frei  werdenden  Beträge  sowie  die  Über¬ 
schüsse,  die  sich  aus  der  Differenz  der  Kapitalzinsen  und  Schuld¬ 
zinsen  ergeben,  werden  zur  Tilgung  der  Anleihen  verwendet.  Hier 
ist  also  der  Fall  gegeben,  daß  Tilgung  und  Abschreibung  ineinander 
übergehen.  Essen  a.  Ruhr  verfährt  ähnlich:  zu  den  Kosten 
werden  gerechnet  die  Verzinsung  des  städtischen  Kapitalguthabens, 
die  Abschreibungen  und  die  Betriebskosten.  Die  Abschreibungen 
werden  zur  Rückzahlung  des  städtischen  Kapitalguthabens  ver¬ 
wendet,  stellen  also  gleichzeitig  Amortisationsbeträge  dar.  Das¬ 
selbe  Verfahren  wenden  die  Städte  Solingen,  Haspe  und 
Colmar  an.  Demgegenüber  bestehen  in  Mannheim  Tilgung 
und  Abschreibung  getrennt  von  einander.  In  Breslau,  Göt¬ 
ti  n  g  e  n  und  Wiesbaden  werden  ebenfalls  nur  die  Schuld¬ 
zinsen,  Abschreibungen  und  Betriebskosten  zu  den  Selbstkosten 
berechnet.  Die  Tilgung  der  Schulden  wird  aus  dem  Reingewinn 
vorgenommen.  In  Darmstadt  wurden  1909  die  Wertab¬ 
schreibungsbeträge  teilweise  zur  Schuldentilgung  und  teilweise 
zur  Erneuerung  der  Anlage  verwendet.  In  K  a  s  s  e  1  und  Nürn¬ 
berg  fließen  die  Abschreibungssummen  vollständig  in  den  Er¬ 
neuerungs-  und  Erweiterungsfonds. 


II.  Kapitel. 

Die  Preisstellung  des  Wassers. 

Die  Preisstellung  des  Wassers  innerhalb  der  kommunalen  Unter¬ 
nehmung  ist  wesentlich  beeinflußt  durch  die  Bedeutung  des  Wassers 
als  eines  der  unentbehrlichsten  Lebensgüter  und  durch  die  Stellung 
der  Gemeinde  als  öffentliche  Körperschaft.  Es  entsteht  unter  der 
Einwirkung  dieser  Momente  die  Tendenz,  den  Wasserpreis  so  zu 
normieren,  daß  er  innerhalb  der  Grenzen  der  Wertschätzung  und 
Leistungsfähigkeit  aller  Bevölkerungsklassen  liegt.  Daraus  ergibt 
sich  die  Notwendigkeit  einer  Preisdifferenzierung  nach  der  Wert¬ 
schätzung  und  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen  Bevölkerungs¬ 
klassen.  Modifiziert  werden  diese  Preisbildungstendenzen  einmal 
durch  die  Größe  der  Produktionskosten,  sodann  durch  die  ver¬ 
schiedenen  Verwendungszwecke  des  Wassers. 

Vergleichung  der  Gesamtausgaben  pro  cbm  abgegebenen  Wassers  mit  dem 
Erlös  pro  cbm  bezahlten  Wassers. 


a.  Städte1 

Gesamt¬ 

Erlös  pro  cbm 

ausgaben 

bezahlten  Wassers 

-5» 

A 

Erfurt . 

■  •  9,8 

16,2 

Mainz . 

•  •  9,3 

20,6 

Spandau  . 

•  •  7>5 

16,5 

Kiel . 

.  .  6,8 

19,3 

Leipzig . 

3,5 

13,9 

-  Stuttgart . 

•  •  3,5 

16,9 

Plauen  . 

•  •  3,4 

16,5 

Braunschweig . 

•  •  3,4 

10,7 

Essen  . 

•  •  3,3 

6,6 

Freiburg  i.  Br . 

.  .  o,8 

8,9 

München . 

.  .  o,8 

4-7 

Augsburg . 

•  •  o,7 

3,3 

Mannheim  . 

•  .  3,o 

19,3 

Hannover . 

.  .  2,9 

16,9 

Breslau . 

•  •  2,7 

M,5 

Straßburg . 

.  •  i,7 

13,5 

1  Nach  Mombert,  „Die  Gemeindebetriebe  in  Deutschland“. 
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b.  Landgemeinden1 

Produktions¬ 

Erlös  pro  cbm 

kosten 

bezahlten  Wassers 

A 

Zornheim . 

.  .  71 

43 

Nierstein . 

.  .  67 

49 

Oberolm . 

.  .  66 

39 

Essenheim . 

.  .  65 

41 

Selzen . 

•  •  53 

37 

Wallertheim . 

•  •  44 

32 

Gau-Heppenheim  .  .  . 

.  •  38 

30 

Wolfsheim . 

•  •  35 

30 

Flonheim . 

•  •  35 

18 

Eppelsheim . 

•  •  3i 

I31 

Die  Produktionskosten  führen  dahin,  daß  mit  ihrer  Größe 
auch  der  Wasserpreis  steigt,  doch  folgt  die  Preisstellung  der  Größe 
der  Produktionskosten  nur  innerhalb  der  Grenzen  der  Wert¬ 
schätzung  und  Leistungsfähigkeit  der  Wasserabnehmer.  Liegen 
die  Kosten  über  dieser  Grenze,  so  geht  die  Preisstellung  unter  die 
Kosten  herunter,  mit  anderen  Worten,  die  Produktionskosten  ver¬ 
lieren  in  diesem  Gebiete  die  Fähigkeit,  bestimmend  auf  die  Größe  des 
Wasserpreises  einzuwirken  (vgl. Tabelle).  Die  Differenz  aus  Kosten¬ 
größe  und  Preishöhe  wird  in  diesem  Falle  entweder  durch  Heranzie¬ 
hung  von  Gemeindeeinnahmen  aus  dem  Gemeindevermögen  oder 
durch  Umlagen  gedeckt.  Auch  in  der  Nähe  der  unteren  Grenze  der 
Wertschätzung  und  Leistungsfähigkeit  der  Wasserabnehmer  läßt 
sich  die  Beobachtung  machen,  daß  die  unter  dieser  Grenze  liegen¬ 
den  Produktionskosten  den  Wasserpreis  im  Sinne  einer  Herabsetzung 
nicht  mehr  beeinflussen  können.2 

Die  Fixierung  des  Wasserpreises  nach  diesen  Grundsätzen 
beschränkt  sich  jedoch  auf  den  Wasserverbrauch  für  Trink-  und 
Hauszwecke.  Die  Preisstellung  für  gewerbliche  und  Luxus-Zwecke 
richtet  sich  in  der  Hauptsache  nach  privatwirtschaftlichen  Gesichts¬ 
punkten.  Diesen  gegenüber  treten  die  Wertschätzung  und  Leistungs¬ 
fähigkeit  als  bestimmende  Faktoren  der  Preisbildung  an  Bedeutung 
zurück. 

Als  Resultat  dieser  prinzipiellen  Auffassungen  über  die  Preis¬ 
stellung  erscheinen  verschiedene  Wirtschaftserfolge  bei  der  städti¬ 
schen  und  ländlichen  Wasserversorgung.  In  den  Landgemeinden 
müssen  die  hohen  Produktionskosten  notwendigerweise  zur  Kosten¬ 
deckung  führen,  wenn  nicht  der  Wasserpreis  sogar  unter  den  Kosten 

1  Zusammengestellt  nach  Mitteilungen  des  Herrn  Baurat  v.  Boehmer .. 

2  Wie  die  Tabelle  zeigt,  gibt  es  jedoch  auch  Ausnahmen  hiervon. 
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festgesetzt  werden  muß.  Die  Städte  dagegen  mit  ihren  relativ 
niedrigen  Produktionskosten  können  unbedenklich  den  Preis  über 
die  Kostengrenze  hinaus  festlegen  und  infolgedessen  Überschüsse 
machen.  Damit  nähern  sich  die  städtischen  Wasserwerke  bei 
gleicher  Zielsetzung  wie  die  ländlichen  Wasserversorgungen  mehr 
dem  Charakter  der  privatwirtschaftlichen  Unternehmung.  In 
dieser  Annäherung  werden  sie  noch  dadurch  gestärkt,  daß  der 
gewerbliche  Wasserverbrauch  einen  großen  Teil  der  Wasserförde¬ 
rung  ausmacht. 

Die  Gewinnüberschüsse  der  städtischen  Wasserwerke,  die  aller¬ 
dings  nicht  immer  im  Sinne  obiger  Ausführungen  motiviert  sind, 
sondern  auch  durch  den  Kapitalbedarf  der  Städte  veranlaßt  werden, 
haben  zu  einer  Bekämpfung  der  privatwirtschaftlichen  Ausgestal¬ 
tung  gemeindlicher  Wasserwerke  geführt,  an  der  sich  namentlich 
die  Sozialisten  und  Kapitalisten  beteiligten.  Die  Kapitalisten  ver¬ 
langen  eine  gemeinwirtschaftliche  Ausgestaltung  der  Gemeinde¬ 
betriebe  und  bezeichnen  jeden  Gewinn  als  eine  unberechtigte  Be¬ 
steuerung  der  Konsumenten  zugunsten  der  Allgemeinheit.  Der  Vor¬ 
wurf  ist  unberechtigt,  da  es  den  Gemeinden  ebenso  wie  dem  Staat 
prinzipiell  unbenommen  bleiben  muß,  in  derselben  Weise  wie  jeder 
andere  Privatunternehmer  aufzutreten .  Voraussetzung  einer 
gemeindlichen  Unternehmung  mit  öffent¬ 
lichem  Interesse  ist  lediglich,  daß  das  Inte- 
ressederGesamtheitdurchdieUnternehmung 
wahrgenommen  wird.  Ob  dabei  Gewinnüberschüsse  erzielt 
werden  oder  nicht,  ist  in  dieser  Frage  zunächst  ohne  Belang. 

Die  Sozialisten  sagen,  die  städtischen  Betriebe  sind  nur  Teile 
städtischer  Verwaltungstätigkeit  und  deshalb  ist  die  Preisstellung 
nach  dem  für  Verwaltungstätigk eiten  allgemein  gültigen  Gebühren¬ 
prinzip  zu  bemessen,  d.  h.  es  dürfen  nur  die  Kosten  gedeckt  werden. 
In  Wirklichkeit  aber  gehören  die  Wasserwerke,  ebenso  wie  die  Gas- 
und  Elektrizitätswerke  ihrem  Wesen  nach  nicht  zu  den  eigentlichen 
Verwaltungsaufgaben  —  wenigstens  nicht  ohne  weiteres  —  viel¬ 
mehr  gehen  sie  aus  dem  freien  Willen  der  Gemeinden  hervor.  Die 
Gemeinden  sind  dabei  in  erster  Linie  zweifellos  Unternehmer,  keine 
Verwaltungsbehörden.  Anders  liegt  der  Fall,  wenn  Zwangsanschluß 
angeordnet  ist.  Hier  erfüllt  die  Gemeinde  staatliche  Aufgaben. 
Infolgedessen  ist  hier  im  Prinzip  am  Gebührencharakter  fest- 
zuhalten. 
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A.  Die  Preisbestimmungsgründe  und  die  Kosten  - 

Verteilung. 

Unter  Zugrundelegung  der  obigen  prinzipiellen  Darlegungen 
über  die  Preispolitik  ist  es  nunmehr  möglich,  zur  eigentlichen 
Aufgabe,  zur  Frage  der  Preisbildung  selbst,  überzugehen.  Im 
wesentlichen  läuft  diese  Aufgabe  auf  eine  Untersuchung  der  Preis¬ 
bestimmungsgründe  der  Angebots-  und  Nachfrageseite  hinaus. 

Die  Preisbestimmungsgründe  sind  entscheidend  für  die  Art 
der  Kostenverteilung.  Dabei  wird  die  Unterscheidung  der  festen 
und  veränderlichen  Kosten  von  besonderer  Bedeutung.  Die 
Differenzierung  des  Wasserpreises  äußert  sich  im  wesentlichen  in 
einer  verschiedenen  Verteilung  der  festen  Kosten  über  die  Wasser¬ 
abgabe. 

a)  Die  Preisbestimmungsgründe  und  die  Kostenverteilung  auf  der 

Angebotseite. 

Auf  der  Angebotseite  geht  das  Interesse  auf  eine  Kostenver¬ 
teilung  nach  dem  Verhältnis  des  speziellen  geldlichen  Aufwands  bei 
der  Wasserabgabe.  Damit  ist  gesagt,  daß  das  Wasser  einer  höheren 
Druckzone  oder  für  einen  entfernteren  Konsumenten  höher  be¬ 
rechnet  wird,  als  das  Wasser  einer  niederen  Druckzone  oder  eines 
näheren  Konsumenten.  Dem  steht  die  Auffassung  des  Konsumenten 
entgegen.  Für  ihn  leistet  der  Kubikmeter  Wasser  immer  denselben 
Dienst,  einerlei  wo  er  ihn  verbraucht.  Er  hat  immer  nur  die  gleiche 
Wertschätzung,  weil  er  stets  die  gleiche  Verwendung  für  das  Wasser 
hat.  Soweit  es  sich  um  den  Verbrauch  von  Haus-  und  Trinkwasser 
handelt,  wird  man  mit  Rücksicht  auf  den  Charakter  der  Anlage 
der  Auffassung  der  Konsumenten  beipflichten  müssen.  Dagegen 
ist  gegen  eine  dem  Aufwand  entsprechende  Heranziehung  der 
Konsumenten  bei  der  Abgabe  von  Wasser  zu  gewerblichen  Zwecken 
nichts  einzu wenden. 

Der  Wasserpreis  wird  um  so  niedriger,  je  größer  der  Konsum 
ist,  da  die  Kapitalkosten  konstante  Kostenfaktoren  darstellen. 
Der  Unternehmer  wird  dadurch  veranlaßt,  nach  dem  kaufmänni¬ 
schen  Prinzip  des  großen  Umsatzes  und  des  kleinen  Nutzens  zu 
handeln.  Dieser  Grundsatz  findet  vor  allem  auf  den  gewerblichen 
Wasserverbrauch  Anwendung.  Er  ist  namentlich  bei  hohen  Produk¬ 
tionskosten  von  großer  Bedeutung.  Es  kann  hier  unter  Umständen 
nötig  werden,  den  gewerblichen  Wasserverbrauch  nur  mit  einem  Teil 
der  festen  Kosten  zu  belasten,  den  Wasserpreis  also  unter  den  wirk- 
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liehen  Produktionskosten  zu  normieren.  Dadurch  daß  dieser  Teil  der 
Kapitalkosten  von  dem  gewerblichen  Wasserverbrauch  übernommen 
wird,  verringern  sich  die  festen  Kostenteile  für  das  Haus-  und  Trink¬ 
wasser,  was  eine  Herabsetzung  des  Wasserpreises  ermöglicht.  Bei  den 
ländlichen  Wasserversorgungen  ist  dieser  Einfluß  selbst  bei  einem 
oder  nur  wenigen  Großabnehmern  direkt  in  der  Preisstellung  er¬ 
kennbar. 

Das  Bestreben,  durch  niedrige  Preisstellung  den  Konsum  zu 
steigern,  führt  auf  der  andern  Seite  zu  dem  Gedanken,  das  Be¬ 
lastungsverhältnis  durch  entsprechende  Preisnormierung  zu  ver¬ 
bessern.  Daraus  entwickelt  sich  dann  eine  Preisstellung,  nach  der 
man  das  Wasser  im  Winter  billiger  abgibt,  als  im  Sommer.  Vom 
hygienischen  Standpunkt  wird  dieseArt  der  Preisstellung  für  Haus¬ 
und  Trinkwasser  zu  beanstanden  sein.  Gerade  in  den  heißen 
Sommermonaten  ist  ein  gesteigerter  Wasserkonsum  äußerst  wün¬ 
schenswert.  Für  den  gewerblichen  Wasserverbrauch  läßt  sich  eine 
solche  Preisdifferenzierung  eher  begründen. 

b)  Die  Preisbestimmungsgründe  und  die  Kostenverteilung  auf  der 

Nachfrageseite. 

Auf  der  Nachfrageseite  wird  die  Preisstellung  in  erster  Linie 
durch  die  Wertschätzung  und  Leistungsfähigkeit  der  Konsu¬ 
menten  bestimmt.  Der  Charakter  der  Unternehmung  verlangt  für 
das  Haus-  und  Trinkwasser,  daß  alle  Klassen  der  Bevölkerung 
am  Wasserverbrauch  partizipieren.  Die  Gemeinden  haben  das 
größte  Interesse,  daß  gerade  die  sozial  niedrig  stehenden  Klassen 
in  den  Stand  gesetzt  werden,  das  Wasser  in  reichlichem  Maße  zu 
gebrauchen.  Daher  hat  die  Preisstellung  so  zu  erfolgen,  daß  sie 
der  Leistungsfähigkeit  der  sozialen  Klassen  parallel  läuft.  Für  die 
Kosten  Verteilung  ergibt  sich  daraus  die  Forderung,  die  festen 
Kostenteile  auf  die  leistungsfähigeren  Schultern  zu  verteilen. 

Auf  die  Preisstellung  des  gewerblichen  Wasserverbrauchs  üben 
Wertschätzung  und  Leistungsfähigkeit  nur  bei  Verfolgung  mittel¬ 
standspolitischer  Ziele  bestimmenden  Einfluß  aus.  Im  übrigen 
wird  der  Preis  für  gewerbliches  Wasser  von  der  Nachfrageseite  her 
nur  nach  den  Kosten  einer  eigenen  Anlage  beurteilt.  Da  sich  die 
Kosten  einer  solchen  Anlage  mit  zunehmender  Betriebsgröße  ver¬ 
ringern,  so  ergibt  sich  für  die  Gemeinden  die  Forderung,  proportional 
mit  der  Größe  des  Wasserverbrauchs  den  Wasserpreis  nach  unten 
abzustufen.  Die  Abstufung  kann  sich  über  die  ganze  Größe  der 
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festen  Kosten  erstrecken,  so  daß  die  veränderlichen  Kosten  die 
untere  Preisgrenze  darstellen.  In  den  Städten  wird  der  Wasser¬ 
preis  für  gewerbliche  Zwecke  in  der  Regel  auch  Gewinnteile  ent¬ 
halten.  In  den  kleineren  Städten  und  Landgemeinden  erscheint  es 
dagegen  notwendig,  auch  für  den  gewerblichen  Wasserverbrauch 
an  der  Kostendeckung  festzuhalten.  Bei  besonders  hohen  Pro¬ 
duktionskosten  wird  man  sogar  nur  Teile  der  festen  Kosten  in 
die  Preisstellung  einbeziehen. 

c)  Die  Kosten  Verteilung  des  eigenen  und  öffentlichen  Wasser¬ 
verbrauchs. 

Fördermenge  und  Wasserabgabe  an  Privatkonsumenten  sind 
nicht  identisch  miteinander,  vielmehr  besteht  eine  Differenz 
zwischen  beiden.  Zunächst  arbeiten  die  technischen  Anlagen  mit 
Wasser  Verlusten.  Dieser  Verlust  steigt  in  manchen  Städten  bis 
zu  io  und  15  %  der  gesamten  Förderung.  Die  entstehenden  Kosten 
werden  in  der  Regel  auf  die  Wasserabgabe  an  die  Privatkonsu- 
menten  verteilt,  wodurch  natürlich  eine  Erhöhung  der  Kosten  ein- 
tritt. 

Bei  den  städtischen  Wasserwerken  sind  in  der  Regel  die  Ge¬ 
meinden  selbst  die  größten  Konsumenten.  Sie  benötigen  das 
Wasser  zur  Straßenbesprengung,  Straßenreinigung,  zur  Spülung 
der  Kanalisationsanlagen,  zu  gärtnerischen  Zwecken  und  für  die 
städtischen  Gebäude  und  Schulen.  Der  Wasserverbrauch  für  diese 
Zwecke  kommt  der  gesamten  Bevölkerung  zugute.  Es  ist  daher 
recht  und  billig,  diese  auch  die  Kosten  tragen  zu  lassen  und  die 
Aufwendungen  durch  Umlagen  zu  decken. 

B.  Die  Wasserabgabesysteme. 

Zur  Durchführung  der  Kostenverteilung  und  der  Berechnung 
des  Wassergeldes  bedarf  es  besonderer  verwaltungstechnischer  und 
teilweise  auch  technischer  Einrichtungen,  deren  Betrachtung  hier 
folgen  soll. 

Die  Wasserabgabe  erfolgt  heute  nur  noch  bei  ganz  primitiven 
Anlagen  durch  öffentliche  Laufbrunnen.  Gegenüber  diesem  System 
bedeutet  die  Wasserabgabe  in  dem  Privatgrundstücke,  wie  sie 
heute  ausnahmslos  durchgeführt  wird,  einen  wesentlichen  Fort¬ 
schritt.  Die  Wasserabgabe  ist  damit  auf  bestimmte  Konsumenten 
festgelegt,  deren  Verbrauch  leicht  festzustellen  ist.  Die  Feststellung 
erfolgt : 
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a)  durch  Schätzung  des  Wasserverbrauchs  nach  bestimmten 

Merkmalen ; 

b)  nach  der  maximalen  täglichen  Ausflußmenge  der  Zapfstellen ; 

c)  nach  Wasser messern. 

Die  Feststellung  des  Wasserverbrauchs  durch  Schätzung  ist 
in  den  Landgemeinden  vorherrschend.  Wasserverbrauch  und  ein¬ 
geschätzte  Verbrauchsmengen  stehen  hier  nur  in  loser  Beziehung. 

Die  zweite  Art  der  Feststellung  des  Wasserverbrauchs,  die 
unter  dem  Namen  ,, Eichhahnsystem“  bekannt  ist,  hat  nur  in  Süd¬ 
deutschland  einige  Verbreitung  gefunden.  Heute  ist  dieses  System 
nur  noch  in  Augsburg,  München  und  Nürnberg  teilweise  in  An¬ 
wendung.  Auch  in  diesem  Falle  besteht  keine  direkte  Beziehung 
zwischen  dem  berechneten  und  tatsächlichen  Wasserkonsum. 

Die  Anwendung  von  Wassermessern  datiert  schon  lange  zurück. 
Bürkli1  stellte  bereits  1867  fest,  daß  das  Wasser  —  „allerdings 
nur  in  seltenen  Fällen“  —  nach  Wassermessem  bezogen  wurde. 
Die  geringe  Verwendung  kam  damals  vor  allem  daher,  daß  die 
Messungen  noch  sehr  ungenau  und  die  Wassermesser  sehr  teuer 
waren.  ,,Es  beruht  darauf,“  sagt  Bürkli,  „daß  schon  die  kleinsten 
Wassermesser  60  bis  90  Francs  kosten,  also  bei  Verzinsung  und 
5  %  Unterhaltungskosten  einer  jährlichen  Ausgabe  von  6  bis 
9  Francs  entsprechen.  Diese  Summe  ist  bedeutend  im  Verhältnis 
zu  dem  Betrag,  welcher  für  den  ganzen  Wasserbedarf  einer  Haus¬ 
haltung  bezahlt  werden  muß.  (7,50  bis  9,50  Francs  in  Glauchau, 
Plauen,  Reichenbach  pro  Jahr  und  Haushaltung).“  In  neuerer 
Zeit  haben  die  technischen  Vervollkommnungen  und  in  größeren 
Städten  namentlich  die  Wasser  Vergeudung  dahin  geführt,  daß  die 
Wassermesser  immer  mehr  in  Gebrauch  gekommen  sind.  Wo  sie 
zur  Einführung  gelangten,  ging  der  Wasserkonsum  ganz  enorm 
zurück.  So  verringerte  sich  der  Wasserverbrauch  in  Köln,  wo 
die  Wassermesser  1892  bis  1895  obligatorisch  eingeführt  wurden, 
im  Jahre  1893  bis  1894  um  26  %  und  im  darauffolgenden  Jahre 
nochmals  um  22  %.  Hauptsächlich  nahm  der  Verbrauch  in  den 
Nachtstunden  und  während  des  Winters  ab,  wo  „teils  Gleichgültig¬ 
keit  teils  die  Sorge  vor  einem  Einfrieren  der  Rohrleitung  die  Ur¬ 
sachen  der  Wasser  Vergeudung  waren“2.  In  ähnlicher  Weise  ging 
auch  in  Berlin  mit  der  Einführung  der  Wassermesser  der  Ver¬ 
brauch  zurück. 

• 1  A.  Bürkli,  Anlage  und  Organisation  städtischer  Wasserwerke.  1867. 

*  Lindemann  a.  a.  O.  S.  261. 


49 


Solange  der  Rückgang  des  Wasserkonsums  mit  der  Wasser¬ 
vergeudung  zusammenhängt,  ist  gegen  die  Einführung  der  Wasser¬ 
messer  nichts  einzu wenden.  Dieser  Fall  ist  meist  in  den  Städten 
gegeben.  Auf  dem  Lande  dagegen  führt  die  Einsetzung  von  Wasser¬ 
messern  sehr  häufig  dazu,  den  Wasserkonsum  über  das  erwünschte 
Maß  hinaus  einzuschränken.  Außerdem  bedeutet  die  Einführung 
der  Wassermesser  für  kleine  Wasserwerke  relativ  hohe  Mehraus¬ 
gaben1,  die  in  der  Wassermessermiete  zur  Einhebung  gelangen. 
In  den  Städten  mit  ihren  Mietswohnungen  verteilt  sich  die  Wasser¬ 
messermiete  auf  mehrere  Wohnungen,  sofern  man  den  allgemeinen 
Brauch  beibehält  und  pro  Grundstück  i  Wassermesser  aufstellt. 
Auf  dem  Lande,  wo  das  Einfamilienhaus  überwiegt,  entfällt  da¬ 
gegen  die  ganze  Gebühr  auf  i  Wohnung,  deren  Wasserzins  dadurch 
wesentlich  gesteigert  wird.  Aus  diesem  Grunde  ist  die  Einführung 
der  Wassermesser,  namentlich  wenn  gleichmäßige  wirtschaftliche 
Verhältnisse  vorhanden  sind  und  die  Einschätzung  keine  Schwierig¬ 
keiten  macht,  bei  kleinen  Wasserwerken  nicht  zu  empfehlen. 

Die  Aufstellung  eines  Wassermessers  pro  Grundstück  erfährt 
von  sozialistischer  Seite  eine  starke  Bekämpfung,  da  alsdann  der 
Wasserzins  vom  Grundeigentümer  erhoben  wird  und  nicht  direkt 
vom  Konsumenten.  Lindemann2  sagt:  ,,Bei  der  Wasserversorgung 
werden  in  den  Hausbesitzern  Tausende  von  Zwischenhändlern  neu 
geschaffen,  die  das  Monopol  der  Wasserlieferung  an  ihre  Mieter 
in  unbeschränkter  Weise  ausüben.  Es  wäre  töricht,  von  ihnen 
eine  gerechte  Verteilung  des  Wassergeldes  auf  die  Mieter  zu  er- 
erwarten.“  Schließlich  kommt  Lindemann  zu  der  Forderung, 
für  alle  Wohnungen  Wasser messer  aufzustellen  und  den  Wasser¬ 
zins  direkt  vom  Mieter  zu  erheben.  Um  jedoch  nicht  gezwungen 
zu  sein,  auch  für  die  kleinste  Wohnung  Wassermesser  aufst eilen 
zu  müssen,  verlangt  er,  daß  diese  Wohnungen  von  dem  Wasserzins 
ganz  befreit  werden.  ,, Verzichtet  man  darauf,  die  ärmsten  Schichten 
der  Bevölkerung  zur  Zahlung  von  Wassergeld  heranzuziehen,  so 
bedarf  es  auch  keiner  Wassermesser  für  ihre  Wohnungen,  und  die 
Zahl  der  erforderlichen  Wasser  messer  würde  sich  bedeutend  be¬ 
schränken  lassen.  Mittels  eines  Wassermessers  auf  jedem  Stock¬ 
werk  der  von  diesen  Bevölkerungsklassen  bewohnten  Mietshäuser 
wäre  eine  Kontrolle  über  den  Verbrauch  trotzdem  möglich.“ 
Zweifellos  deckt  hier  Lindemann  einen  wunden  Punkt  auf  und  mit 

1  Zirka  7  %  des  Anlagekapitals. 

2  Lindemann  a.  a.  O.  S.  262. 
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Recht  weist  er  auf  die  anders  gearteten  Zustände  bei  der  Gas-  und 
Elektrizitätsversorgung  hin. 

Sozialpolitisch  fortschreitende  Städte  haben  denn  auch  zur 
Beseitigung  dieses  Mißstandes  Maßnahmen  ergriffen.  Um  die 
teuren  Anschaffungskosten  der  Wassermesser1  zu  vermeiden,  sind 
manche  Städte  wieder  zur  Einschätzung  des  Wasserverbrauchs 
für  Trink-  und  Hauszwecke  übergegangen  und  haben  Wassermesser 
nur  zur  Kontrolle  gegen  Wasservergeudung  auf  gestellt.  Einige 
Städte  haben  besondere  Wassermesser  für  die  Mietswohnungen 
auf  gestellt  und  erheben  von  dem  Mieter  selbst  den  Wasserzins;  so 
u.  a.  Halle  a.  S.  Andere  Städte  haben  zwar  Nebenmesser  zugelassen, 
erheben  aber  den  Wasserzins  vom  Grundstückbesitzer,  dem  auch 
die  gesamten  Kosten  der  Wassermesser  zur  Last  fallen. 

C.  Die  Wassertarife. 

Die  Form,  in  der  die  Kosten  Verteilung  nach  bestimmten  Grund¬ 
sätzen  festgesetzt  wird  und  die  Preisstellung  zum  Ausdruck  kommt, 
ist  der  Tarif.  Die  angewandten  Tarife  sind  außerordentlich  ver¬ 
schieden.  Mit  Rücksicht  auf  die  Art  der  Verteilung  der  festen  und 
veränderlichen  Kosten  auf  die  Konsumenten  kann  man  3  Arten 
von  Tarifen  unterscheiden. 

1.  Der  Pauschaltarif,  der  eine  feste  Verteilung  aller 
Kosten  nach  dem  mutmaßlichen  Verbrauch  der  Konsumenten  vor¬ 
nimmt. 

2.  Der  Gebührentarif,  der  im  Prinzip  eine  feste  Ver¬ 
teilung  der  konstanten  Kosten  nach  dem  mutmaßlichen  Verbrauch 
und  eine  Verteilung  der  variablen  Kosten  nach  dem  tatsächlichen 
Verbrauch  darstellt. 

3.  DerWassermessertarif,  bei  dem  eine  feste  Ver¬ 
teilung  der  Kosten  nicht  stattfindet,  sondern  die  Verteilung  nach 
dem  tatsächlichen  Konsum  sich  richtet. 

Als  eine  besondere  Form  der  Kosten  Verteilung  ist  die 
Wassersteuer  anzusehen.  Die  Kosten  Verteilung  erstreckt 
sich  hier  nicht  auf  die  Abnehmer  allein,  sondern  auf  alle  Ortsein¬ 
wohner.  Hinsichtlich  der  Art  der  Kostenverteilung  kommt  die 
Wassersteuer  dem  Pauschaltarif  am  nächsten  und  soll  daher  im 
Zusammenhang  mit  diesem  betrachtet  werden. 

Die  einzelnen  Tarif  arten  erscheinen  entweder  in  der  Form 
der  reinen  Tarife  oder  in  der  kombinierten  Tarif  form.  Der  reine 


1  D.  h.  für  jede  Wohnung. 
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Tarif  liegt  vor,  wenn  nur  eine  Tarif art  für  die  ganze 
Wasserabgabe  in  Anwendung  kommt ;  der  kombinierte 
Tarif  ist  vorhanden,  wenn  die  Wasserabgabe  so  eingeteilt  ist, 
daß  für  bestimmte  Verbrauchszwecke  besondere  Tarif  arten  in 
Betracht  kommen. 

Die  Feststellung  des  Wasserverbrauchs  geschieht  bei  den  ein¬ 
zelnen  Tarif  arten  unter  Anwendung  folgender  zum  Teil  technischer 
Hilfsmittel:  Beim  Pauschaltarif  erfolgt  die  Feststellung  durch 
Einschätzung  nach  bestimmten  Merkmalen.  Die  Wassersteuer 
führt  zur  Anwendung  rein  steuerlicher  Grundsätze.  Der  Gebühr  en- 
und  Wassermessertarif  setzen  die  Anwendung  von  Wassermessern 
voraus. 

Uber  das  Vorkommen  der  einzelnen  Tarife  ist  zu  sagen:  Der 
Pauschaltarif  dominiert  in  den  Landgemeinden,  in  den  Städten 
herrschen  Gebühren-  und  Wasser messertarif  vor.  Auch  die  Aus¬ 
gestaltung  der  einzelnen  Tarif  arten  ist  in  den  Städten  und  Land¬ 
gemeinden  durchaus  verschieden.  Es  ist  daher  vorteilhaft,  bei  der 
Betrachtung  der  typischsten  Tarife  die  Trennung  in  städtische 
und  ländliche  Tarife  vorzunehmen. 

a)  Die  ländlichen  Tarife  und  ihr  Zusammenhang  mit  dem  Ge¬ 
meindehaushalt  . 
i.  Die  ländlichen  Wassertarife1. 

DerPauschaltarif.  Die  einfachste  Form  des  Pauschal¬ 
tarif  es  liegt  vor,  wenn  die  Kosten  gleichmäßig  nach  einem  mit  dem 
Verbrauch  in  Beziehung  stehenden  Maßstab  auf  die  Abnehmer  ver¬ 
teilt  werden.  Ein  solcher  Maßstab  ist  die  Verteilung  über  die  Zahl 
der  Hausanschlüsse.  Diese  Form  ist  besonders  beliebt  bei  den 
ländlichen  Wassergenossenschaften.  So  sind  in  Mühli  39  JL,  in 
Ober  winkelhausen  23,20  JL,  in  Ellinghausen  17  JL, 
pro  Jahr  und  Anschluß  zu  bezahlen. 

Ein  ähnlich  primitiver  Maßstab  ist  die  Einschätzung  nach  der 
Zahl  der  angeschlossenen  Hähne.  In  Salzig  werden  für  den 
Haupthahn  jährlich  12  1,  für  den  Nebenhahn  3  JL  erhoben.  In 
Heidelsheim  wird  je  nach  dem  Aufstellungsort  eine  ver¬ 
schiedene  Gebühr  berechnet:  Für  einen  Küchenhahn  3  bis  5  JL, 

1  Für  die  Untersuchung  lagen  ca.  700  Tarife  von  Landgemeinden 
vor.  Sie  waren  in  der  Hauptsache  das  Ergebnis  einer  Enquete  des  Landes¬ 
hauptmanns  der  Rheinprovinz.  Das  Material  war  mir  in  liebenswürdigster 
Weise  zur  Verfügung  gestellt  worden. 
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für  einen  Waschküchenhahn  i  bis  2 JL,  für  einen  Gartenhahn  bei 
x/4  Morgen  Gartengelände  1  bis  3  JlL,  bei  jedem  weiteren  x/4  Morgen 
außerdem  1  bis  3  JL,  für  einen  Hahn  in  den  Stallungen  1  bis  3  JL, 
für  jeden  weiteren  in  der  Haushaltung  benützten  Nebenhahn  1  JL. 

Am  häufigsten  sind  bei  den  ländlichen  Pauschaltarifen  die 
Zahl  der  Hausbewohner,  die  Größe  des  Anwesens  und  die  Zahl 
und  Art  der  Haustiere  als  Maßstab  für  den  Wasser ver bauch  in 
Anwendung.  In  Rech  werden  für  jede  Haushaltung  15  JL,  für 
jedes  Pferd  und  Rindvieh  1  JUL  jährlich  entrichtet.  In  Leimbach 
sind  die  Zahlen  der  Hausanschlüsse,  der  Personen  und  des  Viehes 
dem  Tarif  zugrunde  gelegt.  In  Rinnen  setzt  sich  der  Wasser¬ 
zins  zusammen  aus  4  JL  Grundtaxe,  100  %  Gebäudesteuer  und 
1  JUL  pro  Pferd  und  Rindvieh.  In  Peterswald  sind  für  jede 
Person  über  14  Jahren  1  JL,  für  jede  Person  über  6  Jahre  0,50 JL, 
für  jedes  Pferd  und  Rindvieh  über  3  Monate  1  JL  aufzubringen. 
Wismar  erhebt  1  JL  pro  Kopf  der  Bevölkerung  über  14  J  ahren, 
1  JL  pro  Stück  Großvieh  und  100  %  Gebäudesteuer.  Ähnliche 
Tarife  besitzen  die  Gemeinden  Steindorf,  Ober-  und 
Niederbiel.  In  Bettenfeld  werden  für  jede  Person 
0,30  JL,  für  jedes  Rindvieh  1,30  JIL  erhoben.  In  der  Tarifbegründung 
heißt  es:  ,,Der  Grund  für  diese  Bemessung  ist  in  den  einheitlichen 
Verhältnissen  der  nur  Ackerbau  treibenden  Bevölkerung  zu 
suchen.“ 

Eine  weitere  Differenzierung  des  Pauschaltarifs  findet  statt, 
wenn  der  gewerbliche  Wasserverbrauch  besonders  erfaßt  wird. 
Dabei  ist  das  Vorgehen  der  einzelnen  Gemeinden  sehr  verschieden. 
Die  meisten  heben  nur  die  wichtigsten  gewerblichen  Berufe  heraus : 
die  Metzgereien,  Bäckereien  und  Wirtschaften.  Manche  Gemeinden 
gehen  in  der  Differenzierung  sehr  weit.  Als  Beispiele  seien  folgende 
Tarife  erwähnt.  In  Grausdorf  wird  der  Wasserzins  in  10  Ab¬ 
stufungen  nach  der  Gebäudesteuer  erhoben,  wobei  besondere  Ge¬ 
bäude  wie  Metzgereien,  Bäckerein  und  Wirtschaften  einen  Zuschlag 
erhalten.  Ähnliche  Tarife  bestehen  in  Eisenschmitt  und 
Oberkail.  In  Klausen  werden  folgende  Beträge  für  die 
Wasserabgabe  berechnet:  für  jeden  Anschluß  eine  Grundtaxe  von 
8  JL,  für  jede  im  Hause  des  Abnehmers  wohnende  Person  0,30  JL, 
für  jedes  vorhandene  Stück  Großvieh  über  3  Monate  1  JL,  für  Gast- 
und  Schankwirtschaftsbetriebe  in  der  ersten  Klasse  12  JL,  in  der 
2.  Klasse  8  JL,  in  der  3.  Klasse  4  JL,  für  Bäckereien  in  der  1.  Klasse 
8JL,  in  der  2.  Klasse  4  JL,  für  Metzgereien  io.il;  für  das  Pfarrhaus 
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und  die  Kirche  40  JUL  In  B  e  u  r  i  g  ist  der  Tarif  in  ähnlicher  Weise 
differenziert.  Außerdem  aber  werden  auch  Flaschenbierhandlungen 
Brant  weinbrennereien  und  Weinhandlungen  nach  besonderen 
Sätzen  zum  Wasserzins  herangezogen. 

Der  Pauschaltarif  erscheint  in  einer  besonderen  technischen 
Form  bei  der  Berechnung  nach  Wasserzinseinheiten.  Die  einzelnen 
Merkmale  der  Einschätzung  werden  hierbei  nicht  direkt  mit  der 
Geldform  in  Beziehung  gesetzt,  sondern  mit  der  Wasserzinsein- 
heit,  die  erst  wieder  einem  bestimmten  Geldbetrag  entspricht, 
Einen  solchen  Tarif  besitzt  Steeg.  Die  Wasserzinseinheit  ist 
gleich  38 /S) .  Ein  Haus  wird  mit  3  Einheiten,  eine  Person  mit  1  Einheit, 
ein  Stück  Vieh  mit  i1/2  Einheiten  berechnet.  Diese  Art  der  Tarife 
besitzt  den  Vorteil,  daß  man  die  Größe  der  Wassergeldeinnahmen 
auf  die  einfachste  Weise  variieren  kann.  Da  die  Wasserzinsein¬ 
heiten  bestehen  bleiben,  so  genügt  es,  den  Einheitspreis  ent¬ 
sprechend  anzusetzen,  um  die  gewünschte  Einnahme  zu  erzielen. 

Ein  weiterer  Schritt  in  der  Ausgestaltung  des  Tarifs  ist  die 
Anwendung  sozialpolitischer  Grundsätze. 
Bestimmte  Merkmale,  die  auf  die  Leistungsfähigkeit  der  Abnehmer 
schließen  lassen,  werden  der  Kosten  Verteilung  zugrunde  gelegt. 
Meist  wird  dabei  die  ganze  wirtschaftliche  und  soziale  Lage  der 
Abnehmer  als  Maßstab  angelegt.  Gerade  für  die  sozialpolitische 
Gestaltung  ist  der  Pauschaltarif  besonders  geeignet. 

Als  Beispiele  sollen  folgende  Fälle  angeführt  werden:  Hau¬ 
sten  erhebt  den  Wasserzins  nach  der  Größe  des  Einkommens. 
Bei  einem  Einkommen  von  weniger  als  900  JUL  sind  2  JUL,  bei  einem 
Einkommen  bis  1200  JUL  3  M.,  und  bei  einem  größeren  Einkommen 
als  1200  JL  4  JL  Grundtaxe  zu  entrichten.  Außerdem  kommen 
auf  jede  Person  unter  14  Jahren  und  jedes  Stück  Großvieh  1  JL 
in  Anrechnung.  Für  Bäcker,  Wirte  und  Schmiede  wird  ein  Zuschlag 
von  1  JL  pro  Jahr  erhoben.  Ähnliche  Tarife  besitzen  Kempe- 
nich,  Spessart,  Weilen  und  Leichlingen.  In  der 
Begründung  des  Tarifs  von  Leichlingen  heißt  es:  ,,Bei  der  Ver¬ 
anlagung  wird  in  erster  Linie  die  Vermögenslage  des  betr.  Haus¬ 
besitzers  in  Betracht  gezogen,  daneben  findet  auch  die  Höhe  des 
Verbrauchs  Berücksichtigung.“  Bei  den  Gemeinden  N  e  u  h  o  f  , 
Rainbach  und  Dilsberger  Hof  findet  die  Einschätzung 
nach  den  ,, jeweiligen  Wohnungs-,  Familien-  und  Geschäftsverhält¬ 
nissen“  statt.  Die  Abnehmer  werden  dabei  in  verschiedene  Klassen 
eingeteilt.  Die  Zahl  der  Klassen  ist  sehr  verschieden.  So  besitzt 
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die  Gemeinde  Altneudorf  nicht  weniger  als  26  Klassen. 
Die  erste  Klasse  zahlt  5  jt,  die  26.  Klasse  25  JL;  die  Abstufungen 
betragen  0,50  bzw.  1  Ji 

Das  Bestreben  der  ländlichen  Gemeinden,  Ausgaben  und  Ein¬ 
nahmen  in  Übereinstimmung  zu  bringen  führt  zu  der  besonderen 
Form  des  Umlegungsverfahrens.  Die  Kosten  werden 
einfach  am  Ende  des  Jahres  auf  die  Abnehmer  im  Verhältnis  ihres 
tatsächlichen  Verbrauchs,  der  nach  verschiedenen  Merkmalen  fest¬ 
gestellt  wird,  umgelegt,  d.  h.  verteilt.  Ein  solches  Verfahren  ist 
in  Groß-Frankenhausen  angewendet.  Der  Wasserzins 
in  Höhe  von  ca.  250  JUL  wird  am  Schlüsse  des  Jahres  zu  gleichen 
Teilen  von  allen  Abnehmern  erhoben.  Dieselbe  Form  besitzt  der 
Tarif  in  Lascheid.  In  Föhren  wird  der  Wasserzins  durch 
eine  Kommission  nach  der  Größe  des  Verbrauchs  am  Ende  des 
Jahres  auf  die  einzelnen  Abnehmer  umgelegt. 

Das  System  der  Umlegung  nähert  sich  bereits  der  Form  der 
Wassersteuer.  Diese  charakterisiert  sich  als  eine  Form  der 
Kosten  Verteilung,  die  das  Verhältnis  von  Leistung  und  Gegenleistung 
vollständig  auf  hebt.  Dort,  wo  sämtliche  Einwohner  an  die  Wasser¬ 
leitung  angeschlossen  sind,  stellt  die  Wassersteuer  eine  Art  Pauschal¬ 
tarif  dar.  Wo  nicht  alle  Einwohner  an  die  Wasserleitung  an¬ 
geschlossen  sind,  ist  die  Wassersteuer  geeignet,  die  Einwohner 
zum  Anschluß  zu  veranlassen.  Die  Wassersteuer  als  einzige  Form 
der  Kostenerhebung  kommt  vor  inKirschroth,  in  Kasel, 
Eiweiler,  Hellenhausen,  Carweiler  und  Leu¬ 
tershausen. 

Der  Wassermessertarif.  Beim  Wassermessertarif 
stehen  Leistung  und  Gegenleistung  in  einem  direkten  Verhältnis. 
Deshalb  entspricht  er  am  weitestgehendsten  den  Anforderungen 
eines  nach  privatwirtschaftlichen  Grundsätzen  betriebenen  Unter¬ 
nehmens.  Auf  dem  Lande  konnte  der  Wassermessertarif  aus  eben¬ 
diesem  Grunde  keine  große  Bedeutung  erlangen. 

Die  einfachste  Form  des  Wasser messertarifs  liegt  vor,  wenn 
pro  Kubikmeter  Wasser  ohne  Rücksicht  auf  die  Verbrauchsgröße 
und  den  Verbrauchszweck  ein  fester  Preis  normiert  wird.  Einen 
solchen  Tarif  besitzt  Wiesdorf.  Die  Gemeinde  bezieht  das 
Wasser  von  den  Farbenfabriken  von  Friedrich  Bayer,  Leverkusen, 
und  gibt  es  zu  18  pro  cbm  an  die  Einwohner  ab.  In  N  e  u  e  n  - 
hohe  besteht  eine  Genossenschaft,  G.  m.  b.  H.,  die  ihren  Mit¬ 
gliedern  das  Wasser  zu  35  ^  pro  cbm  liefert.  Die  Gemeinde 
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Quierschied  erhält  das  Wasser  von  der  Gemeinde  Friedrichs¬ 
thal  zu  18  $  pro  cbm  und  gibt  es  zu  25  ^  pro  cbm  an  die  Ein¬ 
wohner  ab. 

Erst  der  Wassermessertarif  gibt  Anlaß,  kaufmännische  Grund¬ 
sätze  in  die  Preisstellung  zu  verflechten.  Das  geschieht  durch 
Stufen-  und  Rabattpreise,  die  in  technisch  verschiedener  Form 
Preisermäßigungen  darstellen.  Bei  den  Stufenpreisen  wird  für  die 
einzelnen  Verbrauchsstufen  ein  bestimmter  Betrag  mit  gewöhnlich 
steigender  Progression  vom  Grundpreis  in  Abzug  gebracht,  beim 
Rabattpreis  wird  die  Ermäßigung  nach  Prozenten  des  Grundpreises 
berechnet.  Die  Abstufung  kann  ferner  nach  Staffeln  und  Zonen 
erfolgen.  Staffeltarife  beziehen  die  Ermäßigung  stets  auf  den 
gesamten  jeweiligen  Verbrauch,  Zonentarife  nur  auf  die  einzelnen 
Verbrauchsintervalle.  Die  Gemeinde  Kupferdreeh  wendet 
folgende  Preisabstufungen  an:  Bei  einem  Wasserverbrauch  bis 
zu  18  cbm  kostet  der  cbm  221/a  ;  für  die  weiteren  18  cbm  sind 

für  den  cbmi71/2^  und  die  weiteren  24  cbm  15  ^  zu  bezahlen. 
Der  darüber  hinausgehende  Verbrauch  wird  mit  15  ^  berechnet. 
Die  Eisenbahn  zahlt  8  die  Gemeinden  Heisingen  und  Byfang 
6  pro  cbm. 

Die  abgestuften  Wassermessertarife  finden  in  den  Landge¬ 
meinden  nur  selten  Anwendung.  Als  Beweis  dafür  kann  angesehen 
werden,  daß  von  den  untersuchten  Tarifen  ländlicher  Wasser¬ 
leitungen  das  angeführte  Beispiel  allein  einen  solchen  Tarif  besaß. 

DerGebührentarif.  Auf  der  Grenze  zwischen  Wasser¬ 
messer-  und  Gebührentarif  steht  der  Wasser messertarif  mit  Mini¬ 
malgebühr.  Die  Minimalgebühr  ist  ein  Pauschalbetrag,  der  auf 
jeden  Fall  entrichtet  werden  muß,  einerlei  ob  ein  Verbrauch  statt¬ 
findet  oder  nicht,  der  aber  zugleich  zum  unentgeltlichen  Bezug 
eines  bestimmten  Wasserquantums  berechtigt.  Als  Beispiele  sollen 
folgende  Tarife  angeführt  werden :  L  i  s  t  o  r  f  erhebt  pro  Anschluß 
14  JUL  und  gestattet  dafür  eine  Wasserentnahme  von  50  cbm.  Jeder 
weitere  cbm  wird  mit  10  pro  cbm  berechnet.  Die  ersten  50  cbm 
kosten  demnach  28  $  pro  cbm.  Ist  der  Verbrauch  kleiner  als  50  cbm, 
so  stellt  sich  der  Preis  entsprechend  höher.  Die  Abstufung  von 
28  auf  10  pro  cbm  ist  sehr  groß,  sie  entspricht  durchaus  nicht 
irgendwelchen  sozialpolitischen  oder  gemeinwirtschaftlichen  An¬ 
forderungen.  B  r  e  b  a  c  h  erhebt  eine  Minimalgebühr  von  monat¬ 
lich  1,50  JUL  und  gibt  dafür  5  cbm  Wasser  ab.  Der  über  5  cbm  hinaus¬ 
gehende  Verbrauch  bis  einschließlich  500  cbm  wird  mit  20  und 
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der  500  cbm  übersteigende  Verbrauch  mit  15  ^  pro  cbm  berechnet. 
Der  Tarif  ist  also  gleichzeitig  Zonentarif.  Die  ersten  5  cbm  kosten 
in  diesem  Falle  30  Auch  hier  ist  auf  die  wirtschaftlich  schwachen 
Klassen  keine  Rücksicht  genommen ;  vielmehr  haben  sie  den  höch¬ 
sten  Wasserpreis  zu  zahlen.  Ein  besonders  drastisches  Beispiel 
in  diesem  Sinne  gibt  Berns.  Für  den  Anschluß  sind  jährlich 
18  J/L  zu  bezahlen,  wofür  20  cbm  Wasser  abgegeben  werden.  Der 
cbm  stellt  sich  in  diesem  Falle  auf  90  Der  über  20  cbm  hinaus¬ 
gehende  Verbrauch  kostet  nur  25  In  der  Begründung  des  Tarifs 
ist  gesagt,  daß  die  meisten  Familien  nicht  mehr  als  20  cbm  Wasser 
verbrauchen  und  daß  die  industriellen  Verhältnisse  durch  den 
Preis  von  25  ^  pro  cbm  genügende  Berücksichtigung  fänden.  Geis¬ 
lautern  erhebt  monatlich  1,25  JL  als  Minimalgebühr  und  liefert 
dafür  5  cbm  Wasser;  der  darüber  hinausgehende  Verbrauch  wird 
mit  25  ^  pro  cbm  berechnet.  Hierbei  ist  also  der  Preis  einheitlich 
normiert.  In  gleicher  Weise  geht  Weiten  vor,  das  aber  den  Mini¬ 
malverbrauch  auf  70  cbm  im  Jahr  festsetzt. 

Sozialpolitische  Grundsätze  wenden  die  Gemeinden  Hückes¬ 
wagen  und  Grumbach  an.  In  Hückeswagen  wird  eine 
Minimalgebühr  von  3  JUL  monatlich  erhoben,  dafür  werden  10  cbm 
Wasser  geliefert.  Die  weniger  Bemittelten  brauchen  nur  eine  Mini¬ 
malgebühr  von  2 Ji/L  zu  bezahlen.  In  Grumbach  beträgt  der  Minimal¬ 
wasserverbrauch,  für  den  eine  Gebühr  von  10  JL  zu  entrichten  ist, 
50  cbm.  Hier  werden  also  die  ersten  50  cbm  mit  20  berechnet, 
der  Mehrverbrauch  kostet  25  In  der  Begründung  des  Tarifs 
heißt  es:  ,,Es  wurde  angenommen,  daß  die  weniger  Bemittelten 
mit  50  cbm  ihren  Wasserbedarf  in  einem  Jahre  decken  und  mit  10  JL 
nicht  zu  sehr  belastet  sind,  und  daß  es  billig  ist,  die  wohlhabenden 
Wasserabnehmer  mit  25  ^  pro  cbm  heranzuziehen/* 

Bei  dem  Wassermessertarif  mit  Minimalgebühr  trifft  die  Preis¬ 
stellung  alle  Abnehmer  gleichmäßig.  Darin  liegt  ein  gewisser 
Nachteil.  Denn  es  ist  durchaus  nicht  erwünscht,  daß  bei  niedriger 
Preisstellung  auch  der  Leistungsfähige  an  diesem  Satze  partizipiert 
Andererseits  aber  hat  dieser  Tarif  den  Vorteil,  daß  er  einen  ge¬ 
wissen  minimalen  Wasserverbrauch  sozusagen  garantiert. 

Der  eigentliche  Gebührentarif  enthält  eine  feste  Gebühr, 
ohne  dafür  einen  bestimmten  Wasserverbrauch  zuzulassen.  Er 
besitzt  den  Vorzug,  daß  er  gewisse  Einnahmen  ohne  Rücksicht  auf 
den  Verbrauch  garantiert  und  die  Rentabilität  der  Anlage  von 
vornherein  bis  zu  einem  gewissen  Grade  sicher  stellt.  Die  Form, 
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in  die  die  Gebühr  gekleidet  ist,  kann  nach  ähnlichen  Gesichts¬ 
punkten  gestaltet  sein  wie  beim  Pauschaltarif.  Sie  kann  sowohl 
mit  der  Verbrauchsgröße  als  auch  mit  der  Leistungsfähigkeit  der 
Abnehmer  in  Beziehung  gesetzt  werden,  oder  als  reine  Anschluß¬ 
gebühr  angesehen  werden.  Niederlinxweiler  erhebt  eine 
jährliche  Anschlußgebühr  von  io  JfL  und  berechnet  den  cbm  Wasser 
mit  12^.  In  S  u  1  z  b  a  c  h  ist  die  Gebühr  nach  dem  Nutzungs¬ 
wert  des  Anwesens  festgesetzt.  Bei  einem  Gebäudenutzungswert 
bis  zu  179  JfL  sind  monatlich  1  JfL,  bis  zu  269  JUL  =1,50  JfL,  bis  zu 
419  JUL  —  2  JUL,  bis  zu  599  JUL  =  2,50  JUL  und  über  599  JUL  =  3!  zu 
entrichten.  Rotingen  berechnet  die  Gebühr  nach  dem  kataster¬ 
mäßigen  Gesamtnutzungswert  des  Wohngebäudes.  Bis  300  JfL 
Nutzungswert  werden  15  JfL,  für  jede  weiteren  100  JUL  Nut zungs wert 
5  JUL  Gebühren  erhoben.  Der  Wasserverbrauch  wird  mit  18  ^  pro 
cbm  bezahlt.  In  E  i  d  o  r  f  ist  die  Gebühr  nach  der  Zahl  der  Zimmer 
abgestuft.  Für  ein  Haus  bis  zu  4  Zimmern  beträgt  die  Gebühr 
0,50  JfL,  für  ein  Haus  mit  5  und  6  Zimmern  0,75  M  und  für  ein 
Haus  mit  7,  8  und  9  Zimmern  1  JL.  Der  cbm  Wasser  kostet  20 

Damit  sind  die  einzelnen  Tarif  arten  und  Formen  der  Kosten¬ 
deckung,  wie  sie  bei  der  ländlichen  Wasser  Versorgung  sich  vorfinden, 
behandelt,  soweit  sie  reine  Tarife  sind.  Es  bleibt  nunmehr  noch 
übrig,  auf  die  kombinierten  Tarif  formen  und  Kostendeckungen 
etwas  näher  einzugehen. 

Die  kombinierten  Tarife. 

DieKombinationdesPauschal-undWasser- 
messertarifs.  Besonders  beliebt  ist  die  Verbindung  des 
Pauschal-  und  Wassermessertarifs.  Für  den  Trink-  und  Haus¬ 
wasserverbrauch  wird  meist  die  Pauschaltarif -Form  angewendet, 
für  den  gewerblichen  Wasserverbrauch  und  für  außerordentliche 
Bedarfszwecke  der  Wassermessertarif.  Die  Begründung  dieser 
Kombination  fällt  nicht  schwer.  Nur  der  Haus-  und  Trinkwasser- 
verbrauch  ermöglicht  in  der  Regel  eine  genauere  Einschätzung. 
Dagegen  läßt  sich  der  gewerbliche  und  vorübergehende  Verbrauch 
nur  sehr  schwer  feststellen.  Aus  diesem  Grunde  ist  die  Anwendung 
von  Wassermessern  durchaus  berechtigt.  Dazu  bringt  der  größere 
Wasserverbrauch  für  gewerbliche  Zwecke  die  Aufwendungen  für 
die  Wassermessermiete  und  die  Kosten  für  den  Wasserverbrauch 
in  ein  besseres  Verhältnis. 

In  Glaadt  werden  von  jeder  Haushaltung  10  JL  und  von 
jedem  Stück  Großvieh  0,50  JfL  erhoben.  Gewerbetreibende  erhalten 
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für  io  JUL  80  cbm  Wasser,  der  Mehrverbrauch  ist  mit  io  ^ 
pro  cbm  zn  bezahlen.  In  Ziegelhausen  wird  der  Haushal¬ 
tungsverbrauch  nach  dem  Klassentarif  berechnet,  für  den  Wasser¬ 
verbrauch  zu  gewerblichen  Zwecken  erhebt  die  Gemeinde  io  ^ 
pro  cbm.  In  den  beiden  Fällen  ist  die  Anwendung  der  Wassermesser 
obligatorisch.  Andere  Gemeinden  überlassen  es  den  Abnehmern, 
das  Wasser  nach  Wassermessern  zu  beziehen  oder  behalten  es  sich 
vor,  in  bestimmten  Fällen  Wassermesser  aufzustellen.  In  dem  Tarif 
der  Gemeinde  Zuzenhausen  ist  bestimmt,  daß  für  gewerb¬ 
liche  Zwecke  mit  größerem  Wasserverbrauch  auf  Verlangen  des 
Gemeinderats  Wassermesser  eingesetzt  werden  müssen.  Die  Ge¬ 
meinde  Lützelsachsen  stellt  es  den  Gewerbetreibenden  frei, 
ihr  Wasser  nach  dem  Pauschaltarif  oder  nach  Wassermessem  zu 
beziehen.  In  Michelfeld  gibt  die  Gemeinde  den  ,, Anstalten“ 
und  sonstigen  Betrieben  mit  größerem  Wasserbedarf  das  Recht, 
ihren  Wasserverbrauch  nach  Wassermessern  feststellen  zu  lassen. 
Der  Wasserzins  ist  jedoch  nach  dem  Pauschaltarif  zu  entrichten. 
Für  den  Fall,  daß  ein  größerer  Wasserverbrauch  stattfindet  als 
dem  Pauschaltarif  zugrunde  liegt,  hat  der  Abnehmer  für  den 
Mehrverbrauch  die  entsprechende  Summe  nachzuzahlen,  dagegen 
erwirbt  sich  bei  geringerem  Wasserverbrauch  der  Abnehmer 
keinen  Anspruch  auf  Rückvergütung.  In  Neidenstein  ist 
für  den  Wasserverbrauch  zu  gewerblichen  Zwecken  und  Spring¬ 
brunnen  wegen  der  Klassenzuteilung  für  jeden  Fall  Vereinbarung 
zwischen  Gemeinderat  und  Beteiligten  notwendig.  Auf  Verlangen 
der  Konsumenten  können  mit  besonderer  Zustimmung  des  Ge¬ 
meinderats  Wassermesser  auf  gestellt  werden.  Andererseits  hat 
aber  auch  der  Gemeinderat  das  Recht,  in  einzelnen  Fällen  Wasser¬ 
messer  aufs  teilen  zu  lassen. 

Weitere  Kombinationen  der  Tarife.  Neben 
der  Kombination  einzelner  Tarif  formen  kommen  auch  Verbin¬ 
dungen  von  Tarif  und  Wassersteuer  vor,  sowie  Fälle,  in  denen  die 
Kosten  teilweise  und  mitunter  auch  ganz  durch  Einnahmen  der 
Gemeinden  aus  sonstigem  Gemeindevermögen  gedeckt  werden.  So 
werden  in  Scheuerfeld  die  Zinsen  und  die  Hälfte  der  Tilgungs¬ 
summe  aus  Wasserzins  gedeckt,  die  Betriebskosten  und  die  andere 
Hälfte  der  Tilgung  aus  Gemeindesteuern.  In  Rathen  werden 
3  Jfi  pro  Anschluß  erhoben  und  der  Rest  der  Kosten  durch  Steuern 
aufgebracht.  Die  Begründung  des  Tarifs  besagt,  daß  wegen  dei 
Armut  der  Wasserabnehmer  der  Wasserzins  so  niedrig  bemessen 
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wurde.  Braunshausen,  das  einen  Zählertarif  besitzt,  deckt 
850  JL  durch  Steuern  und  900  JL  mit  Wasserzins.  Schwem¬ 
lingen  bringt  1/3  der  Kosten  durch  Steuern  und  2/3  durch  Wasser¬ 
zins  auf.  In  Fitten  werden  die  Unterhaltungskosten  durch 
Steuern,  die  Verzinsungs-  und  Amortisationskosten  durch  Wasser¬ 
zins  gedeckt.  Oberperl  verteilt  die  Kosten  folgendermaßen : 
472  JL  bringt  die  Wassersteuer  ein,  399  JL  der  Wasserzins;  240  JL 
werden  aus  sonstigen  Einnahmen  bestritten.  In  Nettersheim 
werden  die  Kosten  zu  1/8  durch  Steuern  und  7/8  durch  Einnahmen 
aus  dem  Gemein  de  vermögen  gedeckt.  In  Altrich  und  Tie¬ 
fe  n  b  a  c  h  werden  die  Kosten  aus  Einnahmen  der  Gemeinden 
von  dem  Gemeindewald  aufgebracht.  In  Fickingen  wird  der 
Ertrag  aus  dem  Gemeindegrundbesitz  zur  Kostendeckung  ver- 


Gemeinde 

Kostendeckung.1 

Kosten 

Durch 

Umlagen 

JL  ■ 

gedeckt 

JL 

% 

Adersbach  .  . 

.  .  .  2590 

1102 

43 

Altneudorf .  .  . 

.  .  .  1016 

15° 

15 

Dühren  .... 

.  .  .  1564 

257 

17 

Ehrstädt  .  .  . 

.  .  .  1652 

914 

55 

Gauangelloch  . 

.  .  .  2156 

650 

30 

Hohensachsen  . 

.  .  .  2161 

339 

16 

Großsachsen  .  . 

.  .  .  4668 

I545 

33 

Kirchardt  .  .  . 

.  .  .  1741 

1380 

79 

Nußloch  .  .  . 

.  .  .  3185 

1538 

48 

Obergingen  .  . 

.  .  .  769 

653 

85 

2.  Die  Wasserversorgung  im  Haushalte  der  Gemeinden. 

Die  Enquete  des  Landeshauptmanns  der  Rheinprovinz  hat 
ergeben,  daß  auffallend  viele  Gemeinden  teilweise  oder  auch  ganz 
die  Kosten  der  Wasserversorgung  mit  gemeindlichen  Mitteln, 
seien  es  Steuern  oder  sonstige  Einnahmen,  decken.  Auch  in  Baden 
haben  die  Ermittelungen  der  Kulturinspektion  Heidelberg,  wie 
aus  der  beifolgenden  Tabelle  hervorgeht,  das  gleiche  Ergebnis  ge¬ 
liefert.  Ebenso  ist  in  Württemberg  diese  Art  der  Kostendeckung 
in  Anwendung2.  Wieweit  diese  in  den  andern  Staaten  und  Pro¬ 
vinzen  vorkommt,  ist  natürlich  schwer  zu  sagen.  Doch  ist  an¬ 
zunehmen,  daß  die  Landgemeinden  wegen  der  hohen  Produktions- 

1  Mitteilungen  der  Kulturinspektion  Heidelberg. 

2  Nach  Mitteilungen  des  Herrn  Baurat  Groß,  Stuttgart. 
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kosten,  die  in  vielen  Fällen  über  der  Wertschätzung  und  Leistungs¬ 
fähigkeit  der  Einwohner  liegen,  zum  großen  Teil  geradezu  genötigt 
sind,  Teile  der  Kosten  aus  Gemeindemitteln  zu 
decken. 

Für  den  Fall,  daß  die  Kostendeckung  durch  Gemeinde¬ 
mittel  erfolgt,  ist  es  natürlich  von  Interesse,  die  Belastung 
des  gemeindlichen  Haushalts  durch  die  Wasserversorgung  fest¬ 
zustellen.  Darüber  gibt  uns  der  Haushaltsetat  der  Rheinprovinz 
in  einer  tabellarischen  Zusammenstellung  über  ,,die  Kosten  der 
Wasserleitung  und  die  übrigen  Gemeindelasten“  einigen  Aufschluß. 

Die  der  Tabelle  zugrunde  gelegten  Jahreskosten  sind  aller¬ 
dings  nur  angenommene  Zahlen1,  aber  sie  zeigen  mit  genügender 
Deutlichkeit,  daß  die  Wasserversorgung  in  den  kleineren  Land¬ 
gemeinden  zu  einer  ansehnlichen  Belastung  des  gemeindlichen 
Haushalts  führen  kann.  Jedenfalls  treten  die  Belastungen  in  einen 
scharfen  Kontrast  zu  den  städtischen  Überschschüssen. 


Staats¬ 

Staats-  + 

Kosten  der 

Prozentsatz  d. 

Gemeinde 

steuern 

Gemeinde¬ 

Wasserver¬ 

Staats  +  Ge¬ 

steuern 

sorgung 

meindesteuer 

JUL 

JUL 

JL 

% 

Alster . 

65 

364 

660 

181 

Ovifat . 

136 

244 

809 

33i 

Auel . 

41 

370 

660 

180 

Bellevaux . 

n5 

157 

456 

290 

Düttling . 

126 

609 

608 

99 

Diefenbach  .  .  .  . 

27 

4°5 

3°° 

74 

Berglicht . 

373 

2  826 

1  800 

64 

Commlingen  .  .  .  . 

947 

2  775 

1  140 

41 

Hergarten . 

917 

4  532 

1674 

37 

Hargarten  .  .  .  . 

326 

2  360 

660 

28 

Lisdorf . 

.  6764 

26  883 

5  820 

22 

Lessenigh . 

935 

5  494 

720 

13 

b)  Die  städtischen  Tarife2. 

Die  Städte  mit  ihrer  Bevölkerungszusammenballung,  mit  ihrer 
stark  ausgeprägten  wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen  Differen¬ 
zierung  geben  ganz  andere  Bedingungen  für  die  Tarifgestaltung  ab 

1  Als  Kosten  sind  angenommen:  31/2%  des  Anlagekapitals  als  Zinsen, 
i1/2  %  Amortisation  und  i  %  Betriebskosten. 

2  Der  Untersuchung  lagen  ca.  60  Tarife  der  größten  Städte  zugrunde. 
Sie  waren  mir  z.  T.  von  Herrn  Rechtsrat  Dr.  Möricke  (Mannheim)  freund- 
lichst  zur  Verfügung  gestellt  worden.  Außerdem  wurde  das  reichliche 
Material  im  Kommunalen  Jahrbuch  benutzt. 
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als  die  Landgemeinden  mit  ihrer  immerhin  mehr  gleichmäßigen 
wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen  Struktur. 

Gegenüber  den  ländlichen  Tarifen  ergeben  sich  in  der  Haupt¬ 
sache  für  die  städtischen  Tarife  folgende  charakteristischen  Unter¬ 
schiede  : 

Erstens  treten  die  kaufmännischen  Gesichtspunkte  bei  der  Preis¬ 
stellung  deutlicher  hervor.  Solange  der  Wasserpreis  für  Trink-  und 
Haus wasser  dabei  sich  niedrig  stellt,  ist  gegen  ein  solches  Vorgehen 
nichts  einzu wenden.  Anders  ist  es,  wenn  die  Preise  relativ  hoch 
normiert  sind  und  Gewinnüberschüsse  erzielt  werden.  Gewinn¬ 
überschüsse  und  hohe  Preisstellung  des  Haus-  und  Trink wassers 
lassen  sich  mit  dem  Charakter  der  Anlage  nicht  vereinbaren.  Für 
den  Fall,  daß  die  Wasserwerke  keine  Überschüsse  ab  werfen,  ist 
bei  außergewöhnlich  hohen  Produktionskosten  durch  entsprechende 
privatwirtschaftliche  Preisstellung  des  gewerblichen  Wassers  in 
erster  Linie  eine  Herabsetzung  des  Preises  für  Trink-  und  Haus¬ 
wasser  zu  erstreben. 

Zweitens  fehlen  bei  der  städtischen  Wasserversorgung  die 
Kombinationen  der  Kostendeckung  aus  Wasserzins  und  sonstigen 
Einnahmen,  was  durch  die  niedrigen  Produktionskosten  zu  erklären 
ist. 

Drittens  ist  die  Anwendung  des  reinen  Pauschaltarifs,  durch 
die  weitgehende  wirtschaftliche  Differenzierung  derart  erschwert, 
daß  er  in  der  reinen  Form  selten  angewendet  wird. 

Unter  diesen  Umständen  erscheint  es  angebracht,  auf  die  Ein¬ 
teilung  in  reine  und  kombinierte  Tarife  zu  verzichten  und  die  städti¬ 
schen  Tarife  in  den  3  typischsten  Formen  zu  behandeln:  als  kom¬ 
binierter  Pauschal- Wassermessertarif,  als  reiner  Wassermesser- 
tarif  und  als  Gebühr  ent  arif. 

1.  Die  Tarif  formen. 

Der  kombinierte  Pauschal-Wassermesser- 
t  a  r  i  f.  Als  Maßstab  des  städtischen  Pauschaltarifs  kommen 
hauptsächlich  folgende  Merkmale  in  Betracht:  die  Einschätzung 
nach  dem  Mietwert  der  Wohnung,  nach  der  Größe  der  Gebäude¬ 
steuer,  nach  der  Zahl  der  Räume  eines  Hauses,  nach  der  Größe  der 
Fußbodenfläche,  nach  dem  Eichhahn- System. 

1.  NachdemMietwertderWohnung.  Eine  Ver¬ 
anlagung  nach  dem  Mietwert  nimmt  Frankfurt  a.  M.  vor. 
Die  Veranlagung  findet  für  Wohnungen  und  Geschäftsräume  ge¬ 
trennt  statt.  Bei  den  Wohnungen  wird  pro  25  Ji  Mietwert 
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i  JfL  jährlich  erhoben.  Wohnungen  unter  250  Ji  bleiben  vom 
Wasserzins  ganz  frei,  solche  von  250  bis  300  JfL  werden  nur  mit 
0,75  JUL  zum  Wassergeld  herangezogen.  Frankfurt  gibt  mit  dieser 
Tarifgestaltung  das  Vorbild  eines  sozialpolitischen  Tarifs.  Die 
kleinen  Wohnungen  scheiden,  wie  Lindemann  es  fordert,  bei  der 
Wasserzinserhebung  vollkommen  aus.  Aber  auch  der  Maßstab  des 
Mietwertes  bringt  eine  Berücksichtigung  der  Leistungsfähigkeit  der 
Abnehmer,  da  der  Mietwert  der  Wohnung  allgemein  in  einer  direkten 
Beziehung  zu  der  wirtschaftlichen  Lage  des  Abnehmers  steht. 

Für  Geschäftsräume  ist  mit  Rücksicht  auf  die  höheren  Miet¬ 
beträge  gegenüber  einer  Wohnung  und  den  geringeren  Verbrauch 
bei  einem  jährlichen  Mietwert  bis  zu  1000  JUL  ein  Betrag  von  10  JL, 
bei  einem  höheren  Mietwert  für  jede  weiteren  200  JfL  je  1  JfL  Wasser¬ 
geld  zu  entrichten.  Geschäftsräume,  die  Wasser  nur  zum  Geschäfts¬ 
betrieb  benötigen,  oder  in  Verbindung  mit  den  Wohnungen  stehen, 
werden  wie  Wohnräume  berechnet. 

Für  den  Wasserverbrauch  in  Gärten  und  Höfen,'  zu  Neu-  und 
Umbauten,  sowie  zu  Badeeinrichtungen,  Pissoirs,  Springbrunnen 
und  zu  Rieselungsanlagen  wird  der  Wasserzins  nach  anderen  Ge¬ 
sichtspunkten  bemessen.  Für  Gärten  und  Höfe  ist  die  Flächen¬ 
größe,  für  Neu-  und  Umbauten  der  Bauwert,  maßgebend;  für  die 
besonderen  Einrichtungen  sind  bestimmte  Beträge  normiert. 

Der  Wassermessertarif  ist  ausgedehnt  auf  den  Wasserver¬ 
brauch  von  Fabriken,  gewerblichen  und  landwirtschaftlichen 
Betrieben,  auf  den  Wasserverbrauch  zu  vorübergehenden  Zwecken 
und  hydraulischen  Betrieben.  Der  Wasserpreis  ist  für  alle  3  Fälle 
auf  25  ^  pro  cbm  im  Sommer-,  und  auf  15  ^  im  Winterhalbjahr 
festgesetzt.  Bei  der  Wasserlieferung  für  Gärten  und  Höfe,  Spring¬ 
brunnen  und  Pissoirs,  Bauten  und  hydrauliche  Betriebe,  sowie 
für  geeignete  gewerblichen  Betriebe  ist  das  Tiefbauamt  berechtigt, 
statt  des  Grundwassers  auch  Flußwasser  abzugeben.  Eine  Preis¬ 
ermäßigung  tritt  jedoch  nur  bei  einigen  Verbrauchszwecken  ein. 
Der  Preis  geht  sodann  im  Sommerhalbjahr  auf  15  und  im  Winter¬ 
halbjahr  auf  10  ^  pro  cbm  herunter. 

Das  Wassergeld  wird  vom  Inhaber  des  Grundstückes  oder  der 
betr.  Räume  erhoben. 

Die  Tarif bestimmungen  beziehen  sich  nur  auf  den  eigentlichen 
Stadtteil  Frankfurt.  Für  die  Stadtteile  Bockenheim,  Oberrad, 
Niederrad  und  Seckbach  bestehen  besondere  Tarife. 
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In  Karlsruhe  wird  das  Haus-  und  Trinkwasser  nach  dem 
Mietwert  der  Liegenschaft  berechnet  und  zwar  betragen  die  Kosten 
21/ 2  %  des  Mietwertes.  Dabei  werden  alle  Räume  einheitlich  der 
Veranlagung  zugrunde  gelegt. 

Für  Badeeinrichtungen,  Klosetts,  Dampfkessel  usw.  werden 
wie  in  Frankfurt  feste  Beträge  angesetzt.  Bei  Springbrunnen  ist 
für  die  Feststellung  des  Wasserverbrauchs  der  lichte  Durchmesser 
der  Kaliberscheibe  maßgebend.  Für  gewerbliche  Zwecke  wird  der 
Wasserverbrauch  nach  Wassermessern  festgestellt. 

Auf  Verlangen  der  Wasserwerks  Verwaltung  müssen  auch  für 
den  häuslichen  Wasserverbrauch  Wasser messer  eingebaut  werden. 
Ergibt  dabei  die  Messung  unter  Zugrundlegeung  eines  Wasser¬ 
preises  von  io  ^  einen  höheren  Satz,  als  nach  dem  Mietwert  an¬ 
genommen  ist,  so  ist  dieser  Mehrbetrag  besonders  zu  erstatten. 

Gewerbetreibende  mit  eigenen  Pumpanlagen,  welche  nur  zur 
Sicherung  an  das  Wasserwerk  angeschlossen  sind,  haben  einen 
Mindestbetrag  von  ioo  bis  300  JL  zu  bezahlen. 

Außerdem  ist  sowohl  bei  der  Berechnung  nach  dem  Mietwert 
wie  nach  Wassermessem  ein  Minimalsatz  von  vierteljährlich  2  JL 
zu  entrichten. 

Für  unbenützt  und  unvermietet  gebliebene  Räume  werden 
Rückvergütungen  gewährt. 

Das  Wassergeld  wird  vom  Grundstücksbesitzer  erhoben. 

In  Kassel  hat  der  Tarif  große  Ähnlichkeit  mit  dem  von 
Frankfurt.  Wohnungen  bis  zu  200  JL  Mietwert  bleiben  von  der 
Veranlagung  frei,  solche  mit  200  bis  400  JL  Mietwert  werden  mit 
3  %  Mietwert  herangezogen,  solche  mit  über  400  JL  Mietwert  mit 
41/ 2  %,  Wohnungen  mit  gemeinschaftlicher  Zapfstelle  zahlen  nur 
die  Hälfte  vorstehender  Gebühren. 

Verkaufsläden,  Lagerräume,  Gasthöfe,  Schankwirtschaften, 
Schreibstuben  usw.  werden,  soweit  sie  nicht  direkt  mit  der  Wohnung 
Zusammenhängen  mit  i1/2  %  des  Mietwertes  veranlagt.  Bei  Ge¬ 
schäftsräumen,  die  unmittelbar  mit  der  Wohnung  in  Verbindung 
stehen,  wird  durch  die  „Wassergeld  Veranlagungskommission“  fest¬ 
gestellt,  welche  von  den  vorstehenden  Bestimmungen  Anwendung 
finden.  Die  Zahlung  des  veranlagten  Wassergeldes  berechtigt  zu 
einem  Wasserverbrauch  von  täglich  40  Liter  pro  angemeldete 
Person,  bei  Geschäftsräumen  mit  einem  Mietswert  bis  zu  600  JL 
zu  einem  Wasserverbrauch  von  täglich  50  Liter.  Bis  1000  JL  Miet¬ 
wert  dürfen  80  Liter  täglich,  bis  1500  JL  100  Liter,  bis  3000  JL 
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150  Liter,  bis  10  000  JL  300  Liter,  über  10  000  Ji  600  Liter  Wasser 
verbraucht  werden.  Der  Mehrverbrauch  wird  mit  20  $  pro  cbm 
berechnet. 

Die  Erhebung  des  veranlagten  Wassergeldes  findet  beim  Woh- 
nungs-  und  Geschäftsinhaber  statt,  der  Mehrbetrag  wird  vom 
Grundstückseigentümer  eingezogen . 

Auf  den  Wasserverbrauch  größerer  gewerblichen  Unterneh¬ 
mungen  findet  der  Wassermessertarif  Anwendung.  Auch  an  Staats-, 
Kommunal-  und  gemeinnützige  Anstalten  wird  das  Wasser  nach 
Wassermessern  abgegeben.  Der  Wasserpreis  beträgt  20  ^  pro  cbm. 

Der  Kasseler  Tarif  zeichnet  sich  wie  der  Frankfurter  durch 
eine  weitgehende  Anwendung  sozialpolitischer  Grundsätze  aus. 
Andererseits  ist  durch  die  Kontingentierung  des  Wasserverbrauchs 
einer  Wasservergeudung  vorgebeugt.  Durch  die  Differenzierung 
des  Wasserverbrauchs  nach  der  Kopfzahl  ist  auch  auf  die  Größe 
der  Familien  Rücksicht  genommen. 

In  C  a  n  n  s  t  a  d  t  ist  die  Veranlagung  nach  dem  Mietwert  auf 
den  häuslichen  Wasserverbrauch  beschränkt.  Der  Wasserzins 
beträgt  3  %  des  Miet wertes,  mindestens  aber  8  Ji  jährlich.  Für  den 
Kleingewerbebetrieb  findet  eine  Veranlagung  nach  dem  mut¬ 
maßlichen  Bedarf  statt,  dessen  Größe  in  4  Klassen  eingeteilt  ist. 
Für  bestimmte  Zwecke  und  Einrichtungen  werden  besondere  Be¬ 
träge  erhoben. 

Der  gewerbliche  Großbetrieb  bezieht  das  Wasser  nach  Wasser¬ 
messern.  Der  Wasserpreis  beträgt  15  ^  pro  cbm ;  es  werden  Rabatte 
bis  zu  33V3  %  gewährt. 

Die  Erhebung  des  Wassergeldes  erfolgt  beim  Grundstücks¬ 
eigentümer. 

2.  Veranlagung  nach  der  Zahl  der  Räume. 
In  Stuttgart  wird  der  Wasserverbrauch  nach  der  Anzahl  der 
Zimmer,  Läden, Kontore, Werkstätten  und  sonstigen  Räumlichkeiten 
eingeschätzt.  Für  ein  Zimmer  sind  2  Ji,  für  eine  Küche  4  Ji,  für 
eine  Badeeinrichtung  12  Ji  jährlich  zu  entrichten.  Für  gewerb¬ 
liche  Zwecke  kann  die  Verwaltung  des  Wasserwerkes  eine  Aversal- 
summe  festsetzen  oder  Wassermesser  in  Anwendung  bringen, 
wobei  pro  cbm  filtriertes  Seewasser  15^,  pro  cbm  Quell wasser 
20  zu  entrichten  sind.  Es  findet  also  eine  Qualitätsabstufung 
statt.  Rabattsätze  an  Großabnehmer  werden  nicht  gewährt. 

Auch  Altona  erhebt  für  Wasser  zu  Haus-  und  Trinkzwecken 
das  Wassergeld  nach  Zahl  und  Art  der  bewohnten  oder  bewohn- 
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baren  Räume.  Für  Einrichtungen  wie  Klosetts,  Badezimmer, 
Ställe,  Gärten  usw,  werden  besondere  Gebühren  erhoben. 

Die  Lieferung  nach  Wassermessern  kann  der  Abnehmer  nur 
verlangen,  wenn  er  sich  zur  Zahlung  eines  täglichen  Mindest  Ver¬ 
brauchs  von  800  Litern  verpflichtet;  der  Preis  beträgt  21,30  JL 
pro  100  cbm.  Das  Anwendungsgebiet  des  Wassermessertarifs  ist 
also  hier  an  eine  Mindest  verbrauchsmenge  geknüpft. 

In  K  r  e  f  e  1  d  ist  der  Tarif  ähnlich  wie  in  Altona  ausgebildet, 
Doch  steht  es  hier  sowohl  dem  Oberbürgermeister  wie  dem  Grund¬ 
stücksbesitzer  zu,  die  Aufstellung  von  Wassermessern  und  die 
Erhebung  des  Wässergeldes  nach  dem  Wässermessertarif  zu  ver¬ 
langen.  Für  den  Wasserverbrauch  nach  Wassermessern  wird  nach 
dem  Schema  des  Zonentarifs  Preisermäßigung  gewährt. 

3.  Veranlagung  nach  der  Größe  der  Fuß¬ 
bodenfläche.  In  Münster  i.  W.  werden  für  alle  Räume 
mit  Ausnahme  der  Mansarden  pro  Quadratmeter  Fußbodenfläche 
2,5  3),  in  Fabriken  und  Werkstätten  1  in  Lagerräumen  0,25 
pro  qm  berechnet. 

4.  VeranlagungnachdemEichhahn-System. 
In  München,  Augsburg  und  Nürnberg  wird  der 
Wasserverbrauch  entweder  nach  Wassermessern  oder  nach  dem 
in  der  Minute  durch  den  Eichhahn  fließenden  Wasser quantum 
festgestellt.  Für  1  cbm  Wasser  im  Tag  beträgt  der  Wasserzins 
nach  der  Eiche  in  München  jährlich  18  M.,  in  Nürnberg  jährlich 
für  jeden  Minutenliter  43  M. 

Der  kombinierte  Pauschal- Wassermessertarif  besitzt  vom 
Standpunkt  des  Sozialpolitikers  große  Vorzüge.  Diese  sind  in  erster 
Linie  bei  der  Veranlagung  nach  dem  Mietwert  vorhanden.  Sie  be¬ 
stehen  einmal  darin,  daß  es  ohne  Schwierigkeit  möglich  ist,  den 
Wasserzins  für  die  wirtschaftlich  schwachen  Klassen  entsprechend 
herabzusetzen.  Dazu  kommt  als  weiteres  Moment,  daß  die  Bestim¬ 
mung  des  Wasserzinses  bei  den  Miets Wohnungen  nicht  mehr  dem 
Hausbesitzer  überlassen  bleibt,  sondern  daß  das  Wassergeld  durch 
den  Tarif  genau  festgelegt  ist. 

Die  Nachteile  des  Pauschaltarifs  liegen  darin,  daß  die  große 
Fluktuation  der  Bevölkerung,  die  ständigen  Um-  und  Neubauten 
mit  Notwendigkeit  zu  einer  solchen  Steigerung  der  Veranlagungs¬ 
arbeit  exi  führen,  daß  damit  eine  nicht  unbeträchtliche  Mehr¬ 
belastung  der  Verwaltung  eintritt. 


Steuer,  Wasserversorgung. 
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DerWassermessertarif.  Der  reine  Wassermessertarif 
mit  einheitlicher  Preisstellung  findet  sich  in  Posen,  Breslau, 
Hamburg.  Der  Wasserpreis  beträgt  in  Posen  20  in  Breslau 
15,  in  Hamburg  11  Er  wird  heutzutage  in  den  Städten  nur 
selten  angewendet. 

Die  meisten  städtischen  Wassermessertarife  enthalten  Preis¬ 
abstufungen,  die  nach  rein  privat wirtschaf fliehen  Gesichtspunkten 
getroffen  sind,  und  in  erster  Linie  dem  Großkonsum  zugute  kommen. 
Über  die  Grenzen  der  Preisabstufungen  gibt  die  nachfolgende 
Tabelle  Aufschluß1. 

Die  Zahlen  zeigen  deutlich,  daß  die  Preisstellung  des  Wassers 
für  den  Kleinkonsum  durchweg  höher  ist  als  für  den  Großkonsum. 
Lindemann  macht  dies  den  Städten  zum  Vorwurf.  ,,Der  Klein¬ 
konsum  hat  die  höheren  Wasserpreise,  der  leistungsfähigere  Groß¬ 
konsum  die  niedrigeren  Preise2.“  In  Wirklichkeit  trägt  aber  der 
Großkonsum  trotz  seiner  niedrigen  Preisstellung  zu  einer  Herab- 


Preis-Abstufungen  3. 

Kleinkonsum 

Obere  Preis  Untere 

Großkonsum 
Hoch-  Obere 

Nied¬ 

Stadt 

Ver¬ 

Ver¬ 

ster 

Ver¬ 

rigster 

brauchs¬ 

brauchs¬ 

Preis 

brauchs¬ 

Preis 

grenze 

cbm 

A 

grenze 

cbm 

■3, 

grenze 

cbm 

4 

Stettin . 

•  •  75° 

18 

750 

15 

1  250 

12 

Barmen . 

..  .  — 

18 

10  000 

12 

10  000 

11 

Kiel . 

20 

1  001 

IO 

2  500 

14 

Essen . 

10 

1  001 

91/  s 

20  000 

8 

Leipzig . 

19 

1  001 

18 

100  000 

14 

Straßburg  i.  E. 

.  .  1 200 

15 

1  201 

14 

2  000 

11 

Aachen . 

.  .  500 

I5 

501 

!4 

5  000 

11 

Düsseldorf  .  .  . 

.  .  90 

Rabattsätze. 

12  5  000 

0/ 

/o 

5 

40  000 

% 

25 

Koburg . 

20 

— 

— 

10  000 

40 

Fulda . 

.  .  1 000 

20 

— 

— 

IO  OOO 

25 

Ludwigshafen  .  . 

.  .  — 

20 

— 

— 

2  OOO 

!5 

Cannstadt  .... 

25 

301  *Ji 

2  Vs 

3  OOO* 

331/» 

Lüdenscheid  .  .  . 

.  .  — 

25 

— 

— 

40  OOO 

25 

1  In  die  Tabelle  wurden,  da  im  Gebührentarif  dieselben  Grundsätze 
der  Preisabstufung  gelten,  auch  Beispiele  dieser  Tarifform  aufgenommen. 

2  Lindemann,  a.  a.  O.  S.  268. 

3  Zusammengestellt  nach  den  Tarifbestimmungen  der  einzelnen  Städte 
*  Statt  der  Verbrauchsgrenzen  sind  hier  die  Wasserzinsgrößen  für 

die  Rabattge Währung  bestimmend. 
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drückung  der  Produktionskosten  bei,  solange  er  sich  über  den 
reinen  Betriebskosten  hält. 

Der  Gebührentarif.  Der  Gebührentarif  ist  haupt¬ 
sächlich  in  der  Form  des  Minimaltarifs  in  den  Städten  anzu treffen. 
Die  gebräuchlichsten  Arten  der  Festsetzung  des  Minimalbetrages 
sind:  Nach  der  Zahl  der  Grundstücke,  nach  der  Zahl  der  Grund¬ 
stücksräume,  nach  der  Weite  der  Wassermesser,  nach  dem  Brand¬ 
versicherungswert,  nach  der  Höhe  der  Gebäudesteuer  und  nach  dem 
Mietwert  der  Wohnung. 

i.  Die  M  i  n  i  m  a  1  g  e  b  ü  h  r  nach  der  Zahl  der 
Grundstücke.  Aachen  erhebt  pro  Quartal  eine  Minimal¬ 
gebühr  von  6  M.  für  jedes  Grundstück  und  verrechnet  diese  Summe 
auf  den  Wasserverbrauch.  Bochum  setzt  in  gleicher  Weise  ein 
Minimum  von  4  M.  für  jedes  Grundstück  fest.  Weitere  Beispiele 
ergeben  sich  aus  nachstehender  Tabelle. 


Stadt 

Mindestver- 

Minimal- 

brauchsmenge  gebühr 

cbm 

Jl/L 

Bayreuth . 

20  p.  a. 

Freising  . 

.  .  144 

12  ,,  ,, 

Günzburg . 

12  ,,  ,, 

Kaiserslautern  .  .  . 

1 5»  » 

Memmingen  .  .  .  . 

20  ,,  ,, 

Mülhausen  i.  E.  .  . 

.  *  20 

4  >>  - 

Schlettstadt  .  .  .  . 

20  ,,  ,, 

Trier . 

32  „  „ 

Das  Minimalquantum  ist  in  den  einzelnen  Städten  verschieden 
hoch  bemessen.  Dadurch,  daß  es  auf  das  ganze  Grundstück  be¬ 
zogen  ist,  steht  die  Festsetzung  des  Minimums  außer  jeder  Bezieh¬ 
ung  zu  dem  tatsächlichen  Bedarf.  Lindemann  hat  nachgewiesen, 
daß  gerade  für  die  Mietskasernen  das  Minimalquantum  zu  niedrig 
bemessen  ist  und  damit  der  Zweck,  auch  in  den  unteren  Bevölke¬ 
rungsschichten  einen  reichlichen  Wasserverbrauch  zu  veranlassen, 
nicht  erreicht  wird1. 

2.  Die  Minimalgebühr  nach  der  Zahl  der 
Grundstücksräume.  In  Dresden  beträgt  die  Mini¬ 
malgebühr  1  JUL  für  jeden  Raum.  Als  Raum  wird  jeder  einzelne 
Wohn-  und  Wirtschaftsraum,  jede  Werkstätte  und  jeder  Geschäfts¬ 
oder  Verkaufsraum  betrachtet,  sofern  er  mindestens  8  qm  Grund¬ 
fläche  besitzt.  Räume  mit  über  50  qm  Grundfläche  gelten  als 

1  Lindemann  a.  a.  O.  S.  267. 

5* 
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2  Räüme.  Keller  titid  Bodeiiräume,  die  nicht  zu  Wohn-,  Wirt¬ 
schafts-  und  gewerblichen  Zwecken  benutzt  Werden,  bleiben  aüßer 
Berücksichtigung. 

In  Düisburg  dürfen  Gebäude  tnit  3  Räumen  pro  Raum  20 
cbm  Wässer  entnehmen ;  Gebäude  mit  4  Räumen  pro  Raum  18,  Ge¬ 
bäude  mit  $  Räumen  16  ünd  solche  mit  6  ünd  mehr  Räufnen  13  cbm. 

Düsseldorf  erhebt  2,50  JL  füt  jeden  bewohnbaren  Raum 
üiid  jede  Küche  bei  einer  Wohnung  bis  io  Räüfnen,  für  jeden 
weiteren  Raum  1,50  JL. 

3.  Die  Mihi  malgebühr  nach  der  Weite  der 
WaSseririess&t.  Sie  ist  iri  Braunschweig  ih  An¬ 
wendung.  Im  ganzen  sind  iö  Abstufungen  vorgesehen.  Auch  in 
München  wird  die  Minimalgebühr  nach  der  lichten  Weite  der 
WäSsermessöf  angesetzt.  Die  Abstufung  geschieht  in  folgender  W eise : 

1 8  M.  bei  7  mm  900  M.  bei  38  mm  4550  JL  bei  125  mm 

90  ,,  ,,  19  1440  ,,  50  ,,  7'3öo  ,,  ,,  150 

180  ,,  ,,  25  ,,  1800  }t  ff  80  „  10950  ,,  ,,  175  ,, 

450  ,,  ,,  32  ,,  2700  ,,  ,,  100  ,,  15500  ,,  ,,  200  „ 

4.  Die  Minimaigebühr  nach  der  Höhe  des 
Brandversicherungswertes.  In  dieser  Weise  bemißt 
Darmstadt  den  Mindestsatz.  Das  Minimum  bewegt  sich 
zwischen  10  und  30  JL.  Dafür  werden  45  bis  136  cbm  Wasser  ab¬ 
gegeben.  Der  Mehrverbrauch  kostet  22  Pfg.  prö  cbm. 

5.  Die  Minimaigebühr  nach  der  Höhe  der 
Gebäudesteuer,  wird  von  Köln  und  Erfurt  angewendet. 
In  Köln  bezieht  sie  sich  nur  auf  den  rtaüswasserverbrauch  und 
beträgt  0,50  bis  3'ÖÖ  JL  pro  Quartal.  Für  das  gewerbliche  Wasser 
ist  die  Minde'sfgebühr  nach  der  Wassermesserweite  festgelegt. 
E  f  f  ü  r  f  erhebt  1  bis  20  JL  pro  Quart ai  bei  einer  Gebäudesteuer 
Von  lo  bis  150  JL. 

In  T  r  i  e  r  kann  durch  die  Stadtverwaltung  statt  des  üblichen 
Minimalsatzes  von  8  JL  ( =  40  cbm)  ein  Minimalsatz  nach  der  Ver¬ 
anlagung  zur  Gebäudesteuer  erhoben  werden  bei  Wohngebäuden, 
di6  zur  Gebäudesteuer  in  den  ersten  1 7  Stufen  veranlagt  sind, 
wenn  die  Bödenfiache  kleiner  als  150  qm  ist.  Der  Mindestbetrag 
wird  in  diesem  Falle  von  8  auf  5  JL  herabgesetzt,  wofür  25  cbm 
Wasser  abgegeben  werden.  Voraussetzung  ist  jedoch  dabei,  daß 
der  Eigentümer  oder  Nutznießer  ein  Einkommen  unter  1500  JL 
bezieht.  Es  sind  hier  also  sozialpolitische  Gründe,  welche  die  Fest¬ 
setzung  der  Minimalgebühr  in  dieser  Weise  veranlaßt  haben. 
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6.  Die  Minimalgebühf  nach  dein  M  i  e  t  W  e  r  t 
der  Wohnung.  Sie  beträgt  in  Mannheim  3  %  des  Miet- 
weftes  für  das  angfeschlösserie  Grundstück.  Schankwirtschaften 
zählen  ilur  2/^  %,  Kontors,  Läden,  Magazine,  Fabriken  und  Werk¬ 
stätten  nur  1/3  %  ihres  Mietwertes.  Die  Erhebung  der  Miniinältaxe 
bei  Mietwohnungen  über  300  M.  Mietwert  findet  direkt  beim  Mieter 
statt.  • 

Der  eigentliehe  Gebühr  ent  ärif,  der  eine  feste  Gebühr  besitzt, 
Ohne  däß  sie  Zü  eirieöi  Wasserverbraüöh  desWdgM-  berechtigt, 
findet  sich  bei  den  städtischen  Tarifen  hur  sehr  selteri.  Als  Bei¬ 
spiel  seien  angeführt: 

Berlin,  das  eine  Gründtaxe  von  4  JL  erhebt,  Merse¬ 
burg,  mit  gleicher  Taxe  ünd  Rofisdorf  hiit  eiüer  jährlichen 
Gebühr  von  24  JIL 

2.  Besondere  Preisdiffetenzierungen. 

ist eben  den  käüfmähhisehen  Preisabstufurigen  für'  den  Groß- 
konsufn  und  den  Preisdifferenzierungen  aus  sozialpolitischen 
Gründen  finden  sich  in  den  Tarifen  weitere  P'reisüntetschiede,  die 
aus  wirtschaftlichen,  verwalt uhgs-poli tischen  und  historischen 
Gründen  heraus  entstanden  sind. 

In  den  meisten  Fällen  tritt  die  Stadt  als  bevorzugter  KonSü- 
fhent  auf  und  bezieht  das  Wasser  entweder  zu  den  Betriebskosten 
oder  gratis  oder  gegen  eine  Pauschalsumme,  die  durchaus  nicht 
immer  die  Kosten  deckt.  So  wird  in  B  e  r  1  i  n  ,  Kö  1  n  ,  Düssel¬ 
dorf,  B  r  e  s  1  ä  ü  daä  Wasser  zu  öffentlichen  Zwecken  gratis 
geliefert.  In  Hämblirg  Wird  das  Wässer  zurh  öffentlichen  Ge¬ 
brauch  nur  teilweise  ohne  irgendwelche  Gegenleistung  geliefert. 
In  München  und  Bremen  wird  nach  einer  PauschälSümme 
gerechnet.  In  Dortmund  hat  die  Städt  die  Betriebsko’sten  zu 
entrichteri.  Dresden  gibt  das  Wässer  zu  Öffentlichen  Zwecken 
zu  6  gegen  sonst  12  ab,  B  o  c  h  u  iti  zu  4  gegen  sonst  13,  Essen 
zu  6  gegen  sonst  lo  In  S  t  e  e  1  e  ,  S  t  r  a  I  S  ü  n  d  ,  B  r  e  in  e  r  - 
haf  en  wird  der  öffentliche  Wasserverbrauch  in  der  Prüfest  elluhg 
nicht  begünstigt.  In  Ludwigshafen  wird  derselbe  dem  GrOß- 
konsum  gleichgestellt. 

In  einigen  Städten  nimmt  die  Bevölkerung  des  Stadtgebietes 
eine  Vorzugsstellung  ein  gegenüber  den  außerhalb'  der  Stadt 
wohnenden  Einwohnern.  In  Bremen  wird  der  cbm  Wäsäer  mit 
12  im  Stadtgebiet  und  15  ^  im  Landgebiet  berechnet.  In 
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0  e  1  s  n  i  t  z  werden  innerhalb  des  Stadtbezirkes  20^,  in  den  Vor¬ 
orten  25  ^  pro  cbm  erhoben.  In  Bochum  sind  ebenfalls  die 
einheimischen  gegenüber  den  auswärtigen  Abnehmern  begünstigt 
und  zwar  sowohl  in  der  Mindestgebühr  als  auch  in  dem  Grundpreis 
und  den  Rabattsätzen. 

In  München,  Nürnberg,  Braunschweig  und 
Hannover  bestehen  noch  alte  Berechtigungen  und  Verträge 
bestimmter  Häuser  oder  Wirtschaftsgruppen.  In  Hannover  wird 
an  die  Besitzer  von  Brauhäusern,  die  eine  Berechtigung  zum  Bezug 
von  Fluß wasser  haben,  das  Wasser  nach  den  Bestimmungen  eines 
Vertrages  vom  9.  Oktober  1848  abgegeben.  In  Braunschweig  er- 
erhalten  die  ehemaligen  „Piepen-Brüder-Häuser“  die  ersten  232  cbm 
des  Jahresverbrauchs  zu  dem  Pauschalbetrag  von  13,50  JL  In 
München  besteht  die  Berechtigung  der  „Ewigsteften“.  Man  ver¬ 
steht  darunter  eine  gegen  Zahlung  eines  bestimmten  Betrages 
eigentümlich  erworbene  Wassermenge  von  2  bayerischen  Maß 
(=2  X  1,069  Liter)  in  der  Minute.  Beim  Wasserbezug  nach  dem 
Eichhahn  werden  3  Tages-cbm,  bei  Bezug  nach  Wassermessern 
2  cbm  pro  Tag  für  1  Ewigsteften  geliefert.  In  Nürnberg  sind  die 
Besitzer  von  Recht wasserbezügen,  wenn  sie  das  Wasser  nach  der 
Eiche  beziehen,  nur  zur  Zahlung  einer  jährlichen  Nachsichtgebühr 
von  1,71  JUL  verpflichtet. 

Hinsichtlich  der  Qualität  des  Wassers  finden  Preisabstufungen 
Statt  in  Hanover,  Stuttgart,  Gera  und  Frank- 
f  u  r  t  a.  M.  In  Hannover  kostet  das  Grundwasser  20  das  Fluß¬ 
wasser  10  pro  cbm.  In  Stuttgart  sind  für  1  cbm  filtriertes  See¬ 
oder  Neckarwasser  15  für  1  cbm  Quell  wasser  20  ^  zu  entrichten. 
In  Gera  werden  für  Trinkwasser  18  für  Flußwasser  20  pro 
cbm  bezahlt. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Betriebskosten  berechnen  Schmal¬ 
kalden,  Eisenach  und  Barmen  das  Wasser  in  den  höher 
gelegenen  Stadtteilen  zu  einem  höheren  Preis.  So  erhebt  Schmal¬ 
kalden  bei  einer  Wasserabgabe  in  Höhe  von  300  m  (über  N.  N.) 
25  von  310  m  30^1,  von  320  m  35  ^  und  über  320  m  40  ^ 
pro  cbm. 

Um  eine  bessere  Ausnützung  der  Anlage  zu  erzielen,  fixieren 
Frankfurt  a.  M.  und  Freudenstadt  im  Sommer  einen 
höheren  Preis  als  im  Winter.  Frankfurt  erhebt  im  Sommer  25  3\, 
im  Winter  15  Freudenstadt  im  Sommer  12  und  im  Winter 
8  ^  pro  cbm. 
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3.  Die  Nebengebühren. 

Außer  dem  Wasserzins  kommen  verschiedene  Arten  von  Ge¬ 
bühren  zur  Erhebung,  die  als  spezielles  Entgelt  für  Leistungen  des 
Wasserwerks  anzusehen  sind.  Bei  der  ländlichen  Wasserversorgung 
treten  diese  Nebengebühren  nahezu  ganz  zurück,  dagegen  finden 
sie  sich  in  den  städtischen  Tarifen  in  größerer  Anzahl  vor.  Die 
wichtigsten  sind: 

1.  Die  Wassermessermiete; 

2.  die  Prüfungsgebühren : 

a)  für  die  Wassermesser; 

b)  für  die  Hausleitung; 

c)  für  die  Feuerlöschleitung; 

3.  Die  Gebühr  für  das  öffnen  und  Schließen  der  Zuleitung; 

4.  die  Standgebühr  für  die  Feuerlöscheinrichtung. 

In  Übereinstimmung  mit  dem  Charakter  der  Gebühr  wird  in 
diesen  Fällen  in  der  Regel  nur  der  tatsächliche  Aufwand  gedeckt. 

1.  Die  Wassermessermiete.  Sie  ist  die  häufigste 
Gebührenform  und  dadurch  entstanden,  daß  der  Wassermesser 
erst  allmählich  sich  Eingang  verschaffte,  wodurch  die  Kosten  des 
Wassermessers  nicht  zu  den  generellen  Kosten  gezählt  werden 
konnten. 

Die  Form,  in  der  die  Gebühr  erhoben  wird,  ist  in  den  einzelnen 
Städten  sehr  verschieden.  So  berechnen  Karlsruhe, Aachen 
München  Jahresmieten  nach  der  lichten  Weite  der  Wasser¬ 
messer.  Kassel  verlangt  nur  für  die  größeren  Wassermesser  eine 
Mietgebühr.  Halle  und  Stuttgart  lassen  die  Hauptwasser¬ 
messer  von  der  Gebühr  frei  und  erheben  eine  solche  nur  für  Neben¬ 
wassermesser.  Posen,  Dresden  und  Stettin  legen  alle 
Kosten,  die  durch  die  Wassermesser  entstehen,  den  Abnehmern 
zur  Last.  Nach  Zahlung  der  Kosten  gehen  die  Wassermesser  in 
das  Eigentum  der  Abnehmer  über.  Mietweise  werden  die  Wasser¬ 
messer  zu  vorübergehenden  Zwecken  in  Stettin  abgegeben. 
Krefeld  erhebt  eine  jährliche  Miete  von  15  %  der  Anschaffungs¬ 
kosten.  Köln  hat  in  seinem  neuen  Tarif  die  Wassermesser  miete 
nach  der  stündlichen  Leistungsfähigkeit  des  Wassermessers  fest¬ 
gesetzt  und  damit  eine  strengere  Übereinstimmung  mit  dem 
Wasserverbrauch  erstrebt.  In  Wiesbaden  und  Nürnberg 
ist  die  Benutzung  von  Wassermessern  gebührenfrei.  Breslau 
berechnet  nur  die  von  dem  Konsumenten  besonders  beantragten 
Reparaturen  sowie  Beschädigungen  durch  Böswilligkeit  und  grobe 
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Fahrlässigkeit  oder  Frost.  In  Kiel  werden  nur  Wasser messer 
bis  5Q  ipm  Weite  gebührenfrei  abgegeben,  größere  Wassermesser 
müssen  vom  Abnehmer  angekauft  werden. 

Das  verschiedenartige  Vorgehen  der  Städte  fordert  zu  einer 
Stellungnahme  heraus,  zumal  die  Wassermessermieten  den  Cha¬ 
rakter  einer  laufenden  Leistung  des  Abnehmers  haben.  Wo  die 
Abgabe  nach  Wassermessern  allein  stattfindet,  besteht  kein  Grund, 
die  Wasser  messergebühr  beizubehalten,  zumal  sie  die  kleinen  Ab- 
Abnehmer  relativ  am  meisten  trifft.  Dagegen  wird  in  den  Fällen, 
in  welchen  die  Wasserabgabe  nach  Wassermessem  nicht  allgemein 
durchgeführt  ist,  die  besondere  Berechnungsweise  nicht  gut  zu 
beseitigen  sein.  Zudem  geschieht  diese  Art  der  Wasserabgabe  als¬ 
dann  meist  für  den  gewerblichen  Betrieb,  sodaß  dadurch  der  Ab¬ 
nehmer  von  Haus-  und  Trinkwasser  nicht  getroffen  wird. 

2.  Die  Prüfungsgebühren.  Die  Gebühren  zur  Vor¬ 
nahme  der  Prüfung  der  Wassermesser,  der  Hausleitungen  und 
Feuerlöschleitungen  haben  den  Charakter  einmaliger  Leistungen 
und  nur  in  den  selteneren  Fällen  den  einer  regelmäßig  wieder¬ 
kehrenden  Gebühr. 

Bei  der  Prüfung  von  Wassermessern  wird  die  Gebühr  den  Ab¬ 
nehmern  nur  dann  zur  Last  gelegt,  wenn  die  Prüfung  auf  Antrag 
des  Abnehmers  vorgenommen  wird,  und  die  Prüfung  gleichwohl 
ergibt,  daß  der  Wasseriuesspr  die  festgesetzten  Fehlergrenzen  nicht 
überschreitet.  In  Nürnberg  \vird  eine  Wassermesser- Prüfungs¬ 
gebühr  von^  bei  25  min.  lichte  Weite ,  15  JfL  bei  30  bis  50  mm, 
20  JL  bei  größerem  Durchmess, er  erhoben.  Außerdem  wird  in 
Nürnberg  noch  eine.  Gebühr  für  die  Prüfung  der  Anschlußleitungen 
erhoben,  sie  beträgt  2  Ji,.  Bezüglich  der  Wassermesser- Prüfungs¬ 
gebühr  bestehen  ähnliche  Bestimmungen  in  Düsseldorf, 
Bamberg,  Karlsruhe  und  Mannheim,  In  Berlin 
sind  nur  Fehlergrenzen  von  +  2  %  zugelassen.  Barmen  erhebt 
3  JL  Prüfungskosten  ohne  Rücksicht  auf  die.  Größe  der  Wasser-, 
messer  und  nur  dann,  wenn  die  Abweichung  höchstens  3  %  be¬ 
trägt.  Kiel  läßt  eine  Fehlergrenze  von  +  4%,  Magdeburg 
eme  solche  von  10  %  zu. 

In  Posen,  Danzig,  Königsberg  und  Aachen 
werden  auf  Verlangen  des  Abnehmers  oder  auf  Anordnung  der 
Wasserwerks  Verwaltung  Neuanschlüsse  oder  auch  alte,  sobald  ein 
Umbnu  stattgefunden  hat*  einer  Druckprobe  unterzogen.  Die  Vor- 
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nähme  der  ersten  Prüfung  erfolgt  in  der  Regel  unentgeltlich,  bei 
den  folgenden  Proben  wird  eine  Gebühr  berechnet. 

3.  Die  GebührfürdasÖffnenund  Schließen 
der  Zuleitung  wird  in  Berlin,  Stettin  und  Kassel 
erhoben. 

4.  Die  Standgebühr  für  die  Feuerlöschein¬ 
richtung.  Für  private  Feuerlöscheinrichtungen  erheben  Trier 
und  Aachen  eine  feste  Standgebühr,  Straßburg,  Mün¬ 
chen  nur  Prüfungsgebühren.  In  München  nähert  sich  jedoch  die 
Prüfungsgebühr  einer  Standgebühr,  weil  die  Prüfung  der  Feuer¬ 
löschleitung  regelmäßig  in  jedem  Quartal  stattfindet. 

4.  Die  Bedeutung  der  städtischen  Wasserwerke 
für  den  Gemeindehaushalt. 

Die  Wasserwerke  der  größeren  Städte  werfen  fast  durchweg 
Überschüsse  ab,  die,  soweit  sie  nicht  zur  Erweiterung  der  Anlage 
oder  zur  Ansammlung  besonderer  Unterstützungs-  oder  Reserve¬ 
fonds  verwendet  werden,  dem  Gemeindehaushalt  überwiesen 
werden.  Die  Größe  der  Überschüsse  ist  in  den  einzelnen  Städten 
sehr  verschieden,  und  hängt  einmal  von  der  Größe  der  Produktions¬ 
kosten  und  sodann  von  der  Höhe  des  tatsächlich  bezahlten  Wasser¬ 
preises  ab. 

Im  allgemeinen  lassen  die  Rentabilitätsziffern  einen  Schluß 
auf  die  Größe  der  Überweisungsbeträge  der  Wasserwerke  an  die 
Stadtkasse  zu.  Nach  einer  Zusammenstellung  von  Mombert1  be¬ 
trug  die  Rentabilität  im  Betriebs jahr  1903/04  in  den  größeren 
Städten  bis  zu  15  %  des  Anlagekapitals.  (Mannheim.)  Von  51  be¬ 
trachteten  Städten  lag  bei  14  die  Rentabilitätsziffer  über  10  %, 
bei  insgesamt  41  über  5  %,  bei  nur  2  zwischen  1  und  5  %  und  bei 
7  war  sie  entweder  o  oder  nicht  angegeben.  Mehr  als  die  Hälfte  der 
Wasserwerke  rentierten  sich  also  mit  5  bis  10  %. 

Über  die  Größe  der  Gewinnüberschüsse  und  der  Überweisungen 
an  die  städtischen  Kassen,  sowie  über  die  Bedeutung  der  Über¬ 
weisungen  für  den  städtischen  Haushalt  gibt  die  nachfolgende 
Tabelle  einigen  Aufschluß2. 


1  Vgl.  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik.  Bd.  128. 

*  Zusammengestellt  nach  den  Geschäftsberichten  und  nach  dem 
kommunalen  Jahrbuch,  Jahrgang  1909. 
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Be¬ 

Überschüsse 

Über¬ 

Größe 

Verhältnis  d. 

Gemeinde 

triebs 

der 

wiesene 

der 

Überweisung. 

jahr 

Wasser¬ 

Beträge 

Kommunal¬ 

zu  den  Kom¬ 

werke 

steuern 

munalsteuern 

JL 

JL 

JL 

0/ 

/o 

Worms  .... 

1908 

107  644 

107  644 

1  500  000 

7.o 

Mülheim  a.  Ruhr 

1908 

210 103 

210  103 

2  962  800 

7.° 

Bochum  .... 

1908 

299  606 

299  606 

3  900  000 

7»7 

Düsseldorf  .  .  . 

1908 

5221 

2  610 

11  426  000 

— 

Straßburg  i.  E.  . 

1909 

332  600 

332  600 

1  987  900 

17,0 

Barmen  .... 

1908 

193  922 

193  922 

5  779  7°° 

3.5 

Heidelberg  .  .  . 

1909 

225  000 

225  000 

1  655  000 

14,0 

Reutlingen  .  .  . 

1908 

62  893 

31  834 

818  000 

3,9 

Darmstadt  .  .  . 

1908 

182  240 

182  840 

2  548  500 

7,2 

Breslau  .... 

1908 

287  385 

287  385 

8  103  000 

3,5 

Lennep . 

1909 

11  672 

11  672 

387  800 

3.o 

Münster  .... 

1908 

33  973 

33  973 

1  497  000 

2,4 

Zwar  erscheinen  die  Überschüsse  im  Verhältnis  zu  dem  Ge¬ 
samtbetrag  der  kommunalen  Steuern  nicht  sonderlich  hoch, 
immerhin  aber  bilden  sie,  absolut  genommen,  einen  nicht  zu  unter¬ 
schätzenden  Faktor  im  städtischen  Haushalt.  Im  Verein  mit  den 
andern  städtischen  Betrieben  sind  heute  die  Wasserwerke  das 
Rückgrat  der  kommunalen  Finanzgebarung“. 


Lebenslauf: 

Ich  bin  am  6.  April  1881  zu  Lambsheim  (Pfalz)  geboren, 
besuchte  das  Progymnasium  zu  Frankenthal,  das  hum.  Gymna¬ 
sium  zu  Neustadt  a.  Hdt.  und  bestand  1901  die  Reifeprüfung. 
In  den  Jahren  1901 — 1906  studierte  ich  an  den  technischen  Hoch¬ 
schulen  zu  München  und  Hannover,  Maschinenbau  und  Elektro¬ 
technik  und  machte  1906  in  München  das  Diplom-Hauptexamen. 
Nach  mehrjähriger  Praxis,  die  mich  auch  in  die  Kommunal¬ 
verwaltung  führte,  bezog  ich  1909  die  Universität  zu  Heidelberg, 
um  Rechts-  und  Staatswissenschaften  zu  studieren.  Am  volks¬ 
wirtschaftlichen  Seminar  der  Universität  entstand  die  vorliegende 
Arbeit. 

Bei  dieser  Gelegenheit! sei  meinen  hochverehrten  Lehrern, 
Herrn  Geh.  Hofrat  Prof.  Dr.  E.  Gothein  und  Herrn  Prof. 
Alfred  Weber,  Heidelberg  für  die  vielseitige  Förderung  in  meinen 
Studien  herzlichst  gedankt. 


Der  Verfasser. 


